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„Unsere Beschäftigten brauchen 
ordentliche Löhne und eine faire Verteilung 

der Arbeitszeiten.“

AK Präsident Erwin Zangerl
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Soweit in den folgenden Ausführungen personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, 
beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise.  
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DAS JAHR 2019

160104 81 35 210
VerordnungenBundesgesetze internationale 

Abkommen & 
EU-Vorschriften

Landesgesetze sonstige 
Stellungnahmen

Gesetzesbegutachtungen

85.520
persönlich

225.600
telefonisch

15.310
schriftlich

326.430
Beratungen
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DAS JAHR 2019 Finanzielle Erfolge für unsere AK Mitglieder 
aus Interventions-, Rechtsschutz- 
und Insolvenzakten sowie aus 
Arbeitnehmerveranlagungen

Direkte finanzielle Zuwendungen 
an AK Mitglieder

€ 45,293.460 

€ 2,745.770 

€ 7,610.630

€ 310.000 € 418.820

€ 1,948.200 € 68.750

€ 30,845.660

€ 3,324.050 € 3,513.120
aus Interventionsakten

zinsfrei gewährtes Wohnungsdarlehen ausbezahlte Beträge aus dem 
Unterstützungsfonds

direkt ausbezahlte Aus- 
und Weiterbildungsbeihilfen

Unterstützung im Rahmen 
der Weihnachtsaktion

aus Rechtsschutzakten

aus Insolvenzvertretungen aus Arbeitnehmerveranlagungen
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DIE AK UMLAGE

DURCHSCHNITTLICHER  
MITGLIEDSBEITRAG  

7 EURO NETTO

SO VERTEILT SICH DER MITGLIEDSBEITRAG LAUT  
LEISTUNGSÜBERSICHT IM RECHNUNGSABSCHLUSS 2019

Durch die solidarischen Beiträge kann die AK Tirol ihre Aufgabe als Standesvertretung der mehr als 350.000  
Tiroler Arbeitnehmer bestens erfüllen. Die AK Mitglieder finanzieren sich ihr Schutzhaus selbst. Das gewährleistet 
die Unabhängigkeit der AK gegenüber Staat und Wirtschaft. 7 Euro beträgt im Schnitt der monatliche Beitrag, den 
wir von der Sozialversicherung erhalten. Keinen Beitrag bezahlen geringfügig Beschäftigte, Lehrlinge, Präsenz- 
und Zivildiener oder wer Krankengeld, Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder Karenzgeld bezieht. 
Der überwiegende Teil der AK Beiträge fließt wieder an die AK Mitglieder zurück.

2,10 €
für Rechtsschutz

0,67 €
für Informationen
an unsere Miglieder

1,05 €
für die Vorsorge

1,33 €
für Konsumenten-
schutz

0,49 €
für Unterstützungen

0,10 €
für die Einhebung 
des AK Beitrages

0,94 €
für Ausbildung 
und Beihilfen

0,12 €
für die Selbst-
verwaltung

0,20 €
Leistungen an die 
Bundesarbeits-
kammer

30 %

9,5 %

15,1 %

19,1 %

7 %

1,4 %

13,4 %

1,7 %

2,8 %
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Wir leben in turbulenten Zeiten, vieles verändert sich, nicht alles nur zum Guten.
Das betrifft auch die Arbeitnehmer-Familien. Sie brauchen eine stabile Kraft und ein sicheres Schutzhaus, 
die Arbeiterkammer. Nie war sie so wertvoll wie heute: Als Solidargemeinschaft der Beschäftigten setzt sie sich 
für ihre Anliegen gegenüber Politik und Wirtschaft ein. 

Sie ist ihre unabhängige Stimme und nur ihren Mitgliedern verpflichtet.

Mehr denn je benötigen die Beschäftigten Hilfe, Schutz und Beratung bei Fragen im Arbeits-, Sozial-, Konsumenten-, 
Wohn- und Steuerrecht, in Wirtschafts-, Jugend- und Bildungsfragen in Innsbruck und in allen Bezirken.

Mit freundlichen Grüßen 

AK Präsident Erwin Zangerl 		  AK Direktor Mag. Gerhard Pirchner

LIEBES AK MITGLIED!



6

Erwin Zangerl
AK Präsident 
AAB-FCG�

Doris Bergmann
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Dr. Stephan Bertel
Kammerrat 
FSG�

Bernhard Höfler
Kammerrat 
FSG�

Klaus Rainer
AK Vizepräsident 
AAB-FCG�

Tanja Rupprecht
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Verena 
Steinlechner-Graziadei
AK Vizepräsidentin AAB-FCG�

LAbg. Patrick Haslwanter
Kammerrat 
FPÖ�  

Werner Salzburger
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Christoph Stillebacher
AK Vizepräsident 
AAB-FCG�

Gerhard Hödl
Kammerrat 
AAB-FCG�

ARBEITERKAMMER TIROL

Die Vorstands-Mitglieder der AK Tirol



7

Andrea Ager
Kammerrat 
AAB-FCG�

Siegfried Härting
Kammerrat 
AAB-FCG�

Thomas Orgler
Kammerrat 
AAB-FCG�

Mag. Gabriele Hilber
Kammerrat 
AAB-FCG�

Christian Matt
Kammerrat 
AAB-FCG�

Helmut Deutinger
Vorsitzender, Kammerrat 
GRÜNE-UG�

Gottfried Kostenzer
Kammerrat 
AAB-FCG�

Gerald Sturm
Kammerrat 
AAB-FCG�

Herbert Frank
Kammerrat 
FSG�  

Bernd Leidlmair
Kammerrat 
FSG�  

Selina Stärz
Kammerrätin 
AAB-FCG�  

Andreas Gang
Kammerrat 
FPÖ�

Heribert Mariacher
Kammerrat 
AAB-FCG�

Florian Tauber
Kammerrat 
FSG�

ARBEITERKAMMER TIROL

Die Kontrollausschuss-Mitglieder der AK Tirol

Roman Fankhauser
Kammerrat (bis 30.11.19) 
FPÖ�



	■ 19

8

Jänner
	■ Organisation und Abwicklung  

der AK Wahl 2019
	■ AK Tirol startet Bildungsoffensive  

für Wiedereinsteigerinnen

Mai
	■ Positives Urteil im Zusammenhang mit der  

beabsichtigten Kündigung eines Betriebsrates, 
Urteil wurde bereits in 1. Instanz rechtskräftig

	■ EuGH bestätigt Rechtsansicht der AK Tirol: 
Die Dienstrechtsnovelle für Bundesbeamte und 
Vertragsbedienstete des Bundes des Jahres 
2015 ist europarechtswidrig: Diskriminierung 
durch Nichtanrechnung von Dienstzeiten vor 
dem 18. Geburtstag nicht beseitigt: AK Tirol 
gewährt Rechtsschutz für 99 Einzelklagen

	■ Vortrag mit Dr. Jan-Uwe Rogge im Congress  
Innsbruck: „Eltern & Kinder: Vom Reden und  
Zuhören“ mit 600 Besuchern

September
	■ AK Tirol gewinnt langwierigen Prozess wegen 

Schutt im Baugrund gegen Tiroler Bodenfonds: 
€ 16.800,- an Schadenersatz an die Häuslbauer-
Familie und Prozesskostenersatz iHv. rund  
€ 50.000,-

	■ Start des WIR Kollegs 2019 am Seehof

Februar
	■ Post AG setzt Urteil des Höchstgerichts  

nicht um: Anrechnung von Dienstzeiten  
vor dem 18. Geburtstag von ehemaligen  
Postpraktikanten: AK Tirol gewährt  
Rechtsschutz für 23 Einzelklagen

	■ Liste Präsident Erwin Zangerl mit 61,39 %  
erneut klar bestätigt

Juni
	■ Abschluss des BR Kolleg 2019
	■ Klagseinbringung wegen Motivkündigung  

(nach Gegenwehr wegen gesundheitsschädi-
genden Arbeitsbedingungen) – Zurückziehung 
der Kündigung noch vor erster Gerichtsver-
handllung

Oktober
	■ € 16.000,- Schmerzensgeld für unerlaubte  

32-monatige Dauerüberwachung  
des privat benützten PKW´s 
(OLG Innsbruck; Arbeitgeber hat  
außerordentliche Revision eingebracht)

	■ AK Studie: So sehen junge Tirolerinnen und  
Tiroler ihre Ausbildung und Arbeit im Tourismus

HIGHLIGHTS 2019
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März
	■ Steuerspartage 2019 - 1.318 Veranlagungen  

an 11 Terminen erledigt
	■ konstituierende Vollversammlung mit Ange-

lobung der Kammerräte und Erwin Zangerl 
einstimmig zum AK Präsideten gewählt

Juli
	■ Finalisierung von Sozialplänen mit 

 beträchtlichem Gesamtvolumen
	■ Erfolgreicher Abschluss der Gesundheits- 

berufe-Registrierung (gesamt 15.650  
Registrierungen in 12 Monaten)

November
	■ Erfolgreiche Unterstützung eines Betriebsrates 

gegen die angekündigte verschlechternde  
Versetzung von zwei TV-Moderatoren

	■ Betreuung mehrerer Krankenhäuser in  
der Frage der Umsetzung des Urteils  
„Umkleidezeiten als Arbeitszeit“

	■ Entgeltfortzahlung bei Schneechaos in  
Osttirol: AK Tirol informiert direkt 500 Mitarbei-
ter: gerichtlicher Rechtsschutz wird angeboten, 
falls die Entgeltfortzahlung nicht oder nicht 
vollständig geleistet wird;

	■ Start mit neuem Hör-Angebot für Kinder in der 
Freihandbibliothek: Tonies für die Toniebox 
stehen zum Verleih bereit

April
	■ Gründung eines Betriebsrates in der dem ÖSV 

zugehörigen Bergisel Betriebs-GmbH  
(trotz Widerstandes des Arbeitgebers)

	■ Vortrag mit Univ.Prof. i.R. Emmerich Tálos:  
„Soziale Kälte zieht durch das Land“

August
	■ Erfolgreiche arbeitsrechtliche Interventionen 

gegen verschlechternde Versetzungen
	■ Erfolgreicher Abschluss der Kinderferienaktion  

mit 37 Wochen und rund 1.500 Kindern 

Dezember
	■ Wärme-Contracting: AK Tirol erringt für Eigen-

tümergemeinschaft die Übertragung des Eigen-
tums an Heizungsanlage und Rückerstattung 
der über Jahre zu viel geleisteten Zahlungen  
an den Contractor

	■ 2019 wurden 5.642 My future-, 1.189 My future 
Plus- und 687 My future AHS-OS Mappen  
ausgegeben (gesamt 7.518 Stück)
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Foto: © Nejron Photo – stock.adobe.com
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ARBEITSRECHT

97.900
 Beratungen

31.540
persönlich

63.440
telefonisch

2.920
schriftlich

€ 9,093 Mio
Summe der Vertretungserfolge

Ergebnis außergerichtlicher Interventionen 	 € 6,376 Mio
Ergebnis abgeschlossener Rechtsschutzakten 	 € 2,717 Mio

3.284
außergerichtliche
Interventionen

732
neue
Rechtsschutzakten§
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NOVELLE TIROLER LANDARBEITSORDNUNG 2000

Mit dieser Novelle wurde im Tiroler Landesausfüh-
rungsgesetz vor allem der 12-Stunden-Tag und die 
60-Stunden-Woche für Land- und Forstarbeiter – teils 
sogar noch schlimmer als im AZG – umgesetzt. Daher 
wurde unsere Kritik daran, die bereits in der Stellung-
nahme zur diesbezüglichen Novelle des Bundesgrund-
satzgesetzes, dem Landarbeitsgesetz 1984, formuliert 
wurde, in dieser Begutachtung erneuert und bekräftigt.

NOVELLE INNSBRUCKER 
VERTRAGSBEDIENSTETENGESETZ

Bei dieser Novelle wurden die Ausweitung der Inan-
spruchnahme der Familienhospizkarenz anlässlich ei-
ner medizinisch notwendigen Therapie für ein schwerst 
erkranktes Kind sowie die Bestimmungen zu den pä-
dagogischen Fachkräften, Schulassistenzkräften und 
Freizeitpädagogen befürwortet. 

Bei der Treueabgeltung wurde der Vorschlag unterbrei-
tet, diese nicht bei Teilzeitbeschäftigten zu aliquotieren. 

Bei der Altersteilzeit wurde vorgeschlagen, dass auch 
eine Teilpension möglich sein soll und keine Begren-
zung des Entgeltausgleichs mit der Höchstbeitrags-
grundlage erfolgt.

NOVELLE LANDESBEDIENSTETENGESETZ 
UND LANDESBEAMTENGESETZ

Bei diesen Novellen wurden die nicht mehr zur Anwen-
dung kommende Kürzung der Kinderzulage im Falle 
eines Sabbaticals, die Einführung einer Altersteilzeit für 
Landesbedienstete sowie der Umstand, dass bei der 
Altersteilzeit anders als bei Gemeindevertragsbediens-
teten keine Begrenzung der Summe von Teilzeitentgelt 
und Lohnausgleich mit der Höchstbeitragsgrundlage 
erfolgt, befürwortet. 

Vorgeschlagen wurde die jetzt für Landesbedienstete 
vorgesehene Regelung des Entfalls der Begrenzung 
mit der Höchstbeitragsgrundlage auf das gesamte 
Tiroler öffentliche Dienstrecht auszuweiten und dass 
auch eine Teilpension wie das Blockmodell möglich 
sein soll. Abgelehnt wurde die im Entwurf vorgesehene 
automatische Beendigung des Dienstverhältnisses im 
Falle eines Anspruchs auf einen öffentlich-rechtlichen 
Ruhegenuss ab dem 65. Lebensjahr. 

NOVELLE GEMEINDE-VERTRAGSBEDIENSTETEN-
GESETZ

Bei dieser Novelle wurde die Einführung der Wiederein-
gliederungsteilzeit und die nicht mehr zur Anwendung 
kommende Kürzung der Kinderzulage im Falle eines 
Sabbaticals befürwortet. Vorgeschlagen wurde, eine 
Regelung analog zu § 15b AVRAG im Falle des Bezugs 
von Rehabilitationsgeld zu schaffen. Abgelehnt wurde 
die im Entwurf vorgesehene automatische Beendigung 
des Dienstverhältnisses im Falle eines Anspruchs auf 
einen öffentlich-rechtlichen Ruhegenuss ab dem 65. 
Lebensjahr. 

Entsprechend unseren Begutachtungen wurde vom 
Land Tirol von der automatischen Beendigung des 
Dienstverhältnisses im Falle eines öffentlich-rechtli-
chen Ruhegenusses ab dem 65. Lebensjahr sowohl 
im LandesbedienstetenG als auch im Gemeinde-Ver-
tragsbedienstetenG abgesehen.
  

ARBEITSRECHT 

Kollektive Interessenvertretungen

15
Gesetzesbegutachtungen
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	■ Nicht (vollständig) bezahlte Lohnansprüche 
Thematische Schwerpunkte der arbeitsrechtlichen 
Beratungen und Vertretungen bildeten vor allem 
die Überprüfung des bezahlten Entgelts samt 
Geltendmachung nicht oder nicht vollständig 
bezahlter Ansprüche, insbesondere bezüglich des 
laufenden Lohnes, der Mehr- und Überstunden, 
der Sonderzahlungen und der Urlaubsersatzleis-
tungen.  

	■ Arbeitsvertragsüberprüfungen 
Weiters wenden sich Dienstnehmer oftmals und 
immer häufiger per eMail mit der Bitte an die AK 
Tirol, ihre schriftlichen Arbeitsverträge überprü-
fen zu lassen. Diese schriftlichen Arbeitsverträge 
werden in aller Regel von Arbeitgebern oder ihren 
Rechtsvertretern erstellt und sind inhaltlich immer 
ausführlicher und komplexer ausgestaltet. Bei den 
schriftlichen Arbeitsverträgen werden typischer-
weise alle nach dem Gesetz erlaubten Möglichkei-
ten ausgeschöpft, die rechtliche Position des Ar-
beitnehmers zu verschlechtern, etwa zum Beispiel 
durch abweichende Vereinbarungen von öfteren 
Kündigungsterminen oder durch die Vereinbarun-
gen von Konkurrenzklauseln und Konventional-
strafen. Darüber hinaus finden sich darin auch 
eindeutige rechtsunwirksame Klauseln, wie auch 
Klauseln, die erst im tatsächlichen Anwendungsfall 
sittenwidrig sein könnten, zum Beispiel hinsicht-
lich der Versetzungsmöglichkeiten in örtlicher wie 
auch in tätigkeitsbezogener Hinsicht. Anders als 
im Konsumentenschutzrecht ist es im Arbeitsrecht 
nicht möglich, die Rechtswidrigkeit von Arbeitsver-
tragsklauseln durch ein Verbandsklageverfahren 
abklären zu lassen.  
 
 
 
 

	■ Weitere Themen, vor allem Konkurrenzklauseln 
und Ausbildungskostenrückersätze 
Schließlich geht es bei den arbeitsrechtlichen 
Beratungen und Vertretungen schwerpunktmä-
ßig um die korrekte Entgeltfortzahlung im Kran-
kenstand, Gehaltsabzüge wegen behaupteter 
Schadenszufügung durch den Arbeitnehmer, die 
korrekte Ausstellung eines nicht das Fortkommen 
erschwerenden Dienstzeugnisses, unzulässige 
Ausbildungskostenrückersätze, Berufsausübungs-
verbote und eingeforderte Konventionalstrafen bei 
Konkurrenzklauseln sowie um die Rückverrech-
nung und Kürzung von Sonderzahlungen. 

	■ Behindertendiskriminierung – österreichweiter 
Schwerpunkt und Musterverfahren 
Im Besonderen ist darauf hinzuweisen, dass die 
AK Tirol auch österreichweit betrachtet einen be-
sonderen Schwerpunkt im Bereich der unzulässi-
gen Diskriminierung von Behinderten, vor allem im 
Zusammenhang mit der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses entwickelt hat. Neben den damit zu-
sammenhängenden zahlreichen Vertretungen vor 
dem Sozialministeriumservice und der Gerichts-
verfahren in Einzelfällen werden derzeit Musterver-
fahren geführt, wonach die gesetzlichen Regelun-
gen im Öffentlichen Dienst, die nach einjährigem 
Krankenstand eine automatische Beendigung des 
Dienstverhältnisses vorsehen, nach Ansicht der AK 
Tirol insofern europarechtswidrig sind, als bei der 
Einjahresberechnung jene Zeiträume unberück-
sichtigt bleiben müssten, die aus der Behinderung 
resultieren. Auch wird durch diese Regelung dem 
Behinderten die Möglichkeit genommen, sich bei 
positiver Gesundheitsprognose gerichtlich gegen 
die Kündigung zur Wehr setzen zu können und es 
findet bei begünstigten Behinderten im Gegensatz 
zu Arbeitnehmern bei privaten Arbeitgebern kein 
Verfahren auf Zustimmung zur Kündigung vor dem 
Behindertenausschuss statt.

ARBEITSRECHT 

Individuelle Serviceleistungen

51.230
Beratungen in der AK Innsbruck 46.670

Beratungen in den Bezirkskammern 
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EINHALTUNG DER VERPFLICHTETEN  
GEHALTSANGABE IN STELLENANZEIGEN

Von der Arbeitsrechtlichen Abteilung wird seit dem 
Jahr 2013 überprüft, inwieweit die Arbeitgeber und 
Personalvermittler die gesetzliche Verpflichtung zur 
Gehaltsangabe in Stelleninseraten in Tiroler Zeitungen 
einhalten. 

Dabei wird – um die Entwicklung nachvollziehen zu 
können – immer derselbe Erhebungszeitraum festge-
legt, nämlich Februar und März eines jeden Kalender-
jahres. Untersucht werden die Stellenanzeigen in der 
Samstag-Ausgabe der Tiroler Tageszeitung, in der 
Zeitschrift Basic sowie in allen Bezirksblättern. 

Im Jahr 2019 wurden insgesamt  
5.395 Stellenanzeigen ausgewertet: 
davon enthielten 3.320 keine Gehaltsangabe. 

Das bedeutet: 
61,50 % der Stelleninserate verletzen das Gesetz! 

Dabei handelt e sich um ein deutlich schlechteres 
Ergebnis als in den Vorjahren: 

	■ 2013: 	 48,73 % 
	■ 2014: 	 54,20 % 
	■ 2015: 	 58,30 % 
	■ 2016: 	 58,50 %
	■ 2017: 	 58,80 %
	■ 2018: 	 58,40 %

Von diesem überaus schlechten Ergebnis und der ne-
gativen Entwicklung wurde das zuständige Bundesmi-
nisterium in einem Schreiben informiert, mit dem Vor-
schlag, dass das Anzeigerecht bei Gesetzesverstößen 
nicht nur der Gleichbehandlungsanwaltschaft und dem 
Stellenbewerber, sondern auch den gesetzlichen und 
freiwilligen Interessenvertretungen zukommen soll, da-
mit dieser wichtigen Bestimmung zur Förderung der 
Gleichbehandlung von Frauen die notwendige Effek-
tivität zukommt.

VERANSTALTUNGEN

	■ „informiert.eltern.werden“ in Innsbruck,  
wobei immer die maximale Teilnehmerzahl  
von 120 Personen erreicht wurde.

	■ Lesung von Elfriede Hammerl aus Anlass des 
Weltfrauentages, an der 105 Personen  
teilgenommen haben.

	■ Kinoabend aus Anlass „40 Jahre  
Gleichbehandlungsgesetz“ mit 191 Teilnehmern.

VORTRÄGE
Insbesondere

	■ 4 Vorträge beim Verein Frauen im Brennpunkt
	■ 3 Vorträge im Rahmen der Veranstaltung  

„informiert.eltern.werden“
	■ Laienrichterschulung zum Thema  

„Versetzung im Arbeitsrecht“
	■ Laienrichterschulung zum Thema „Urlaubsrecht“

BROSCHÜREN

Insgesamt werden von der Arbeitsrechtlichen Abtei-
lung 23 Broschüren betreut, wobei neben der mög-
lichst einfach gehaltenen Darstellung der Rechtslage 
für wichtige Themenbereiche im Besonderen die in 
Zusammenarbeit mit anderen Abteilungen erstellte 
Broschüre „Tipps für einen unbeschwerten Urlaub“ 
zu erwähnen ist, die sich aufgrund des „Hosen- und 
Jackentaschen-Formats“ zur Mitnahme in den Urlaub 
eignet, sowie die spezifisch auf die Fragen bei Eltern-
schaft zugeschnittenen und ebenfalls in Zusammen-
arbeit mit anderen Abteilungen erstellten Broschüren 
„Familienzuwachs“, „Steuertipps für Eltern“ sowie der 
„Eltern-Fahrplan“.

ERREICHBARKEIT DER 6. URLAUBSWOCHE

Fortgeführt wurde der im Herbst 2018 begonnene  
Beratungsschwerpunkt „Faire Erreichbarkeit der 6. Ur-
laubswoche“, wobei regelmäßig insbesondere eMail-
Anfragen beantwortet werden, ob nicht bereits oder 
wann in Zukunft ein Anspruch auf einen 6-wöchigen 
Urlaub besteht. 

ARBEITSRECHT 

Allgemeine Serviceleistungen
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ARBEITSRECHT 

Ausschuss Arbeitsrecht 
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Foto: © contrastwerkstatt – stock.adobe.com
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ARBEITSRECHT 

Ausschuss Frauen-, Familien- und Gesellschaftspolitik
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Foto: © standret – stock.adobe.com
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BETRIEBSSERVICE

21.230
 Beratungen

2.110
persönlich

18.720
telefonisch

400
schriftlich

€ 3,324 Mio
Insolvenzvertretungen
erzielte Insolvenzgelder

230
Betriebsratsfonds-Revisionen

50
AK Seminare für Betriebsräte

AK Betriebsräte Kolleg der 
Arbeiterkammern für Salzburg, 
Tirol und Vorarlberg

AK WIR Kolleg der Arbeiterkammern 
für Salzburg, Tirol und Vorarlberg

wirwirkolleg

980
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Geschäftsbericht 2019

Luftfahrt-ArbeitnehmerInnenschutzverordnung
Hier waren kritische Anmerkungen zum „Auslösen von 
Lawinen von Hubschraubern aus“ anzubringen, da es 
durch die geplante Neuregelung ermöglicht werden 
sollte, mit so genannten Schlagbolzenanzündern in 
Hubschraubern zu hantieren, was ein nicht unerheb-
liches Gefährdungspotenzial für das im Hubschrauber 
befindliche Personal darstellt, verglichen mit anderen 
Methoden, wie z.B. elektrischen Zündvorrichtungen.

Eisenbahn-Arbeitnehmerschutzverordnung
Bei dieser Änderung wurde insbesondere die Proble-
matik hervorgehoben, dass im Bereich Eisenbahnbau / 
Arbeiten im Gleisbereich der Termindruck als erheblich 
zu bezeichnen ist und dies Risiken bzw. Schwierigkei-
ten mit der Einhaltung der arbeitszeitrechtlichen Vorga-
ben mit sich bringen kann.

Arbeitsstättenverordnung
Hier waren einige Änderungen zu befürworten, da sie 
Klarstellungen mit sich bringen, andererseits muss-
ten dann doch noch einige Anregungen für künftige  
Änderungen angebracht werden.

Auch 2019 war es wieder notwendig, an der Konzep-
tion und Verhandlung von Sozialplänen federführend 
mitzuwirken, was für die Betroffenen eine erhebliche 
Verbesserung ihrer existenziellen Situation, aber auch 
ihrer Zukunftsprognose bedeutet.

Festzustellen war auch 2019, dass ein großer Bedarf 
an der Konzeption wie auch der eingehenden fachli-
chen Beurteilung und oftmals Verbesserung von Be-
triebsvereinbarungen besteht.

Wenn man sich vor Augen führt, dass Betriebsverein-
barungen ein wesentliches Instrument der betriebli-
chen Mitbestimmung darstellen, und weiters berück-
sichtigt, dass hier im Regelfall ganze Belegschaften 
von den Auswirkungen der Regelungen in Betriebsver-
einbarungen betroffen sind, kann man sich vorstellen, 
wie wesentlich eine fundierte Bearbeitung dieses The-
mas ist.

Hierbei geht es aber nicht nur darum, Betriebsver-
einbarungen zu gestalten bzw. bestehende Regelun-
gen zu verbessern, sondern häufig auch darum, dem  
Arbeitgeber überhaupt erst einmal klarzumachen, dass 
für bestimmte Sachverhalte der Abschluss einer Be-
triebsvereinbarung aufgrund gesetzlicher Vorgaben 
sogar zwingend erforderlich ist.

So war auch 2019 wieder feststellbar, dass gerade bei 
datenschutzrechtlich relevanten Themen, bei denen 
der Abschluss einer Betriebsvereinbarung aufgrund 
des Arbeitsverfassungsgesetzes geboten ist, derartige 
Betriebsvereinbarungen schlicht fehlen, weil mancher 
Arbeitgeber glaubt, Regelungen „am Betriebsrat vor-
bei“ und somit ohne Betriebsvereinbarung erlassen zu 
dürfen. Hier gelingt es immer wieder, Überzeugungsar-
beit zu leisten, dass bei solchen Themen eine Betriebs-
vereinbarung nicht nur gesetzlich geboten ist, sondern 
auch zur allseitigen Rechtssicherheit und rechtlichen 
Klarheit beitragen kann.

Das Betriebsservice der AK Tirol leistet hierbei in be-
währter Weise wertvolle Unterstützung und Betreuung, 
regelmäßig auch vor Ort direkt in den Betrieben.

 

BETRIEBSSERVICE

Kollektive Interessenvertretungen

IM GESCHÄFTSJAHR 2019 WURDEN BEGUTACHTUNGEN ZU FOLGENDEN 
RECHTSNORMEN ABGEGEBEN
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Im Jahr 2019 gab es eine Vielzahl an Beratungen 
für Betriebsräte, quer durch die verschiedensten 
Themenbereiche und Anliegen. Ein wesentlicher 
Schwerpunkt ist hierbei die rechtliche Beurteilung, 
aber auch Konzeption von Betriebsvereinbarungen. 
Gerade in dieser Thematik gilt immer zu bedenken, 
dass ganze Belegschaften von den Auswirkungen 
einer Betriebsvereinbarung betroffen sind und es 
dementsprechend notwendig ist, rechtlich saubere 
und tragfähige Regelungen zu treffen. Das Angebot 
wird daher gerne und häufig angenommen.

Häufige Problemstellungen gibt es im Zusammenhang 
mit verschlechternden Versetzungen: Hier „übersehen“ 
viele Arbeitgeber, dass zusätzlich zu einer Zustimmung 
des Betroffenen zur verschlechternden Versetzung 
auch die Zustimmung des Betriebsrates erforderlich 
ist, andernfalls die verschlechternde Versetzung als 
rechtsunwirksam anzusehen ist.

Von den konkreten Themen her – auch in weiterer Folge 
in der Vertretung bei Gericht in den Rechtsschutzfällen 
– ergibt sich immer wieder das Bild, dass einige Arbeit-
geber offenbar versuchen, Betriebsräten das Leben 
möglichst „schwer“ zu machen. So wurde auch 2019 
wieder versucht, durch eine Klage auf Zustimmung zur 
Kündigung eines Betriebsratsmitglieds die Entfernung 
dieses Betriebsratsmitglieds, in der Folge aber auch 
des gesamten Betriebsrats zu erreichen. Sehr positiv 
zu vermerken ist hierbei, dass das Verfahren für den 
Betroffenen gewonnen werden konnte und – offenbar 
wegen Aussichtslosigkeit für die Arbeitgeberseite – be-
reits in der 1. Instanz rechtskräftig wurde.

Großes mediales Echo hat auch das durch die AK Tirol 
erwirkte Urteil zum Thema „Fortbildungen für Teilzeit-
beschäftigte“ hervorgerufen: Mit diesem Urteil wurde 
klargestellt, dass auch Teilzeitbeschäftigte einen An-
spruch auf Abrechnung und Bezahlung der tatsächlich 
für die Fortbildung zugebrachten Zeit als Arbeitszeit 
haben und nicht nur in ihrem Teilzeitausmaß.

Auch im Bereich „Arbeitnehmerschutz“ waren zahlrei-
che Beratungen, aber auch Interventionen erfolgreich 
durchzuführen, hier bewährt sich auch immer wieder 
die gute Verbindung hin zum Arbeitsinspektorat.

Im Jahr 2019 ist die Zahl der Insolvenzen wieder ange-
stiegen. Leider war Tirol diesbezüglich der österreich-
weite Spitzenreiter. Die AK Tirol hat im vergangenen 
Jahr für insgesamt 980 betroffene Arbeitnehmer einen 
Antrag auf Zuerkennung von Insolvenzentgelt gestellt. 
Das ist eine Steigerung von circa 35 % gegenüber dem 
Jahr 2018. Insgesamt konnte somit ein Betrag in der 
Höhe von € 3,3 Millionen einbringlich gemacht werden. 
Ein besonderes Augenmerk wurde darauf gelegt, ne-
ben einer kompetenten Beratung durch eine koordi-
nierte Vorgangsweise aller an den Verfahren Beteiligten 
eine möglichst zeitnahe Erstzahlung durch den Fonds 
zu gewährleisten.

Beispielhaft für 2019 sind die „Cammerlander´s 
GmbH“, die als Betreiberin der Restaurationsbe- 
triebe „Löwenhaus“ und „Geisterburg“ in Konkurs 
ging, sowie die „Mattro Production GmbH“, die das 
kleine Nutz- und Funfahrzeug „Ziesel“ fertigte, sowie 
weiters überwiegend Kleinbetriebe. Dabei handelte es 
sich zum Großteil um Transport-, Kleintransport-, Bau- 
und Gastronomiebetriebe. Trotz des anhaltend niedri-
gen Zinsniveaus ist nicht zu erwarten, dass es im Jahr 
2020 zu einem Rückgang der von Insolvenzen betrof-
fenen Arbeitnehmer kommen wird. 

 

BETRIEBSSERVICE

Individuelle Serviceleistungen

1.200
Persönliche Beratungen in der AK Innsbruck

420
Insolvenzberatungen direkt vor Ort

490
Persönliche Beratungen 
in den Bezirkskammern
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Bei der 2019 intensivierten Vor-Ort-Betreuung geht 
es um die wichtige Kontaktpflege zu Betriebsräten, 
aber auch zu Mitgliedern, die sich mit dem Gedanken 
tragen, einen Betriebsrat überhaupt erst zu grün-
den. So ist insgesamt zu sagen, dass die Betreuung 
und fachliche Begleitung von Betriebsratswahlen 
– oft auch als Mitglied des Wahlvorstands – einen 
wichtigen Teil der Tätigkeit des Betriebsservice 
ausmacht.

Als besonders wichtiges und zugleich sehr zeitaufwen-
diges Projekt ist immer eine AK Wahl hervorzuheben: 
2019 war das Betriebsservice maßgeblich in die Ab-
wicklung der AK Wahl eingebunden: so war das Wahl-
büro der Arbeiterkammerwahl zu einem Gutteil mit Mit-
arbeitern der Stabsstelle Betriebsservice bestückt, die 
die Arbeit für das Wahlbüro zusätzlich zu ihren anderen 
Aufgaben erledigt haben, inklusive dem Wahlbürolei-
ter, der weiterhin gleichzeitig die Funktion des Leiters 
der Stabsstelle Betriebsservice ausgeübt hat. Die ab-
solut fehlerfreie Abwicklung der AK Wahl 2019 und die 
durchaus gute Wahlbeteiligung können sehr wohl als 
Erfolg verbucht werden.

Ein wichtiger Bestandteil der Tätigkeit des Betriebsser-
vice ist die Abhaltung von Schulungen und Seminaren 
für Betriebsräte. Auch 2019 konnten wiederum sowohl 
für das 1. Halbjahr (trotz gleichzeitig abzuwickelnder 
AK Wahl) als auch für das 2. Halbjahr 2019 zahlreiche 
Seminare für Betriebsräte organisiert und abgehalten 
werden, wobei für den Großteil der Seminare auf Vor-
tragende aus dem Betriebsservice selbst zurückgegrif-
fen werden konnte. Dies vor allem deshalb, weil hier 
einerseits eine umfangreiche Expertise vorhanden ist, 
andererseits aber auch, um den Kontakt der AK Be-
rater mit den Betriebsräten intensiv zu pflegen und zu 
fördern. Dieses Angebot wird von den Betriebsräten 
überaus gerne angenommen.

Beispielhaft ein paar Seminarthemen: 
	■ „Neu im Betriebsrat“ 
	■ „Datenschutz für Betriebsräte“
	■ „Arbeitsrecht für Betriebsräte“
	■ „Betriebsvereinbarung“
	■ „Betriebsratsfonds“ 
	■ „Arbeitsverfassungsgesetz“ 
	■ „Burnout-Prävention“
	■ „Umgang mit Konflikten im Betrieb“ 
	■ „Wichtiges rund um die Geburt eines Kindes“ 

Selbstverständlich besteht auch die Möglichkeit, 
punktuell für bestimmte Themenbereiche oder Be- 
triebe bzw. Betriebsratskörperschaften maßgeschnei-
derte Seminare durchzuführen, auch davon wurde ger-
ne Gebrauch gemacht.

Ein wichtiger, vom Gesetz ausdrücklich vorgesehener 
Tätigkeitsbereich für die Arbeiterkammern stellt die 
Vornahme der Revisionen von Betriebsratsfonds dar. 
Aufgrund dieser Vorgabe ist „regelmäßig, tunlichst 
einmal jährlich“ jeder Betriebsratsfonds durch die zu-
ständige Arbeiterkammer auf die Rechtmäßigkeit der 
Gebarung und der Verwendung der Mittel zu überprü-
fen und in der Folge ein schriftlicher Revisionsbericht 
an den Betriebsrat zu erstatten, der diesen Revisions-
bericht der Arbeiterkammer dann in einer Sitzung zu 
beraten und in weiterer Folge zum Gegenstand eines 
Berichtes an die Betriebs- bzw. Gruppenversammlung 
zu machen hat.

In der Praxis ist festzustellen, dass die weit überwie-
gende Zahl der Betriebsratsfonds sauber und korrekt 
geführt wird und nur in seltenen Fällen – meistens aus 
fachlicher Unkenntnis – Verbesserungsbedarf besteht. 
Die Revisoren der Arbeiterkammer gehen hierbei sehr 
sorgfältig und mit viel Fingerspitzengefühl vor, geht es 
doch vor allem darum, für die Zukunft allfällige Feh-
ler zu vermeiden und mit Geldern, die ja letztlich ne-
ben den Geschäftsführungskosten des Betriebsrates 
auch den Wohlfahrtsmaßnahmen für die Belegschaft  
zugutekommen sollen, sorgsam umzugehen.

Aus diesem Grund werden im Rahmen von Revisionen 
regelmäßig Hilfestellung und Beratung angeboten, um 
nicht nur allfällige Fehler aufzuzeigen, sondern gleich-
zeitig auch darzustellen, wie für die Zukunft richtig vor-
gegangen werden sollte.

Die Durchführung der Betriebsratsfondsrevisionen er-
folgt in den Bezirken Innsbruck-Stadt und Innsbruck-
Land von Mitarbeitern der Stabsstelle Betriebsservice, 
in den anderen Bezirken durch Mitarbeiter der jewei-
ligen Bezirkskammer. Der fachliche – in den meisten 
Fällen juristische – Support der Revisoren sowie das 
Schulungswesen der Betriebsräte in Sachen „Betriebs-
ratsfonds“ erfolgt hierbei generell durch die Stabsstelle 
Betriebsservice.

BETRIEBSSERVICE

Allgemeine Serviceleistungen
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Sieghard Wachter
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Gerhard Margreiter
Kammerrat 
AAB-FCG�

Guido Leitner
Kammerrat 
FPÖ�

Hubert Preyer
Kammerrat 
AAB-FCG�

Florian Tauber
Kammerrat 
FSG�

Josef Brunner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Andrea Ager
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Thomas Lintner
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Helmut Deutinger
Kammerrat 
GRÜNE-UG�  

Siegfried Härting
Kammerrat 
AAB-FCG�

Bernd Leidlmair
Kammerrat 
FSG�

BETRIEBSSERVICE

Ausschuss Betriebe und Sicherheit



24



25

BETRIEBSSERVICE

Verein biwest

Seit 2014 ist die Arbeiterkammer Tirol gemeinsam 
mit ihren Schwesterkammern aus Salzburg und 
Vorarlberg Träger des Bildungsvereins biwest (Ver-
ein zur Förderung der Aus- und Weiterbildung von 
ArbeitnehmerInnen). Sitz des Vereins ist das AK Bil-
dungshaus Seehof in Innsbruck.

Im Berichtsjahr 2019 wurde im Rahmen des Vereins 
biwest bereits zum sechsten Mal das AK Betriebs-
räte Kolleg durchgeführt. Darüber hinaus feierte 
das AK WIR Kolleg im Berichtsjahr seine Premiere. 
Im Gegensatz zum AK Betriebsräte Kolleg, bei 
welchem es sich um einen Speziallehrgang für Ar-
beitnehmervertreter handelt, wurde das AK WIR 
Kolleg für die Personalentwicklung für Mitarbeiter 
aus ÖGB und seinen Gewerkschaften sowie der Ar-
beiterkammern für Salzburg, Tirol und Vorarlberg 
konzipiert und organisiert.

AK BETRIEBSRÄTE KOLLEG 2019

Wie in den vergangenen Jahren stand die Praxisorien-
tierung der Ausbildung für Betriebsräte im Mittelpunkt. 
Ziel war und ist es, weiterhin die Handlungskompeten-
zen von Betriebsräten entsprechend ihrer Aufgaben zu 
verbessern beziehungsweise auszubauen. So wurden 
auch im sechsten Lehrgang die Schwerpunkte auf Ar-
beitsrecht, Wirtschaft und Persönlichkeitsentwicklung 
gelegt. Dabei lag jedoch der Fokus gleichzeitig auf der 
Ermöglichung der optimalen Wissensvermittlung, der 
Schaffung der Möglichkeit der Selbstbewertung sowie 
auf gecoachtes Lernen. Um dieses zu gewährleisten, 
wurde nicht nur didaktisch hervorragend ausgebilde-
tes Fachpersonal mit starkem Praxisbezug eingesetzt, 
sondern dies darüber hinaus durch permanente Evalu-
ierung erhoben. 

Das Team, welches mit Expertise und enormen Er-
fahrungsschatz die Betriebsräte als Referenten durch 
den Lehrgang begleiteten, setzte sich zusammen aus 
wissenschaftlichen Mitarbeitern der Universität Inns-
bruck, Anwälten, freien Wissenschaftlern, Mitarbei-
ter der Arbeiterkammern sowie externe Trainer und  
Coaches. Das Referententeam am AK Betriebsräte 
Kolleg setzte sich aus mehr als 30 Experten zusam-
men. Den nunmehrigen Absolventen des sechsten AK 
Betriebsräte Kollegs wurden in Summe 38 verschiedene 

Lehrveranstaltungen angeboten, welche auch von al-
len bravourös absolviert und abgeschlossen wurden. 
Wie bereits erwähnt, wird das AK Betriebsräte Kolleg 
von den drei Schwesterkammern Salzburg, Tirol, Vor-
arlberg getragen, somit fanden jeweils Teile des Kollegs 
sowohl in Salzburg als auch in Vorarlberg (Feldkirch) 
statt. So wurde beispielsweise die Vertiefung in der 
Betriebswirtschaftslehre in Salzburg, sowie ein inten-
sives Medientraining (durch Experten aus dem ORF) in 
Feldkirch durchgeführt. Zur Förderung der Gruppendy-
namik wurde neben den 38 Lehrveranstaltungen eine 
Reihe von Zusatzangeboten organisiert. Diese reichten 
vom gemeinsamen Bowlingabend bis hin zu gruppen-
dynamischen Outdoor-Erlebnissen.

Selbstverständlich waren und sind zur professionel-
len Weiterführung unserer Angebote die persönlichen 
Eindrücke und Erfahrungen der Teilnehmer sehr wich-
tig. Daher wurden im Laufe des Lehrgangs mehrfach 
Feedbackgespräche mit den Teilnehmern geführt. Ziel 
war es, den Inhalt sowie den Rahmen des Kollegs 
bestmöglich der Zielgruppe anzupassen. Hierzu ein 
Abriss aus den Gesprächen:

„Ihr könnt stolz sein auf das, was ihr leistet, fachlich, 
zwischenmenschlich und überhaupt – für mich war 
es eine Zeit des Lernens, des verwöhnt Werdens 
und Erholens zugleich.“

„Ein großes Lob und Dank an ALLE Beteiligten, die 
zum Erfolg des Kollegs 2019 beigetragen haben!!! 
(Froh, dass ich da war und nehme viel mit, freue 
mich auf die Umsetzung).“

„Herzlichen Dank für eure Bemühungen und die 
Chance, das Kolleg zu besuchen! Es war eine sehr 
lehrreiche Zeit!“

„Danke sehr für die tolle Arbeit, die Ihr da geleistet 
habt. Es sind so viele Dinge für uns passiert. Wir 
können das gar nicht ganz ermessen.“

Das 14-wöchige Betriebsräte Kolleg feierte seinen Ab-
schluss mit Ende Juni 2019. Die 13 Absolventen aus 
Salzburg, Tirol und Vorarlberg durften sich im Rahmen 
der Abschlussfeier entsprechend ihrer Leistungen von 
den anwesenden Präsidenten und Ehrengästen be-
glückwünschen und feiern lassen.



26

BETRIEBSSERVICE

AK WIR Kolleg

Nach jahrelangem Versuch, ein auf die Zielgruppe – 
Mitarbeiter aus Gewerkschaften und Arbeiterkammern 
– maßgeschneidertes Bildungsangebot zu bieten, war 
es im Berichtszeitraum letztlich möglich, den neuen, 
vom Verein biwest getragenen Lehrgang – AK WIR Kol-
leg – anzubieten und zu starten.

Das Konzept dieses Lehrgangs zielt darauf ab, die Fach- 
und Beratungskompetenzen auszubauen und zu erwei-
tern, um in weiterer Folge unseren Mitgliedern noch pro-
fessionellere Dienstleistungen bieten zu können.

Das in vier Module gegliederte und 45 Lehrveran-
staltungen umfassende AK WIR Kolleg feierte seine  
Österreichpremiere am 16. September. Um den ide-
alen Rahmen für eine bestmögliche Wissensvermitt-
lung sowie den Erfahrungsaustausch zu bieten, wurde 
dieser Lehrgang für eine Gruppengröße von maximal  
12 Teilnehmern angelegt. Der aktuelle Lehrgang wird 
von 10 Teilnehmern besucht.

Der rein für die Personalentwicklung konzipierte 
Lehrgang zeichnet sich neben der Modularität vor 
allem durch die hochgradige Besetzung des Refe-
rententeams aus. Der Mix aus Theorie und Praxis, in 
Verbindung mit dem persönlichen Austausch der Teil-
nehmer untereinander sowie den Experten, stehen da-
bei im Mittelpunkt der Didaktik. 

Kursort ist wie bei dem größten Teil der Angebote des 
Vereins biwest das Bildungshaus Seehof der Arbeiter-
kammer Tirol.

Das AK WIR Kolleg findet über das Berichtsjahr 2019 
hinaus statt und findet im März 2020 seinen Abschluss. 
Wie alle Angebote des Vereins biwest unterliegt auch 
dieser Lehrgang einer genauen und breiten Evaluie-
rung, mit dem Ziel, Verbesserungs- und Entwicklungs-
möglichkeiten auszuarbeiten, um in weiterer Folge die 
Professionalität eines so speziellen Personalentwick-
lungslehrgangs auszubauen und zu gewährleisten. 
Idealerweise soll das AK WIR Kolleg entsprechend der 
Nachfrage der entsendenden Organisationen wieder-
holt werden. 

ANGEBOTSZUFRIEDENHEIT

Wie bereits sowohl in Bezug auf das AK Betriebsräte 
Kolleg und des AK WIR Kolleg mehrfach erwähnt, 
durchlaufen alle Angebote eine Evaluation.  Die Ergeb-
nisse dieser sind nicht nur mehr als erfreulich, sondern 
geben auch Aufschluss darüber, ob die definierten  
Ziele jeweils erreicht wurden.

So wurden im Berichtsjahr in Summe 62 Angebote 
durch knapp 500 Befragungen evaluiert und auf Herz 
und Nieren geprüft. Mit Stolz blickt der Verein biwest 
auf das vergangene Jahr zurück, freut sich sehr darü-
ber, ein breiteres Angebot bieten zu können, aber vor 
allem über die Zufriedenheit und überragend positiven 
Rückmeldungen der Absolventen.

Diese Zufriedenheit lässt sich auch in Schulnoten dar-
stellen (1 - sehr gut, 5 – nicht genügend):

Hier erreichte der Verein biwest mit all seinen Ange-
boten die Durchschnittsnote von sagenhaften 1,14!
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BILDUNGSHAUS SEEHOF

Bildungshaus Seehof

Das Bildungshaus der Arbeiterkammer Tirol (Seehof) 
am Fuße der Nordkette in Innsbruck wird in Zusam-
menhang mit seinen Angeboten mittlerweile weit über 
die Grenzen Tirols hinaus geschätzt und zählt inzwi-
schen zu den beliebtesten Seminarhäusern Tirols. Dies 
schlägt sich beispielsweise auch in der Online-Bewer-
tung auf diversen Internet-Plattformen nieder.

Neben den gemütlichen Räumlichkeiten punktet das 
Bildungshaus Seehof durch ein unschlagbares Preis-
Leistungs-Verhältnis, Flexibilität bei der Buchung,  
seine ausgezeichnete Küche sowie dem äußerst 
freundlichen und hilfsbereiten Personal.

Die Zufriedenheit der Kunden wird im Berichtsjahr 
auch durch Zahlen und Fakten anschaulich. So wurden 
im Berichtszeitraum 477 Seminare veranstaltet, 6.511 
Nächtigungen verzeichnet sowie unzählige Tages- und 
Abendveranstaltungen am Seehof gebucht. 

Unterm Strich bedeutet dies ein Nächtigungsplus 
von 15 % und ein Seminarzuwachs von 17 %. Ne-
ben dem klassischen Seminarbetrieb erkennen immer 
mehr Kunden die Attraktivität des Bildungshauses und 
dessen Vorzüge und genießen die Gastfreundschaft 
des Hauses auch beispielsweise bei Vernissagen und 
Kunstaustellungen oder Firmenevents.



Foto: © zinkevych – stock.adobe.com
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SOZIALRECHT

68.840
 Beratungen

19.600
persönlich

46.100
telefonisch

3.140
schriftlich

Gesundheitsberufe-Registrierungen:

12.350 
Eintragungen ins Gesundheitsberufe-Register 
im 1. HJ 2019 bis zur Frist per 30.6.2019

1.805 1.580
Vertretungen vor Gericht Rechtsschutzakten§

10
Gesetzesbegutachtungen

€ 27,944 Mio
Summe der Vertretungserfolge

MIT GESUNDHEIT
UND PFLEGE

Ergebnis abgeschlossener Rechtsschutzakten
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Im Jahr 2019 war eine Vielzahl von Begutachtun-
gen zu geplanten Änderungen, sei es von Gesetzen 
oder Verordnungen, von der Sozialpolitischen Ab-
teilung vorzunehmen.

Besonders erwähnenswert war der Entwurf eines Bun-
desgesetzes, mit dem im Gesundheitsbereich die neue 
Berufsgruppe der Operationstechnischen Assistenz 
(OTA) eingeführt werden soll, mit der dazu gehörigen 
Ausbildungsverordnung. Der Tätigkeitsbereich dieses 
neu geschaffenen Berufsbildes soll dabei jenem des 
gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Kranken-
pflege mit der Spezialisierung Pflege im Operationsbe-
reich entsprechen. 

Zudem soll der Berufsgruppe der OTA der berufs-
spezifische Einsatz nicht nur im Operationsbereich 
selbst, sondern auch in der Notfallambulanz und dem 
Schockraum, in der Endoskopie sowie in der Aufberei-
tungseinheit für Medizinprodukte möglich sein. 

Entsprechend dem Anforderungsprofil der OTA soll 
die Ausbildung drei Jahre dauern, wodurch mit po-
tentiellen finanziellen Einsparungen zu rechnen ist, da 
die Ausbildung mit dem Erwerb der Qualifikation der 
Spezialisierung OP-Pflege eine vierjährige ist. Da der 
praktischen Anwendung im Theorie-Praxis-Transfer 
ein besonderer Schwerpunkt zukommen soll, wurde 
der Anteil der praktischen Ausbildung mit 65 % höher 
angesetzt als bei den anderen Gesundheitsberufen. 
Des weiteren sieht der Entwurf vor, dass die Ausbil-
dung ab dem 2. Ausbildungsjahr im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses absolviert werden kann. Dies soll 
laut den erläuternden Bemerkungen unter anderem die 
Durchlässigkeit für bereits berufstätige Berufsangehö-
rige des medizinischen Assistenzberufes Operations-
assistenz erleichtern. Dies lässt allerdings befürchten, 
dass es zu einer Verdrängung des gehobenen Dienstes 
für Gesundheits- und Krankenpflege aus dem OP-Be-
reich kommt.

Da die Operationstechnische Assistenz hinsichtlich 
Einsatz und Kompetenzen der Spezialisierung Pflege im 
Operationsbereich gleichwertig sein soll, wurde auch 
das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG) 
aktualisiert. Dadurch sollten insbesondere divergierende 
Regelungen für dasselbe Berufsbild und daraus resul-
tierende Rechtsunklarheiten verhindert werden.

Da der Beruf der Operationstechnischen Assistenz bis 
dato in das Berufsbild der Spezialisierung Pflege im 
Operationsbereich bzw. des medizinischen Assistenz- 
berufs Operationsassistenz fallen, war eine Anerken-
nung von im Ausland erworbenen Qualifikationen auch 
nur in einem der genannten Berufe möglich. Nach  
§ 30a GuKG erfolgte eine partielle Anerkennung im ge-
hobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege 
und ist derzeit in das Gesundheitsberuferegister ein-
zutragen.

Der Beruf der OTA fällt jedoch nicht mehr in den Gel-
tungsbereich des Gesundheitsberuferegister-Gesetzes 
(GBRG), weshalb im Rahmen dieses Gesetzesentwurfs 
eine Übergangsregelung für jene Berufsangehörigen 
geschaffen werden musste, welche bereits in das Ge-
sundheitsberuferegister eingetragen wurden.

SOZIALRECHT MIT DEM SPEZIALBEREICH GESUNDHEIT UND PFLEGE

Kollektive Interessenvertretungen

1.580
10

Gesetzesbegutachtungen
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	■ Entsprechend dem Zuständigkeitsbereich der 
Sozialpolitischen Abteilung wurden im Jahr 2019 
überwiegend Fragen zur Pension, der Ausgleichs-
zulage, dem Pflegegeld, Kinderbetreuungsgeld / 
Wochengeld, Arbeitslosengeld / Notstandshilfe, 
Mindestsicherung, Behinderteneigenschaft und 
den damit zusammenhängenden Auswirkungen 
seitens der Ratsuchenden an die Berater herange-
tragen. 

	■ Ganzjährig haben sich die Anfragen betreffend 
den Voraussetzungen für die Zuerkennung einer 
Pension oder des Pflegegeldes auf hohem Niveau 
befunden und war auch ein an sich gleichblei-
bender Stand gegenüber dem Vorjahr an daraus 
resultierenden Rechtsschutzfällen zu beobachten. 

	■ Die Schwerpunkte der Anfragen waren auf Grund 
der bereits im Jahr 2018 beschlossenen gesetz-
lichen Änderungen und den im Laufe des Jah-
res 2019 erfolgten Änderungen unterschiedlich 
gelagert. 

	■ Am Beginn des Jahres 2019 war eine zunehmende 
Anzahl von Anfragen in Zusammenhang mit den 
geplanten Änderungen zum „Arbeitslosengeld 
Neu“, insbesondere dem geplanten Wegfall der 
Notstandshilfe und den damit verbundenen Aus-
wirkungen auf die Pension, die Krankenversiche-
rung und die geplante Überleitung in die Mindest-
sicherung, mit den damit verbundenen Folgen zu 
verzeichnen. 

	■ Die letzten Monate des Jahres 2019 waren von 
Fragen betreffend die Abschlagsfreiheit bei Vorlie-
gen von 45 Arbeitsjahren bei Pensionsbeginn ab 
1.1.2020 geprägt. Das Anfragespektrum reichte 
von Fragen jener Personen, die kurz vor Be-
schlussfassung der Neuregelung bereits in Pension 
gegangen sind bis zu Fragen, ob bereits geplante 
Pensionsbeginne verschoben werden sollten oder 
ab wann überhaupt die Möglichkeit besteht, ab-
schlagsfrei in Pension gehen zu können. 

	■ Ein weiterer wesentlicher Bereich der Beratung 
in der Sozialpolitischen Abteilung umfasst die 
Themen Gesundheit und Pflege. Schwerpunkte 
waren Beratungen zur 24-Stunden-Betreuung, 
den Heimkosten, Fragen zum Berufsrecht der im 
Gesundheitsbereich tätigen Personen, der Pati-
entenverfügung, der Vorsorgevollmacht und der 
Pflegedokumentation. 

	■ Nicht außer Acht gelassen werden darf die mit der 
Registrierung der Gesundheitsberufe einhergehende 
Beratungstätigkeit. Dabei wurden die betroffenen 
Personen nicht nur in den Räumlichkeiten der AK 
Tirol sondern auch, wenn die Möglichkeit einge-
räumt wurde, vor Ort im jeweiligen Betrieb beraten 
und die entsprechenden für die Registrierung 
notwendigen Schritte durchgeführt.

SOZIALRECHT MIT DEM SPEZIALBEREICH GESUNDHEIT UND PFLEGE

Individuelle Serviceleistungen

6.630
Persönliche Beratungen 
in der AK Innsbruck

4.880
Beratungen Registrierung 
Gesundheitsberufe
in der AK Innsbruck und 
in den Bezirkskammern

8.050
Persönliche Beratungen 
in den Bezirkskammern
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FORTBILDUNGEN FÜR GESUNDHEITS-  
UND SOZIALBETREUUNGSBERUFE

Die Berufsangehörigen der Gesundheits- und Sozial-
betreuungsberufe sind auf Grund der berufsrechtlichen 
Vorgaben verpflichtet, Fortbildungen zu absolvieren. 
Seit 2014 bietet die Arbeiterkammer Tirol als Unter-
stützung fachspezifische, persönlichkeitsbildende und 
rechtliche Seminare an. 

2019 wurden erstmals auch in der Bezirkskammer  
Osttirol / Lienz Fortbildungen abgehalten.

Bei den fachspezifischen Fortbildungen wurden insbe-
sondere die Seminare 

	■ „Modernes Wundmanagement“,
	■ „Aromapflege-Basiskurs“ und 
	■ „Einführung in die Validation“ 

nachgefragt. 

Im Rahmen der rechtlichen und persönlichkeitsbilden-
den Fortbildungen erfreuten sich 

	■ „Resilienz – Das Geheimnis der  
Stehaufmännchen“, 

	■ „Gut drauf im Beruf“,
	■ „Pflegegeld“ und 
	■ „Vorsorgevollmacht – Patientenverfügung“ 

besonderer Beliebtheit.

PFLEGEDOKUMENTATION IN DER LANGZEITPFLEGE:  
IST EINE REDUKTION MÖGLICH?

In der Langzeitpflege wird die Pflegedokumentation 
als wichtiges Instrument geschätzt. Allerdings wird laut 
einer Studie ein großer Teil der Tagesarbeitszeit für die 
Pflegedokumentation verwendet. Dies wurde in der 
Veranstaltung am 29. Mai 2019 thematisiert. 

ERWACHSENENSCHUTZGESETZ,  
PATIENTENVERFÜGUNG, VORSORGEVOLLMACHT 

Im Zuge dieser Info-Veranstaltungen erhielten die Zu-
hörer Informationen unter anderem darüber, welche 
Möglichkeiten der Erwachsenenvertretung das Gesetz 
vorsieht, wie eine Vorsorgevollmacht zu erstellen ist 
und worauf bei einer Vorsorgevollmacht zu achten ist.

LAIENRICHTERSCHULUNGEN

Wie bereits in den vergangenen Jahren wurde auch im 
Jahr 2019 mit zwei Veranstaltungen ein entsprechen-
des Fortbildungsangebot für die am Landesgericht 
Innsbruck als Arbeits- und Sozialgericht, am Ober-
landesgericht Innsbruck in Arbeits- und Sozialrechts-
sachen sowie am Obersten Gerichtshof tätigen und 
von der Arbeiterkammer Tirol nominierten Laienrichter 
durchgeführt.

Im Rahmen der Veranstaltung im Frühjahr 2019 wurden 
die Themen „Krankenversicherung“ anhand von aus-
gewählten rechtlichen Fragestellungen in der gerichtli-
chen Praxis und das Thema „Versetzung“ referiert. Die 
Themen der Schulung im Herbst 2019 umfassten die 
„Hinterbliebenenleistungen“ in der Pensionsversiche-
rung sowie das Thema „Urlaubsrecht“.

SOZIALRECHT MIT DEM SPEZIALBEREICH GESUNDHEIT UND PFLEGE

Allgemeine Serviceleistungen
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Beate Flunger
Vorsitzende, Kammerrätin 
AAB-FCG�

Daniela Weissbacher
Kammerrätin 
GRÜNE-UG�

Johann Seiwald
Kammerrat 
AAB-FCG�

Sabine Linzgieseder
Kammerrätin 
AAB-FCG�

MMag. Marc Deiser
Kammerrat 
FSG�

Jennifer Schumacher
Kammerrätin 
FSG�

Petra 
Grössl-Wechselberger
Kammerrätin AAB-FCG�  

LAbg. Patrick Haslwanter
Kammerrat  
FPÖ�  

Daniela Holaus
Kammerrätin 
AAB-FCG�

SOZIALRECHT MIT DEM SPEZIALBEREICH GESUNDHEIT UND PFLEGE

Ausschuss Soziales 
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Petra 
Grössl-Wechselberger
Vorsitzende, Kammerrätin  
AAB-FCG�

Edith Stimpfl
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Johann Seiwald
Kammerrat 
AAB-FCG�

Stefan Ortner, MSc.
Kammerrat 
AAB-FCG�

Ruth Friedrich-Hagen
Kammerrätin 
FSG�

Robert Senn
Kammerrat 
AAB-FCG�

Barbara Gstrein
Kammerrätin  
AAB-FCG�  

Bernd Leidlmair
Kammerrat  
FSG�  

Bettina Moncher
Kammerrätin 
FPÖ�  

LAbg. Martina Nowara
Kammerrätin 
AAB-FCG�

SOZIALRECHT MIT DEM SPEZIALBEREICH GESUNDHEIT UND PFLEGE

Ausschuss Gesundheit und Pflege
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SOZIALRECHT MIT DEM SPEZIALBEREICH GESUNDHEIT UND PFLEGE

Ausschuss Gesundheitsberufe

Gerhard Margreiter
Vorsitzender, Kammerrat  
AAB-FCG�

Robert Senn
Kammerrat 
AAB-FCG�

Bettina Moncher
Kammerrätin 
FPÖ�

Barbara Gstrein
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Stefan Ortner, MSc.
Kammerrat 
AAB-FCG�

Helmut Deutinger
Kammerrat 
GRÜNE-UG�

Edith Stimpfl
Kammerrätin 
AAB-FCG�

LAbg. Martina Nowara
Kammerrätin  
AAB-FCG�  

Ruth Friedrich-Hagen
Kammerrätin 
FSG�  

Beate Lesink
Kammerrätin 
FSG 

Sabine Linzgieseder
Kammerrätin 
AAB-FCG�
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LEHRLINGE & JUGEND

8.680
 Beratungen

124

454
Betriebsbesuche

externe  Vorträge 
und Schulungen 

von Jugendlichen

15
neu eingebrachte 
Klagen für Lehrlinge

165
außergerichtliche
Interventionen

LWB
LEHRLINGSWETTBEWERB
ARBEITERKAMMER TIROL

 

€ 165.720
1.500 Kinder bei 37 Wochen Kinderferienaktion

Summe der Vertretungserfolge

28
Insolvenz-
vertretungen
	§

Ergebnis außergerichtlicher 
Interventionen 	 € 	104.030

Ergebnis abgeschlossener 
Rechtsschutzakten 	 € 	 20.320

Ergebnis erzielter 
Insolvenzgelder 	 € 	 41.370

2019

100 100
Jugendliche bei 
AK goes International

Schüler und Lehrlinge bei 
„TirolerInnen auf der Walz“
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IM ABGELAUFENEN JAHR WAREN  
EINE NOVELLE ZUM BERUFSAUSBILDUNGS-
GESETZ SOWIE DREI LEHRBERUFSPAKETE  
ZU BEGUTACHTEN.

In der Berufsausbildungsgesetz-Novelle wurde 
seitens der AK Tirol das Vorhaben einer regelmä-
ßig durchzuführenden Evaluierung der Berufsbilder 
grundsätzlich befürwortet. Kritisch gesehen wurde 
dem gegenüber das Vorhaben, die Anrechnung von 
Schulzeiten auf nachfolgende Lehrzeiten weitgehend 
in die Disposition der Lehrvertragspartner zu überge-
ben. Aufgrund des Machtgefälles zwischen Lehrling 
und Lehrbetrieb steht nämlich zu befürchten, dass die 
vereinbarten Lehrzeitdauern zwar betriebsökonomisch 
günstig sind, für die Lehrlinge hingegen einen massi-
ven Verdienstentgang zur Folge haben.

Das Lehrberufspaket 1 brachte in erster Linie neue Be-
rufsbilder in den gastronomischen Lehrberufen. Diese 
sind in Formulierung und inhaltlicher Ausstattung de-
tailliert und als ausbildungsbegleitende Instrumente 
durchaus brauchbar, weshalb die AK Tirol dagegen 
keinen Einwand erhob.

Im Lehrberufspaket 2 bestanden seitens der AK Tirol 
Einwände hinsichtlich der Einführung eines Lehrbe-
rufs „Nah- und Distributionslogistik“. Auch der neu zu 
schaffende Lehrberuf „Sportgerätefachkraft“ ist das 
„downgrading“ einer Einzelhandelsausbildung und die 
Reduktion auf Hilfstätigkeiten. Eine Reihe anderer ge-
planter Neuerungen, etwa bei der Ausbildung in den 
Bauberufen, wurde hingegen zustimmend zur Kenntnis 
genommen.

Das Lehrberufspaket 3 bringt mit der Schaffung von 
zwei weiteren zu den bereits bestehenden zwei kauf-
männischen Berufen in der Hotellerie nur Unüber-
sichtlichkeit und Verwirrung mit sich. Ferner war zu 
kritisieren, dass sich im Neuentwurf der kaufmännisch-
administrativen Lehrberufe die Lehrlingsausbildung 
von den Erfordernissen einer gewissen Kompetenz im 
Bereich Buchhaltung verabschiedet. Mit dem Verzicht 
auf diese kaufmännische Kernkompetenz wird der Ab-
wertung der Lehrberufe wider besseren Wissens Vor-
schub geleistet. 

LANDESBERUFSAUSBILDUNGSBEIRAT

Neben der Diskussion sämtlicher Themen der Lehr-
lingsausbildung im Rahmen dieses Sozialpartnergre-
miums wurden dort seitens der AK Tirol zahlreiche 
Stellungnahmen bezüglich der Erhöhung von Lehr-
lingshöchstzahlen, der Anträge auf Verkürzung von 
Lehrzeiten sowie der Anträge auf Anrechnung schuli-
scher Ausbildungen auf Lehrzeiten abgegeben.
 

LEHRLINGE & JUGEND

Kollektive Interessenvertretungen

454
 Betriebsbesuche 

davon 177 Betriebsbesuche 
von der AK Innsbruck

Diese erfolgten wegen: 
- Anträge auf Verkürzung der Lehrzeiten, 

- Anrechnung von Schulzeiten auf Lehrzeiten,
- Anträge von Betrieben auf Erhöhung ihrer Lehrlingshöchstzahl und 

- erstmalige Ausbildung eines Lehrlings.

davon 277 Betriebsbesuche 
von den Bezirkskammern
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	■ 8.680 Beratungen und Auskünfte 
Beratungen waren vor allem zu folgenden Themen gefragt:  
- Allgemeines Jugendarbeitsrecht (Entlassung von Lehrlingen, Urlaub, Haftungen, Arbeitszeit) 
- Mutterschutzrecht 
- Plichtpraktika für Schüler berufsbildender höherer Schulen 
- Ferialarbeit 
- Ausbildungsqualität in Lehrverhältnissen 

	■ 165 außergerichtliche Interventionen 
Themen waren insbesondere  
- Lehrvertragslösungen 
- Urlaubsrecht 
- Arbeitszeitrecht 
- Dienstnehmerhaftpflichtrecht  
- Entlohnungsfragen 

	■ € 104.030,- erzielte außergerichtliche Vertretungserfolge 

	■ 15 neu eingebrachte Klagen für Lehrlinge 

	■ € 20.320,- erzielte gerichtliche Vertretungserfolge 
In den Rechtsschutzfällen ging es um die Einforderung von Entfernungszulagen, die Abgeltung von  
Überstunden, die Klärung der Endigung von Lehrverhältnissen, die Geltendmachung von Kündigungsent-
schädigungen sowie offene Lohnforderungen. 

	■ 28 Insolvenzvertretungen 

	■ € 41.370,- erzielte Insolvenzgelder 

	■ 454 Betriebsbesuche 
Die Jugendabteilung besucht Betriebe, insbesondere im Zusammenhang mit dem erstmaligen Ausbilden von 
Lehrlingen, bei der Evaluierung im Rahmen der Zertifizierung zum Ausgezeichneten Tiroler Lehrbetrieb sowie 
in konkreten Einzelfällen nach Beschwerden von Lehrlingen.

FESTSTELLUNGSVERFAHREN GEMÄSS § 3a BAG

Im Jahr 2019 war es wieder Aufgabe der Jugendabteilung der AK Tirol sowie der Bezirkskammern, Feststellungs-
verfahren in Betrieben durchzuführen, die erstmals einen Lehrling in einem bestimmen Beruf ausbilden wollen. 
Dabei wird die fachliche und personelle Eignung zur Ausbildung überprüft. 

LEHRLINGE & JUGEND

Individuelle Serviceleistungen
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Im Berichtszeitraum wurden von der Jugendabteilung 
Befragungen folgender Gruppen durchgeführt: 

	■ Spenglerlehrlinge
	■ Malerlehrlinge 
	■ Verwaltungsassistenz-Lehrlinge

Eine groß angelegte Studie über Berufsperspektiven 
von Absolventinnen und Absolventen touristischer 
Ausbildungen wurde im Auftrag der Arbeiterkammer 
Tirol erstellt.

124 EXTERNE VORTRÄGE UND  
SCHULUNGEN VON JUGENDLICHEN

Im Jahr 2019 wurden von der Jugendabteilung 124 
Vorträge in Berufsschulen, Jugendmaßnahmen, Ju-
gendzentren etc. gehalten. 

Auch im vergangenen Jahr wurde der traditionelle   
Workbrunch zum Thema der „Lehrlingsausbildung als 
belastetes Bildungssystem“ durchgeführt. 

Mit den Tiroler Berufsschuldirektoren war dieses Jahr 
Thema der Tagung „Safer-Internet“. 

Fortgesetzt wurde das Angebot der Jugendabteilung an 
Theaterpädagogischen Workshops für Berufsschulen. 

Im Demokratieplanspiel „New Land“ erprobten sich 
250 Tiroler Lehrlinge auf Einladung der AK Tirol als  
Akteure einer fiktiven multinationalen Dynamik. 

Von den 30 Projekten, die zum Lehrlingsprojektwett-
bewerb eingereicht wurden, konnten 10 im Rahmen 
der großen Finalveranstaltung im Landhaus präsentiert 
werden.

Regelmäßige Prüferabende für Arbeitnehmerbeisitzer 
bei Lehrabschlussprüfungen auf regionaler Ebene si-
cherten Erfahrungsaustausch und Informationsfluss.

Die Arbeiterkammer Tirol war auch Kooperationspart-
ner des Tags der Lehre 2019 mit ca. 8.000 Besuchern.

AK FERIENAKTION UND WEITERE AKTIONEN

Im Jahr 2019 nahmen wieder rund 1.500 Kinder und 
Jugendliche an insgesamt 37 Ferienwochen im In- und 
Ausland teil. Damit wurden zum einen die Eltern ent-
lastet und zum anderen Impulse für die Europäische 
Idee gegeben.

Knapp 100 junge Tirolerinnen und Tiroler konnten 
im Rahmen des Projekts Rückenwind ihre (oftmals 
schwierige) Lebenssituation in einem mehrwöchigen 
Auslandsaufenthalt mit sozialpädagogischer Betreu-
ung reflektieren und Perspektiven für ihre Zukunft er-
arbeiten.

Auch im Rahmen des EU-geförderten Projekts  
„TirolerInnen auf der Walz“ konnten über 100 Schüler-
innen und Schüler sowie Lehrlinge zu Praktikumsplät-
zen im Europäischen Ausland vermittelt werden.

Mit über 250 Nachhilfegutscheinen konnten Lehrlinge 
bei ihren Herausforderungen in der Berufsschule  
unterstützt werden.

LEHRLINGE & JUGEND

Allgemeine Serviceleistungen

AK Ferienaktion 2019 - Ferien auf der Burg
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Markus Obojes
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Rüdiger Müller
Kammerrat 
GRÜNE-UG�

Christian Matt
Kammerrat 
AAB-FCG�

Johannes Mutschlechner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Christopher Hatzl
Kammerrat 
FSG�

Robert Senn
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Abdulkadir Özdemir
Kammerrat 
FSG�  

Gerald Sturm
Kammerrat 
AAB-FCG�

Natalie Reiter
Kammerrat 
FPÖ�

LEHRLINGE & JUGEND

Ausschuss Junge Arbeitnehmer



Foto: © dusanpetkovic1 – stock.adobe.com

42



43

WIRTSCHAFTSPOLITIK

29.060
 Beratungen

9.380
persönlich

17.470
telefonisch

1.200
schriftlich

1.010

persönlich bei den 
Steuerspartagen

11 1.318
Termine in ganz Tirol Anträge

Steuerspartage

16734
Begutachtungen zu 
internationalen Abkommen
und EU-Vorschriften

72
Begutachtungen zu 
Bundesgesetzen

Begutachtungen zu 
Verordnungen und  
Landesgesetzen

€ 3,513 Mio
Ergebnis 
Arbeitnehmerveranlagungen 2019
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WIRTSCHAFTSPOLITIK

Kollektive Interessenvertretungen

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNGS-
GESETZ – LUFT (UVP-G LUFT)

Für die Erreichung des von der EU verfolgten Zieles 
von schadstofffreier sauberer Luft, wurden bereits  
einige Schutzmaßnahmen in verschiedenen EU-Richt-
linien festgelegt, welche in Österreich durch das Im-
missionsschutzgesetz-Luft (IG-L) umgesetzt wurden. 
Zudem wurde in Bestimmungen des UVP-Gesetzes 
normiert, dass der Bundesminister durch Verordnung 
jene Gebiete des jeweiligen Bundeslandes festzule-
gen hat, in denen die Immissionsgrenzwerte des IG-L 
wiederholt oder auf längere Zeit überschritten werden 
(„belastete Gebiete“). 

Die rechtlichen Konsequenzen aus diesen Bestimmun-
gen sind, dass bei UVP-pflichtigen Vorhaben im Ein-
zelfall zu entscheiden ist, ob unter Berücksichtigung 
des Ausmaßes und der Nachhaltigkeit der Umweltaus-
wirkungen das schutzwürdige Gebiet wesentlich be-
einträchtigt wird. Davon sind in erster Linie Infrastruk-
turprojekte, wie Flugplatz- und Straßenbauvorhaben, 
Parkplätze, etc. betroffen. Bei näherer Betrachtungs-
weise des vorliegenden Entwurfs werden vorwiegend 
Gebiete der bestehenden Verordnung aus dem Jahr 
2015 herausgenommen. Dies wurde in einer sehr um-
fangreichen Stellungnahme abgelehnt und überdies 
auf die bereits bestehenden Belastungen von Schad-
stoffen in Tirol hingewiesen. 

Überdies wurde darauf hingewiesen, dass die Bundes-
regierung klar die Zielsetzung der Deregulierung und 
Verfahrensbeschleunigung sucht und für diese beiden 
oft „inhaltsleeren“ Begrifflichkeiten schon in der nahen 
Vergangenheit bereit war, einige Opfer zu bringen.

TIROLER-ZWEITWOHNSITZABGABE-
GESETZ (TZWAG)

Bisher wurde von dieser Besteuerungsmöglichkeit in 
Österreich nur in Kärnten und in Vorarlberg Gebrauch 
gemacht. Die nunmehrige Einführung in Tirol ist da-
her für die Gemeinden von Vorteil und entspricht vom 
Grundsatz her einer langjährigen Forderung der AK 
Tirol. Wir sehen in einer Zweitwohnsitzabgabe nicht 
nur eine kommunale „Aufwendungsentschädigung“, 
sondern in der verantwortungsvollen und nachhaltigen 
Verwendung der dadurch lukrierten Mittel, einen Bei-
trag zur Finanzierung von „leistbarem Wohnraum für 
die Tiroler Bevölkerung“. 

In einer sehr umfangreichen schriftlichen Stellung- 
nahme wurden zu dieser Thematik einige Problem-
stellungen herausgearbeitet und einige Lösungsvor-
schläge dargelegt, denn die Ambition der Umsetzung 
entspricht bei weitem nicht den vollmundigen An-
kündigungen. Im Besonderen erfolgte die Abgren-
zung zwischen den Begrifflichkeiten des Zweit- und 
des Freizeitwohnsitzes hinsichtlich der Bemessungs-
grundlage und Höhe der Zweitwohnsitzabgabe sowie 
Vorschläge zur Verwendung der Freizeitwohnsitzpau- 
schale des Tiroler Aufenthaltsabgabengesetzes 
(TirAAG) durch die Tiroler Gemeinden. Abschließend 
erfolgten auch Hinweise auf die Notwendigkeit der 
konsequenten Überprüfung und Erhebung von „ille-
galen“ Freizeitwohnsitzen. In der vom Tiroler Landtag 
beschlossenen Fassung wird man den Erfordernissen, 
der Realität und den zahlreichen Umgehungen nicht 
gerecht werden.

EUROPARECHT
STATISTIK
STEUERRECHT 
UMWELT & VERKEHR
 

273
Gesetzesbegutachtungen
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WIRTSCHAFTSPOLITIK

Individuelle Serviceleistungen

2019 WAREN VOR ALLEM BERATUNGEN  
ZU FOLGENDEN THEMEN GEFRAGT:

	■ Arbeitnehmerveranlagung -  
Überprüfung Lohnabrechnungen

	■ Antragslose Arbeitnehmerveranlagung
	■ Familienbeihilfe, Grenzüberschreitende  

Familienleistungen
	■ Familienbonus Plus
	■ Nebenbeschäftigung – steuerliche Aspekte,  

allgemeine Beratung (Werkvertrag, freie Dienst-
nehmer, selbständige Tätigkeit, etc.) 

	■ Auslandspraktika und Fördermöglichkeiten
	■ Sozialversicherungs- und Steuerpflicht bei  

Auslandsentsendungen
	■ Grenzgänger
	■ Anerkennung ausländischer Diplome  

bzw. Berufsqualifikationen 

	■ Rauchfangkehrertarife 

	■ Indexberatungen und  
Wertsicherungsberechnungen

	■ Immobilienpreise und Entwicklung 

	■ Betriebs- und Bilanzanalysen für Betriebsräte  
in zahlreichen Tiroler Unternehmen

	■ Beratungen von Betriebsräten in  
wirtschaftlichen Angelegenheiten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

	■ Grundverkehrsfragen
	■ Anfragen und Beschwerden zu  

Energierechnungen bzw. Nachrechnungen
	■ Anfragen und Beschwerden über Unternehmen  

im Öffentlichen Personennah- und -fernverkehr
	■ Tiroler Gemeindeordnung
	■ Raumordnung und Flächenwidmung
	■ Fragestellungen und Abgabenüberprüfungen  

zu Freizeit-, Zweit- oder Nebenwohnsitzen
	■ Rechtliche und technische Fragen zu  

Raumordnung und Baurecht
	■ Überprüfungen bzw. Nachrechnungen  

zu Abgabenvorschreibungen von Gemeinden
	■ (z.B. Erschließungskostenbeiträge, Kanal-  

und Wassergebühren, etc.)
	■ Technische Fragen zu Grundbuch, Servituten  

und Vermessungsangelegenheiten
	■ Beratungen zu ÖBB-, VVT-  

und IVB-Angelegenheiten
	■ Geänderte Fahrpläne im öffentlichen Verkehr
	■ Überprüfung von Strafverfügungen der Bezirks-

hauptmannschaften, Stadt Innsbruck und Asfinag 
sowie vereinzelt aus anderen Bundesländern

	■ Strom- und Gasanbieterwechsel,  
Neukundenrabatte – Beratungen zu Smart Meter

	■ Abrechnung Energieversorgung – Fragen zu 
Leistungen von Energieversorgern Energietechni-
sche Fragen, Gebäudesanierung, Energiesysteme, 
Erstellung von Verbrauchsprofilen, Plausibilitäts-
prüfungen, Energiepreise 

4.340
Persönliche Beratungen in der AK Innsbruck

1.010
Beratungen bei den Steuerspartagen 5.040

Persönliche Beratungen 
in den Bezirkskammern
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Allgemeine Serviceleistungen

STEUERSPARTAGE 2019

Die Steuerspartage wurden in der Zeit vom 4. März bis  
3. April 2019 bereits zum 12. Mal in allen AK Bezirks-
kammern und in Innsbruck durchgeführt. Insgesamt 
standen dafür an elf Tagen 46 Beraterinnen und Berater  
(32 AK Mitarbeiter und 14 Mitarbeiter der Finanzämter) 
zur Verfügung, wobei 1.010 Beratungen mit 1.318 Ver-
anlagungen durchgeführt werden konnten. Wie in den 
Vorjahren wurde den Mitgliedern angeboten, die Steuer-  
erklärung sofort vor Ort online auszufüllen, die Höhe 
der Gutschrift mittels Vorberechnung zu ermitteln und 
anschließend gleich ans Finanzamt abzuschicken. Wer 
noch keinen PIN-Zugangscode hatte, konnte diesen 
bei den anwesenden Finanzbeamten beantragen.

Insbesondere die Änderungen aufgrund der automati-
schen Übermittlung von Spenden und Kirchenbeiträ-
gen sorgten für ein reges Interesse. Es wurden auch 
freie Dienstnehmer beraten und deren Einkommens-
steuer-Erklärungen ausgefüllt.

Jedes Jahr legt die Arbeiterkammer Tirol eine ausführ-
liche Analyse der Einkommenssituation in Tirol vor. In 
dieser werden die Einkommen der Tirolerinnen und 
Tiroler auf einer individuellen Ebene betrachtet. Aller-
dings kann man die Einkommen auch aus einer ande-
ren Perspektive betrachten: Nämlich einer, welche die 
verschiedenen Sektoren der Wirtschaft in den Fokus 
nimmt und Fragen stellt wie: Wie viel tragen die jewei-
ligen Branchen der Wirtschaft zu den Gesamteinkom-
men in Österreich und Tirol bei?

Welcher Anteil der gesamten Sozialversicherungsbei-
träge und an der gesamten Lohnsteuer wird mit den 
Einkommen der Beschäftigten der verschiedenen 
Branchen geleistet?

Wie viel tragen die wirtschaftlichen Aktivitäten in einem 
Bereich überhaupt zur Finanzierung unseres Gemein-
wesens bei - vermittelt über die Einkommen der Be-
schäftigten?

Manche Ergebnisse der vorliegenden Analyse sind 
durchaus überraschend, denn einige Bereiche der 
Tiroler Wirtschaft, die nicht so viel Aufmerksamkeit 
erhalten (z.B. Energiewirtschaft), sind für die Einkom-
menssituation der Arbeitnehmer enorm wichtig. Dies 
gilt nicht zuletzt für den öffentlichkeitsnahen Bereich, 
also Verwaltung, Schulwesen, Gesundheits- und So-
zialwesen. Ohne die Einkommen aus diesen Branchen 
wäre es speziell für die Frauen in Tirol sehr schwierig, 
ein ausreichendes Einkommen zu erzielen. Auch hängt 
ein hoher Anteil der Steuerleistung von diesen Berei-
chen ab. Tirol erweist sich auch als Land, in dem In-
dustrie und Gewerbe eine starke Position einnehmen.

Andere Branchen, die teilweise sehr viel mediale und 
politische Aufmerksamkeit bekommen, wie z.B. der 
Tourismus, Beherbergung und Gastronomie, erweisen 
sich aus der Perspektive der Gesamteinkommen und 
der Abgabenleistung für die Öffentlichkeit als deutlich 
weniger profitabel, als man annehmen könnte.

ANALYSE DER GESAMTEN BRUTTOEINKOMMEN IN TIROL NACH WIRTSCHAFTSSEKTOREN
WISO 2019 II SPEZIAL – WER TRÄGT WIEVIEL BEI?

Steuerspartage 2019
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Ausschuss Arbeitsmarkt und Wirtschaftspolitik

Johann Seiwald
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Andrea Ager
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Bettina Moncher
Kammerrätin 
FPÖ�

Hannes Urban
Kammerrat 
AAB-FCG�

Dr. Stephan Bertel
Kammerrat 
FSG�

Christian Matt
Kammerrat 
AAB-FCG�

Mag. Gabriele Hilber
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Heribert Mariacher
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Sarah Theresia Maria 
Schett
Kammerrätin GRÜNE-UG�  

Thomas Lintner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Frank Herbert
Kammerrat 
FSG�
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Ausschuss Umwelt und Verkehr

Hubert Preyer
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Johannes Mutschlechner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Josef Brunner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Guido Leitner
Kammerrat 
FPÖ�

Markus Obojes
Kammerrat 
AAB-FCG�

Mag. Viktoria Gruber, MA
Kammerrätin 
GRÜNE-UG�

Leonhard Klocker
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Herbert Frank
Kammerrat
FSG�  

Hannes Urban
Kammerrat 
AAB-FCG�

Christoph Scheiber
Kammerrat 
FSG�
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Ausschuss Digitales

Thomas Giner
Vorsitzender, Kammerrat 
FSG�

Mag. Gabriele Hilber
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Selina Stärz
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Ing. Stefan Mark
Kammerrat 
AAB-FCG�

Sarah Theresia Maria 
Schett
Kammerrätin GRÜNE-UG�

Siegfried Härting
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Bernhard Höfler
Kammerrat 
FSG�  

Thomas Orgler
Kammerrat 
AAB-FCG�

Roman Fankhauser
Kammerrat (bis 30.11.19) 
FPÖ�



Foto: © auremar – stock.adobe.com
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55.730
 Beratungen

11.300
persönlich

39.030
telefonisch

5.400
schriftlich

€ 1,079.490
Summe der 
Vertretungs-
erfolge

Ergebnis außergerichtlicher Interventionen 	 € 	1,061.090
Ergebnis abgeschlossener Rechtsschutzakten 	€ 	 18.400

2.648
außergerichtliche
Interventionen

31
25

Gesetzesbegutachtungen

neue gerichtliche Verfahren, Passivdeckungen, 
Abmahnverfahren und Verbandsklageverfahren 
im Rahmen des freiwilligen Rechtsschutzes

Informationsveranstaltungen

„Gesundheit, Ernährung und Bewegung“ 
„Safer Internet Day“
„Erben, Schenken und Vorsorgen“

§

Erhebungen 
und Tests

29
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Kollektive Interessenvertretungen

Ministerialentwurf betreffend Bundesgesetz, mit 
dem die Rechtsanwaltsordnung, die Notariatsord-
nung, das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und 
Rechtsanwaltsanwärter, das EIRAG, das Notariats-
prüfungsgesetz, das Rechtsanwaltsprüfungsge-
setz und das Rechtsanwaltstarifgesetz geändert 
werden (Berufsrechts-Änderungsgesetz 2020 – 
BRÄG 2020)

Zu den im Entwurf in §§ 10, 12 und 14 Rechtsanwalts-
tarifgesetz (RATG) vorgesehenen Erhöhungen der 
Bemessungsgrundlagen wurde seitens der AK Tirol  
ausgeführt, dass bereits derzeit aufgrund eines, für 
die Parteien eines Verfahrens regelmäßig sehr hohen 
Kostenrisikos der Zugang zum Recht für Personen, 
die nicht über entsprechende finanzielle Möglichkeiten 
verfügen, sehr eingeschränkt bzw. oft gar nicht mög-
lich ist. 

Dies ist rechtspolitisch höchst bedenklich und erfordert 
rasch entsprechende Überlegungen bzw. Schritte des 
Gesetzgebers. Erhöhungen der Bemessungsgrund-
lagen führen regelmäßig zu Erhöhungen der Tarifstufen 
des Rechtsanwaltstarifes, sodass die Kostenbelastung 
der Verfahrensparteien entsprechend weiter zunimmt. 
Der Gesetzgeber wurde aufgefordert,  dafür Sorge zu 
tragen, dass der Zugang zum Recht für alle Bürger 
unabhängig von deren jeweiligen finanziellen Möglich-
keiten sichergestellt wird, um Benachteiligungen für 
finanzschwache Parteien hintanzuhalten.

Entschließungsantrag allgegenwärtige Überwa-
chung im Internet der Dinge auf Kosten des Konsu-
mentenschutzes (102/A(E)) und 
allgegenwärtige Überwachung im Internet der Dinge 
auf Kosten des Konsumentenschutzes – insbeson-
dere der Smart-Cars (105/A(E))

Die Digitalisierung schreitet unaufhaltsam voran, dabei 
muss insbesondere darauf geachtet werden, dass ent-
sprechende Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
die dazu beitragen, den digitalen Wandel auch für alle 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer positiv nutzbar 
zu machen und die dabei für sie ebenso entstehen-
den Risiken hintanzuhalten. Ebenso ist sicherzustellen, 
dass die auf unterschiedlichsten Ebenen stattfindende 
Datensammlung ausschließlich unter Wahrung sämt-
licher datenschutzrechtlicher und verbraucherrecht-
licher Schutzbestimmungen erfolgt und jeder einzelne 
Betroffene Kenntnis davon hat (bzw. leicht erlangen 
kann), wer welche Daten zu welchem Zweck sammelt, 
speichert, verwendet und verwertet. 

Datensammlung bzw. Datenweitergabe stellt in der 
heutigen Zeit einen gewichtigen wirtschaftlichen  
Aspekt dar, dabei darf jedoch niemand übervorteilt wer-
den. Auch beim Thema „Smart-Cars“ sind noch viele 
(datenschutzrechtliche wie auch verbraucherrechtliche) 
Fragen offen sowie verstärkter Informationsbedarf ge-
geben, sodass ein Evaluierungsbericht hinsichtlich in 
diesem Zusammenhang notwendiger Maßnahmen aus 
Sicht des Konsumentenschutzes erforderlich ist. Eine 
verstärkte Informationspolitik sowie die Erarbeitung 
eines Zeitplanes, wann welche Gesetzesvorschläge in 
Begutachtung geschickt werden, wurden befürwortet. 
Weiters wurde verlangt, sicherzustellen, dass eine aus-
reichend lange Begutachtungsfrist eingeräumt wird, 
damit die jeweiligen Gesetzesvorhaben bzw. deren 
Auswirkungen im Detail und ausreichend genau ge-
prüft werden können.      

FOLGENDE GESETZESBEGUTACHTUNGEN SIND BESONDERS ZU ERWÄHNEN:

31
Gesetzesbegutachtungen
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Individuelle Serviceleistungen

	■ Finanzdienstleistung (Versicherungen,  
Banken / Kreditvermittler, Leasing)

	■ „Schlüsseldienstwucher“ (überhöhte / betrüge-
rische Rechnungen unseriöser ausländischer 
Anbieter von Aufsperrdiensten)

	■ Kauf- und Werkverträge  
(Mängel, Schadenersatz, Preise, Produkthaftung)

	■ Diverse Dienstleistungsverträge (Handwerkerver-
träge, Fitnessverträge, Partnerschaftsverträge, 
Abonnementverträge etc.)

	■ Telekommunikation  
(insbesondere Handy und Internet)

	■ Fernabsatzverträge  
(telefonisch / online abgeschlossene Verträge) 

	■ Reise (Storno, Mängel, Schadenersatz,  
Flugüberbuchung / Annullierung etc.)

	■ Vertragsabschlüsse im gesamten Bereich  
des Zivilrechtes (Kostenvoranschläge, Mängel, 
Kündigung / Storno, Preis, Lieferverzug,  
Schadenersatz etc.)

	■ Zahlungsverzug (Mahnungen, Forderungen  
von Inkassobüros oder Rechtsanwälten) 

	■ Betrügerische Angebote / Forderungen ohne  
ersichtlichen Rechtsgrund

	■ Familienrecht (Scheidung, Unterhalt, Haftung  
für Schulden, Lebensgemeinschaften)  

	■ Erbrecht (gesetzliche Erbfolge, Testament,  
Pflichtteilsansprüche, Schenkungen / Übergabe  
zu Lebzeiten etc.)

2019 WAREN VOR ALLEM ANFRAGEN UND 
BESCHWERDEN ZU FOLGENDEN THEMENBEREICHEN ZU VERZEICHNEN: 

FREIWILLIGER RECHTSSCHUTZ: 
AK TIROL GEWINNT KLAGE GEGEN  
DEN TIROLER BODENFONDS 

Eine junge Familie aus Schwaz erwarb im Jahre 2014 
ein Grundstück vom Tiroler Bodenfonds zwecks Er-
richtung eines Einfamilienhauses (Fertigteilhaus). Kurz 
nach Baubeginn wurde ersichtlich, dass die Baupar-
zelle (teilweise) mit Bauschutt, Ziegeln, Betonteilen etc. 
gefüllt war, sodass beträchtliche Zusatzkosten  (zur 
Stabilisierung des Bauplatzes bzw. zusätzliche Aus-
hubkosten) entstanden sind. Der Tiroler Bodenfonds 
hat eine Kostenübernahme verweigert. Da eine außer-
gerichtliche Lösung nicht erzielt werden konnte, wurde 
freiwillige Rechtsschutzdeckung für eine Klage gegen 
den Tiroler Bodenfonds gewährt. Nachdem bereits das 
LG Innsbruck in erster Instanz die Rechtsansicht der 
AK Tirol bestätigt hat, der Tiroler Bodenfonds jedoch 
gegen das Ersturteil berufen hat, hat auch das OLG 
Innsbruck in zweiter Instanz die Rechtsansicht der AK 
Tirol bestätigt und den Tiroler Bodenfonds zu Scha-
denersatz in Höhe von € 16.800,- zuzüglich Zinsen 
und Bezahlung der gesamten Prozesskosten iHv. rund  
€ 50.000,- verurteilt. 

FREIWILLIGER RECHTSSCHUTZ:  
T-MOBILE / GOOGLE PLAY STORE 
(„DRITTANBIETERTHEMATIK“) 

Ein Konsument hatte einen Handyvertrag mit der  
T-Mobile Austria GmbH abgeschlossen, das Handy 
wurde ausschließlich von seinem minderjährigen 
Sohn genutzt. In der Folge wurden hohe Beträge iHv. 
knapp € 1.000,- für angebliche Käufe im „Google Play 
Store“ vom Konto abgebucht, dies nach Ansicht der 
AK Tirol zu Unrecht. Auch Interventionen der AK Tirol 
brachten jedoch vorerst noch keinen Erfolg, dies ob-
wohl in einem seitens der AK Tirol bei der Rundfunk 
und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR) eingeleiteten 
Schlichtungsverfahrens die Rechtsansicht der AK Tirol 
bestätigt wurde. Das Unternehmen verweigerte wei-
terhin die Rückzahlung. Nachdem freiwillige Rechts-
schutzdeckung für eine Klage gegen T-Mobile gewährt 
wurde, erhielt der Konsument plötzlich eine Gutschrift 
in Höhe des (gesamten) strittigen Betrages. Das Un-
ternehmen wollte es offenbar auf keinen Rechtsstreit 
ankommen lassen und hat knapp vor Einleitung eines 
Gerichtsverfahrens den gesamten geforderten Betrag 
zurückgezahlt. 
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Allgemeine Serviceleistungen

GRENZÜBERSCHREITENDE PREISERHEBUNGEN

Ob Drogerieartikel oder Lebensmittel, die AK Tirol be-
obachtet laufend die Preisentwicklung in Tirol und im 
benachbarten Bayern. Auch die Preiserhebungen im 
Jahre 2019 zeigten einmal mehr, dass die Konsumen-
ten in Tirol, im speziellen Innsbruck gegenüber jenen in 
Bayern die Draufzahler sind, dies ohne nachvollziehba-
ren Grund. Die AK Tirol lässt nicht locker und setzt sich 
weiterhin direkt vor Ort in Brüssel ein, um die Ungleich-
behandlung zu bekämpfen.

KOOPERATION MIT DER BILDUNGSDIREKTION  
FÜR TIROL / AK-MATURAREISEMERKBLATT

Es wurde auch im Jahre 2019 – wie in den vergange-
nen Jahren – mit der Bildungsdirektion abgestimmt / 
vereinbart, das AK Merkblatt zu Maturareisen zu Be-
ginn des Wintersemesters über die Bildungsdirektion 
für Tirol elektronisch an die höheren Schulen zu ver-
senden. Damit soll erreicht werden, dass eine zielge-
richtete Information ermöglicht und maßgeblich dazu 
beigetragen werden kann, dass Schülerinnen und 
Schüler über ihre Rechte und Durchsetzungsmöglich-
keiten Bescheid wissen.

KOOPERATION KURATORIUM SICHERES  
ÖSTERREICH / KSÖ  
KSÖ-BEILAGE SICHER.TIROL  
(BEILAGE TT AM 28.3.2019)

Am 28.3.2019 wurde der Tiroler Tageszeitung die im 
Rahmen der Kooperation Kuratorium Sicheres Öster-
reich konzipierte Broschüre SICHER.TIROL beigelegt. 

Die Auflage betrug rund 100.000 Stück; das General- 
thema war: „Passwort-Wahnsinn“ (Schwerpunkt:  
Gefahren, Missbrauch und Sicherung von Online-Zu-
gangsdaten). Bei dieser Broschüre war die AK Tirol mit 
inhaltlichen Beiträgen stark vertreten.

PREISERHEBUNG FÜHRERSCHEINKOSTEN 

Die Arbeiterkammer Tirol hat eine Preiserhebung zu 
den Führerscheinkosten durchgeführt und dabei er-
hebliche Preisunterschiede festgestellt. So betragen 
diese bei der B-Vollausbildung bis zu 32 %, bei der 
L17-Ausbildung bis zu 50 %. Bei den Kosten für die 
Lernunterlagen gibt es sogar Unterschiede von bis 
zu 330 %. Ein Manko ist auch die oft fehlende bzw. 
mangelhafte Preistransparenz. Da die Konsumenten 
so nur mit großer Mühe einen vollständigen Überblick 
über die Preise erhalten können, besteht hier großes 
Verbesserungspotential. Gerade das System der Tarif-
blätter ist veraltet und sollte im Sinne von mehr Preis-
transparenz überarbeitet werden, fordert die AK Tirol. 

VERANSTALTUNGEN  
„ERBEN, SCHENKEN UND VORSORGEN“ 

Im Rahmen von zwei Informationsveranstaltungen 
wurden die wichtigsten Fragestellungen zum Thema 
„Erben, Schenken und Vorsorgen“ behandelt und an-
hand praktischer Beispiele erläutert. Aufgrund der seit 
jüngerer Zeit geltenden Änderungen in wesentlichen 
Bereichen des österreichischen Erbrechts bestand 
nach wie vor großer Informationsbedarf und stößt das 
Thema bei sehr vielen Konsumenten weiterhin auf gro-
ßes Interesse.

AK Infoveranstaltung - Erben, Schenken und Vorsorgen
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Ausschuss Konsument 

Hannes Urban
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Gerald Sturm
Kammerrat 
AAB-FCG�

Guido Leitner
Kammerrat 
FPÖ�

Josef Brunner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Gabriela Schwab
Kammerrätin 
FSG�

Eva Carpentari, BSc.
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Sabine Linzgieseder
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Andrea Ager
Kammerrätin 
AAB-FCG�  

Rüdiger Müller
Kammerrat 
GRÜNE-UG�  

Petra 
Grössl-Wechselberger
Kammerrätin AAB-FCG�

Abdulkadir Özdemir
Kammerrat 
FSG�



Foto: © LoloStock – stock.adobe.com
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WOHN- & MIETRECHT

379
außergerichtliche
Interventionen

Betriebs-
kosten-
CHECK
in den Bezirken

Klagen
7§

18.590
 Beratungen

4.600
persönlich

12.860
telefonisch

1.130
schriftlich

€ 69.450
Summe außergerichtlicher 
Vertretungserfolge

€ 140.000
Summe gerichtlicher
Vertretungserfolge
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Wesentliche Ziele der Novelle waren die Stärkung 
des Eigentums als Maßnahme gegen Altersarmut (als 
günstigste Form des Wohnens), die Einführung der Be-
günstigung österreichischer Staatsbürger und gleich-
gestellter Personen bei der Vergabe von Wohnungen 
sowie ein Maßnahmenpaket gegen Spekulation und 
Verkauf geförderter Wohnungen.

Die Eigentumsquote soll dadurch gestärkt werden, 
dass bei neu geschlossenen Mietverträgen ab dem 
sechsten Vertragsjahr die Wohnung seitens der Bau-
vereinigung zum Kauf angeboten werden muss, sofern 
die gesetzlichen Voraussetzungen nach dem WGG er-
füllt sind. In der Folge haben die Mieter ein Recht auch 
zwischen dem elften und fünfzehnten Jahr sowie zwi-
schen dem sechszehnten und zwanzigsten Vertrags-
jahr zu erhalten, sodass insgesamt die Wohnung von 
der Bauvereinigung drei Mal zum Kauf anzubieten ist.

Um die zur Verfügung stehenden Wohnungen vor der 
Vergabe an Drittstaatsangehörige zu schützen, sieht 
die Novelle vor, dass sämtliche Tätigkeiten einer ge-
meinnützigen Bauvereinigung vorrangig zugunsten 
einer Versorgung von österreichischen Staatsbürgern 
und gleichgestellten Personen auszurichten ist. 

Drittstaatsangehörige sind Inländern dann gleichge-
stellt, sofern sich diese seit mehr als fünf Jahren un-
unterbrochen und legal in Österreich aufhalten und ein 
Prüfungszeugnis des Österreichischen Integrations-
fonds nachweisen. Bauvereinigungen müssen daher 
dem WGG unterliegende Wohnungen im unterneh-
mensbezogenen Jahresdurchschnitt größtenteils und 
überwiegend an Inländer (oder Inländern Gleichgestell-
te) vergeben.

Als Maßnahme gegen Spekulation im geförderten 
Wohnbau sieht die Novelle vor, dass in den ersten 15 
Jahren nach dem Kauf durch den bisherigen Nutzbe-
rechtigten eine Mietzinsobergrenze im Fall einer Ver-
mietung besteht. Der Hauptmietzins darf nicht höher 
sein als der Richtwert des jeweiligen Bundeslandes, es 
gilt auch der Befristungsabschlag bei befristet abge-
schlossenen Mietverhältnissen. Gleichzeitig wurde die 
Spekulationsfrist auf 15 Jahre verlängert.

WOHN- & MIETRECHT 

Kollektive Interessenvertretungen

BUNDESGESETZ, MIT DEM DAS BUNDESGESETZ ÜBER DIE GEMEINNÜTZIGKEIT 
IM WOHNUNGSWESEN GEÄNDERT WIRD (WGG-NOVELLE 2019)

2.810
Persönliche Beratungen 
in der AK Innsbruck

1.790
Persönliche Beratungen 
in den Bezirkskammern
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	■ Mietrecht 
Prüfung von Mietverträgen und Beantwortung sich 
aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechtsfragen, 
Prüfung von Betriebskosten- und Heizkostenab-
rechnungen, Kündigung des Mietvertrages, Rück-
stellung des Mietgegenstandes und Kautionsrück-
forderung, Instandhaltungs- und Wartungskosten, 
Mietzinsminderung. 

	■ Wohnungseigentumsrecht  
und Bauträgervertragsrecht 
Prüfung von Bauträger- und Wohnungseigentums-
verträgen und Jahresabrechnungen sowie die 
Beantwortung von Rechtsfragen im Rahmen der 
Beschlussfassung, Probleme mit Verwalter und 
ordentlicher Verwaltung, Fragen zur außerordent-
lichen Verwaltung, Beschlussanfechtung, Fragen 
zu wesentlichen Änderungen an allgemeinen Teilen 
der Liegenschaft, Baumängel.

	■ Immobilienmakler  
Prüfung von Provisionsrechnungen, Rücktritte  
von Miet- und Kaufanboten, Fragen zur Haftung 
von Immobilienmaklern. 

	■ Nachbarrecht 
Nachbarrechtliche Fragen zu Lärm, Rauch,  
Musik, Entzug von Licht und Überhang sowie 
Überwuchs, Besitzstörung und sonstige  
Unterlassungsansprüche. 

	■ Zivilrecht und Zivilverfahrensrecht 
 Prüfung von Kaufverträgen von Eigentumswoh-
nungen und Einfamilienhäusern, Räumungsklagen, 
Delogierungen, Überprüfung des Hauptmietzinses.

WOHN- & MIETRECHT 

Individuelle Serviceleistungen

2019 WAREN VOR ALLEM NACHSTEHENDE BERATUNGS- UND INTERVENTIONSTHEMEN GEFRAGT: 

FREIWILLIGER RECHTSSCHUTZ

Im Berichtszeitraum konnte ein Verfahren für die 
Käufer von Eigentumswohnungen eines in Tirol an-
sässigen Bauträgers erfolgreich abgeschlossen wer-
den. Die Käufer erwarben in den Jahren 2012 – 2014 
ihre Wohnungen vom Bauträger und gingen bei Ab-
schluss des Kaufvertrages davon aus, auch die in  
einem Kellerraum befindliche Heizungsanlage mit-
gekauft zu haben. Allerdings wurde vom Bauträger 
eine durch Abschluss eines Wärme-Contracting-
Vertrages bezogene Heizung zur Verfügung gestellt. 

Wärme-Contracting ist eine dem Leasing ähnliche 
Dienstleistung der Energielieferung, bei der Investitio-
nen für die erstmalige Errichtung oder Modernisierung 
von Heizanlagen von den Eigentümern (bzw. im vorlie-
genden Fall vom Bauträger) an ein drittes Unterneh-
men, dem Contractor, ausgelagert werden. 

Mit dem Contractor wird ein Wärmelieferungsvertrag mit 
langer Laufzeit zwischen 10 und 15 Jahren abgeschlos-
sen, der die Belieferung der Anlage mit Heizwärme und 
Warmwasser vorsieht. Die Kunden haben dabei neben 
den Energiekosten auch einen Grundpreis zu bezahlen, 
durch den der Contractor die seinerseits getätigten In-
vestitionen und Kosten auf die Kunden auf Dauer umlegt. 
Durch das unerwartete Wärme-Contracting erhöhte 
sich indirekt der mit dem Bauträger vereinbarte Fix-
preis, da nun die Käufer die Anschaffungskosten über 
den Grundkostenbetrag selbst zu bezahlen hatten. Die 
AK Tirol gewährte freiwilligen Rechtsschutz mit der 
Folge, dass einerseits die Heizungsanlage in das Ei-
gentum der Eigentümergemeinschaft übertragen und 
andererseits die nicht zu recht bezahlten Grundkosten 
vom Contractor rückerstattet wurden.

VERFAHREN FÜR WOHNUNGSKÄUFER GEGEN DEN BAUTRÄGER UND WOHNUNGSEIGENTUMS- 
ORGANISATOR WEGEN UNZULÄSSIGEM CONTRACTING 

1.790
Persönliche Beratungen 
in den Bezirkskammern
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VORTRÄGE

„Fallen für Mieter und Vermieter“  
in Hall in Tirol und Kufstein 

Das österreichische Mietrecht ist kompliziert und ge-
prägt von zahlreichen Ausnahmeregeln sowie ergänzt 
durch unzählige richterliche Entscheidungen. Worauf 
sowohl Mieter als auch Vermieter bei der Erstellung 
und Abschluss von Mietverträgen unbedingt zu ach-
ten haben, ist Gegenstand der Vortragsreihe „Fallen 
für Mieter und Vermieter“, die mehrfach im Jahr in den 
Bezirken angeboten wird. 

Insgesamt haben an beiden Vortragsabenden 150 Zu-
hörer teilgenommen und wurden auch deren tatsäch-
lichen Erlebnisse und praktische Erfahrungen in die 
Diskussion mit einbezogen.

„Auf eine gute Nachbarschaft“  
in Kitzbühel, Landeck und Lienz

Weiters wurde 2019 aufgrund reger Nachfrage in der 
Beratungspraxis der AK Tirol auch der Vortrag „Auf 
eine gute Nachbarschaft“ angeboten. 100 Zuhörern 
wurden im Zuge der Vorträge die Prinzipien und das 
System des Nachbarrechts in Österreich näher ge-
bracht und anhand praktischer Beispiele erläutert.

MIETPREISSPIEGEL 2019 

Für 2019 kann zusammenfassend festgehalten wer-
den, dass die Mietpreise am freien Mietmarkt in Tirol 
in unveränderter Weise steigen und sich auf höchstem 
Niveau bewegen. Insgesamt wurden 3.295 Immobi-
lienangebote mit dem Ergebnis geprüft, wobei sich 
daraus tirolweit ein durchschnittlicher Bruttomietzins 
von € 13,59 exklusive Betriebs- und Heizkosten er-
gibt. Teuerster Bezirk der Erhebung ist überraschend 
der Bezirk Landeck mit einem durchschnittlichen Miet-
zins von € 17,06. Dieses Ergebnis ist allerdings dem 
Umstand des geringen Samples von 47 Anzeigen und 
mehreren sehr teuren Mietangeboten aus den touristi-
schen Hochburgen des Bezirkes geschuldet. Es folgt  
 

der Bezirk Kitzbühel mit einer durchschnittlichen Brutto-  
miete von € 17,05 bei 195 geprüften Angeboten. Auf 
Platz drei liegt Innsbruck-Stadt mit einer monatlichen 
Bruttomiete von € 15,52 (jeweils exklusive Betriebs- 
und Heizkosten). Somit sind die durchschnittlichen 
Mieten in den angeführten Bezirken durchschnittlich 
höher als Mieten in Städten wie Wien oder München.
Die Mieten in den sonstigen Bezirken des Tiroler Inn-
tales bewegen sich auf stabilem Niveau mit Mieten 
zwischen € 10,52 (Schwaz) und € 12,29 (Innsbruck-
Land), während die Mietpreise in den Bezirken Reutte 
und Lienz mit Mietpreisen um € 7,80 vergleichsweise 
günstig sind.

WOHN- & MIETRECHT 

Allgemeine Serviceleistungen

Gemittelter Mietpreisspiegel für Tirol 2019
erhobener m2-Preis kalt

Gemittelter Mietpreisspiegel für Tirol 2019
Anzahl der Inserate nach Bezirk

Landeck
Kitzbühel

Innsbruck-Stadt
Innsbruck-Land

Kufstein
Imst

Schwaz
Lienz

Reutte
	 1€ 	 5€ 	 10€ 	 15€

                              € 17,06
                              € 17,05
                       € 15,53
          € 12,29
     € 11,20
   € 10,74
  € 10,52
 € 7,84
€ 7,77

Kitzbühel
Innsbruck-Stadt
Innsbruck-Land

Kufstein
Schwaz

Imst
Landeck

Lienz
Reutte

	 100 	 500 	 1000 	 1500

      195
			              1522
	          658
            337
        234
   127
47
  83
  92
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Gottfried Kostenzer
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Siegfried Härting
Kammerrat 
AAB-FCG�

Klaus Purner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Adreas Gang
Kammerrat 
FPÖ�

Leonhard Klocker
Kammerrat 
AAB-FCG�

Mag. Viktoria Gruber, MA
Kammerrätin 
GRÜNE-UG�

Hannes Urban
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Christopher Hatzl
Kammerrat 
FSG�  

Christian Matt
Kammerrat 
AAB-FCG�

Florian Tauber
Kammerrat 
FSG�

WOHN- & MIETRECHT 

Ausschuss Wohn- und Mietrecht 
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BILDUNG & KULTUR

15.130

1.997 5.078  

1.328 

Schüler bei 96 Planspielen 
„Wirtschaft“, 
„Nachhaltigkeit“ und 
„Demokratiewerkstatt“

Schüler bei 252 Workshops 
„Schau aufs Geld“, „FiT – 
Financial Training“ und 
„Online mit Köpfchen“ 

1.640
Schüler bei 
93 Veranstaltungen 
„Bewerbungstraining“

905 
Teilnahmen bei 
181 AK-geförderten, 
kostengünstigen Nach-
hilfekursen im BFI

Kinder und Schüler 
beim „Bilderbuchkino“ 
und „Büchermäusen“

€ 1,948 Mio
3.086 positiv bearbeitete Anträge mit einer Fördersumme von

102.430 
Besucher 
in der AK Bücherei

341.310 

Entlehnungen 
in der AK Bücherei 
(inkl. digital)

916 

Teilnehmer
bei 13 Infoabenden

435 
Schüler bei 30 Veranstaltungen 
„AK werkstatt als Labor“
 

7.518
Berufsorientierungs-
mappen für den 
Unterricht

Beihilfen 

 Beratungen
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In der Begutachtung des gesamtösterreichischen 
Universitätsentwicklungsplanes 2022-2027 haben wir 
angeregt, dass es genügen sollte, in einem Fach prü-
fungsaktiv zu sein und etwaige andere Fächer dann 
nicht mehr zu negativen Statistiken führen sollten bzw. 
zur Aberkennung von staatlichen Leistungen. 

Auch fehlten uns die Arbeitnehmer in dem vorliegen-
den Plan und auch die Stichwortsuche kam leider auf 
das gleiche Ergebnis: im aktuellen Universitätsent-
wicklungsplan hat die Arbeitnehmerfreundlichkeit und 
die Möglichkeit der berufsbegleitenden Studien leider 
keinen Platz gefunden.  

Gerade die Entwicklungen der letzten Jahre haben 
aber leider gezeigt, dass immer mehr Personen wäh-
rend des Studiums mehr als geringfügig beschäftigt 
sein müssen bzw. zusätzlich zu ihrer Beschäftigung 
versuchen zu studieren. Und dieser gesellschaftlichen 
Entwicklung muss auch der Entwicklungsplan einer 
zukunftsorientierten Hochschule Rechnung tragen und 
versuchen, arbeitnehmerfreundliche Studienumfelder 
zu erschaffen. Dies fehlt uns leider gänzlich. 

Bei der Begutachtung des MCI Entwicklungsplans 
2021-2025 haben wir auf die steigende Bedeutung 
von umfangreicheren Nebenjobs während des Studi-
ums hingewiesen und dementsprechend die Bedeu-
tung von attraktiven Studienangeboten in den berufs-
begleitenden Versionen. Und da Fachhochschulen 
in Österreich auch Personen ohne Matura, aber mit 
einschlägiger beruflicher Qualifikation einen Zugang 
zum Studium ermöglichen, haben sie im Bereich der 
Durchlässigkeit gegenüber anderen Bildungssektoren 
ein wichtiges Alleinstellungsmerkmal. 

Bei der Evaluierung der Arbeitsmarktförderung konnten 
wir uns wieder aktiv einbringen. Im Bereich der Fristen 
und der Onlineantragstellung werden wir wohl auch 
weiterhin bei Problemen die wichtigsten Fürsprecher 
für die Arbeitnehmer bleiben. Einen vollen Erfolg hatte 
unsere Forderung der Aufnahme von Absolventen der 
Polytechnischen Schulen in die Förderzielgruppe vom 
Weiterbildungsbonus vom Land Tirol.

Für das Nachhilfemonitoring 2019 wurden in Tirol 
400 Haushalte mit 600 Schülern erfasst. Bereits jeder  
5. Tiroler Schüler erhält Nachhilfe und es kostet die Fa-
milien im Durchschnitt € 540,-. Insgesamt wurden in 
Tirol von den Eltern rund 6 Millionen Euro für Nachhilfe 
bezahlt. Die Hälfte der Eltern mit Nachhilfeausgaben ist 
in Tirol dadurch finanziell sehr bzw. spürbar belastet. 
Darunter leiden besonders die unteren Einkommens-
gruppen, damit auch die Alleinerzieher. Viele Eltern 
sind auch durch die zeitliche Belastung beim Helfen 
und Üben mit dem Kind gestresst. Vier von zehn dieser 
Eltern sind in Tirol dabei fachlich zumindest teilweise 
überfordert.

Die Eltern wünschen sich seitens der Schule vor allem 
folgende Maßnahmen: 

	■ Mehr kostenlose Nachhilfeangebote  
an den Schulen,

	■ dass sich Lehrer im Unterricht mehr Zeit nehmen, 
	■ Klassenaufteilungen bzw. kleinere Lerngruppen 
	■ sowie eine Ausweitung der schulischen Nach-

mittagsbetreuung mit individueller Förderung.

BILDUNG & KULTUR 

Kollektive Interessenvertretungen

39
Begutachtungen zu 
Bundes- und Landesgesetzen 
und Verordnungen
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Da es seit 2019 im Bezirk Osttirol kein ausreichendes 
privates Nachhilfeangebot mehr gibt, hat sich die AK 
Tirol entschlossen, mit leistbarer Nachhilfe in Mathe-
matik, Englisch, Italienisch und Deutsch einzuspringen. 
Die Kurse finden ergänzend zum Schulunterricht statt 
und werden von der Arbeiterkammer Tirol finanziell  
unterstützt, damit sie auch für Familien mit niedrigeren 
Haushaltseinkommen leistbar sind. Teilnehmen kön-
nen Jugendliche ab der 5. Schulstufe. 

KOSTENLOSE WORKSHOPS  
„DIGITAL. SICHER. KOMPETENT“

Um fit für die digitale Welt zu werden, bietet die  
Arbeiterkammer Tirol in Kooperation mit der Volks-
hochschule Tirol kostenlose Workshops für AK Mitglie-
der zu 5 Themenschwerpunkten an: 

	■ Amtswege im Internet, 
	■ Bezahlen im Internet, 
	■ Reisen und Veranstaltungen buchen, 
	■ WhatsApp & Co sicher nutzen, 
	■ kostenlos online lernen. 

Zu den Workshops haben sich mit Ende Dezember 
über 500 Personen an den vier ausgeschriebenen 
Standorten Telfs, Matrei, Hall und Kramsach angemel-
det. 

Im Bereich der Bildungs- und Berufsberatung gibt es 
in Österreich einen hohen Qualitätsmaßstab. Durch 
ein externes Qualitätssicherungsverfahren am 27. Mai 
2019 durch das Österreichische Institut für Berufsbil-
dungsforschung erhielt die Bildungspolitische Abtei-
lung der AK Tirol wieder das „Information, Beratung 
und Orientierung für Bildung und Beruf (IBOBB) Qua-
litätsgütesiegel“. In allen Qualitätsbereichen (u.a. An-
bieterunabhängigkeit, Zielgruppenorientierung, Struk-
turelle Voraussetzungen, Gleichstellungsorientierung, 
Qualitätsentwicklung) wurden die Standards entlang 
der 14 Qualitätskriterien nach dem Ampelprinzip in 
höchstem Ausmaß erfüllt. 

Müttern fällt es nach der Babypause oft nicht leicht, 
im Arbeitsleben Fuß zu fassen. Speziell für Wiederein-
steigerinnen wurde von der AK Tirol mit dem BFI ein 
Kursprogramm entwickelt, das modular aufgebaut ist 
und am Vormittag stattfindet. Bei Bedarf können Teil-
nehmerinnen des Wiedereinsteigerinnen-Programms 
auch das Angebot einer Kinderbetreuung in Anspruch 
nehmen und bekommen die Fahrtkosten für das güns-
tigste Verkehrsmittel zurückerstattet, inkl. Parkgebüh-
ren. Die Kosten dafür werden zur Gänze von der AK 
Tirol übernommen. Zusätzlich bietet das Kurspro-
gramm des BFI eine Vielzahl an passenden Weiterbil-
dungsmöglichkeiten an, die ebenfalls von der AK Tirol 
gefördert werden. Die Basis für die Teilnahme an den 
Kursen bildet ein persönliches Beratungsgespräch. 
Im Jahr 2019 wurden 168 Wiedereinsteigerinnen in  
334 Gesprächen beraten und erhielten Förderungen in 
der Gesamthöhe von über € 180.000,-.

Bei den Bildungsbeihilfen der AK Tirol konnten wir im 
vergangenen Jahr wieder tolle Verbesserungen in der 
Einkommensberechnung anwenden und so erfolg-
reiche Tendenzen verzeichnen. Bei den Lehrlingen 
durften wir dadurch im letzten Ausbildungsjahr über  
100 Personen mehr fördern. Bei den Schülern konnten 
wir den an positiv entschiedenen Anträgen auf 72 Pro-
zent steigern und bei den Studierenden haben wir hier 
sogar einen Anteil von 80 Prozent. Es zeigt sich, dass 
unsere Informationen und Beratungen bei den Antrag-
stellern ankommen. Das gesamte Beihilfenvolumen im 
Jahr 2019 stieg auf über 1,9 Millionen Euro. 

BILDUNG & KULTUR 

Individuelle Serviceleistungen

13.010
Beratungen in der AK Innsbruck

2.120
Beratungen in den Bezirkskammern 
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Die AK werkstatt, als zentrales Workshop-Zentrum, 
bietet den besten Nährboden, um moderne Lernfor-
men und Arbeitstechniken den Tiroler Schülern näher-
bringen zu können. Das Angebot der AK werkstatt 
orientiert sich dabei stets an den wichtigen Themen 
der Gesellschaft. Mit dem Angebot wird auf aktuelle 
Themen wie Demokratie, Nachhaltigkeit, dem Umgang 
mit Medien und dem Internet oder die Globalisierung 
reagiert. Diese sind einerseits in der jetzigen Lebens-
situation von Schülern von immenser Bedeutung, an-
dererseits werden sie für Schüler als zukünftige Arbeit-
nehmer ein wichtiger Teil ihres Berufsumfeldes sein. 
Und mit dem Lernort Bibliothek begeistern wir über 
alle Altersstufen hinweg, von den Schoßkindern bis zu 
den Maturanten.

Im Jahr 2019 besuchten 11.384 Schüler Planspiele, 
Workshops, das Labor und Vorträge an Schulen. Das 
ist eine Steigerung zum Vorjahr um 2.212 Personen 
bzw. 24 %. Bei unserem Lernort Bibliothek durften 
wir 1.665 Kinder und Jugendliche begrüßen und wir 
haben somit eine Steigerung um 458 Personen bzw. 
38 %. Weiterhin eine hohe Nachfrage haben wir bei 
den Berufsorientierungsmappen mit 7.518 Schülern. 
905 Teilnahmen zählen wir bei der AK Nachhilfe in den 
Schulferien.

In Summe konnten also im Jahr 2019 21.472 Schüler 
durch die Angebote der AK werkstatt erreicht werden.

In der AK werkstatt erwartet Kinder- und Schülergrup-
pen aus ganz Tirol ein breites kostenloses Angebot, all-
fällige Fahrtkosten werden ersetzt und für Verpflegung 
wird gesorgt. Es gliedert sich in fünf Schwerpunkte, die 
laufend an aktuelle Gegebenheiten und Erfordernisse 
angepasst werden.

Workshops werden z.B. zu den Themen 
	■ „Schau aufs Geld“, 
	■ „FIT Financial Training“, 
	■ „Online mit Köpfchen“ sowie 
	■ „Vorstellungsgespräch“ oder als 
	■ „Bewerbungscoaching“ angeboten. 

Planspiele zu den Bereichen „Wirtschaft“ und „Nach-
haltigkeit“. In der „Demokratie-Werkstatt“ werden Ju-
gendlichen Werte wie solidarisches Handeln, demo-
kratische Entscheidungen und das Wissen um eigene 
Rechte und Pflichten vermittelt. 

Neben den Büchermäusen und dem Bilderbuch- 
kino für die Jüngsten gibt es auch die Möglichkeit für 
Bibliotheks-Recherchen und Workshops zu eReadern 
und zum vorwissenschaftlichen Arbeiten. Unter dem 
Motto AK werkstatt als Labor werden Experimente in 
Kooperation mit wissenschaftlichen Institutionen und 
Vereinen angeboten: z.B. erfahren Volksschüler, wie 
Honig entsteht samt Pollenanalyse oder wie Zucker 
und alternative Süßstoffe produziert werden.

Im Jahr 2019 wurden insgesamt 5.642 My future,  
1.189 My future Plus und 687 My future AHS-OS Map-
pen ausgegeben (7.518 Stück). Auf Grund der gro-
ßen Nachfrage musste bereits im Dezember 2019 ein 
Nachdruck für 2020 in Auftrag gegeben werden.

BILDUNG & KULTUR  

Allgemeine Serviceleistungen

Bilderbuchkino in der AK Tirol

Bewerbungscoaching in der AK werkstatt
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Dipl.-Ing. 
Christian Larch (FH)
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

Daniela Weissbacher
Kammerrätin 
GRÜNE-UG�

Robert Senn
Kammerrat 
AAB-FCG�

Barbara Gstrein
Kammerrätin 
AAB-FCG�

Christopher Hatzl
Kammerrat 
FSG�

Daniela Holaus
Kammerrätin 
AAB-FCG�  

Abdulkadir Özdemir
Kammerrat 
FSG�  

Klaus Purner
Kammerrat 
AAB-FCG�

BILDUNG & KULTUR 

Ausschuss Bildung

Roman Fankhauser
Kammerrat (bis 30.11.19) 
FPÖ�
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BEZIRKSKAMMERN

105.220

45.390
persönlich

57.830
telefonisch

2.000
schriftlich

€ 6,795.670

Vertretungserfolge außergerichtlicher Interventionen
Ergebnis Arbeitsrecht	 (inkl. Lehrlinge)	 € 4,357.000
Ergebnis Konsumentenrecht			  €    328.130

1.859 arbeitsrechtliche 
außergerichtliche Interventionen (inkl. Lehrlinge)

256
neue Arbeitsrecht-
Rechtsschutzakten

168
Insolvenzakten
Für unsere Mitglieder erzielte
Insolvenzgelder 	 € 749.650

888
konsumentenrechtliche 
außergerichtliche 
Interventionen

742
neue Sozialrecht-
Rechtsschutzakten

Summe der 
Vertretungs-
erfolge

 Beratungen

Ergebnis 
Arbeitnehmerveranlagungen
€ 2,110.540 Mio

Die Zahlen der Bezirkskammern sind auch schon in den Fachbereichen mit umfasst.
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BEZIRKSKAMMERN  

Bezirkskammer

WENN DER MITARBEITER ZUM  
„DIENER FÜR ALLE FÄLLE“ WIRD

Ein Arbeitgeber, in einer Branche tätig, in welcher es 
kaum Arbeitsplätze gibt, legte seinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern schriftliche Spielregeln vor, die sie zu 
unterschreiben und einzuhalten hatten.

So wird vom Arbeitgeber an den Randzeiten zu den 
vereinbarten Arbeitszeiten zusätzlich unentgeltliche 
Arbeitszeit schriftlich eingefordert. Damit nicht genug, 
verlangt er von seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern auch außertourliche unentgeltliche Leistungen. So 
die Teilnahme an den monatlichen „Sonder“-Meetings 
oder das aktive Mitwirken an vier großen Veranstaltun-
gen, wie z.B. „Tag der offenen Tür“, „Grillfeier“, „Weih-
nachtsfeier“ und „Partys“. Dies alles ohne etwaige Ge-
genleistungen, zumal es ja im eigenen Interesse des 
Mitarbeiters liegt und es den Mitarbeiter motiviert, so 
die Meinung des Arbeitgebers!

Aus Angst vor unerwünschten Konsequenzen wünsch-
ten die vorsprechenden Mitglieder keine namentliche 
Intervention. So hat die Bezirkskammer Imst den Ar-
beitgeber in einem allgemein gehaltenen Schreiben 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass z.B. die An-
wesenheit bei den monatlichen „Sonder“-Meetings, 
die Anwesenheit bei den täglichen Briefings, bei de-
nen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 10 Minuten 
vor ihrer Arbeitszeit anwesend zu sein haben, sowie 
das aktive Mitwirken an vier großen Veranstaltungen, 
vom Arbeitgeber gewünschte und in seinem Interesse 
als Dienstgeber gelegene arbeitsleistungsspezifische  
Tätigkeiten sind. Sie weisen ein entsprechendes Maß 
an Fremdbestimmung auf, sodass es gerechtfertigt ist, 
sie als Arbeitszeit anzusehen. Dadurch ist für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Anspruch auf Vergü-
tung dieser Zeiten gegeben.

Abgesehen von den arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
entwürdigen diese Spielregeln den Arbeitnehmer zu 
einem unterwürfigen „Diener für alle Fälle“. Von Wert-
schätzung bleibt bei solchen Vertragskonstruktionen 
bzw. „Spielregeln“ nichts mehr übrig. Die Grundlage 
für ein positives, dauerhaftes Dienstverhältnis wird da-
mit vom Arbeitgeber schon bei Vertragsabschluss sa-
botiert. Dabei wäre es ein Leichtes, in der persönlichen 
Wertschätzung des Arbeitnehmers und der Würdigung 
seines Einsatzes, das ein oder andere an Zusatzleis-
tung zu erbitten und zu gewinnen, wenn nur die Atmo-
sphäre stimmt.

Mit den „Spielregeln“ werden vom Arbeitgeber nicht 
nur unentgeltliche Arbeitsleistungen eingefordert, son-
dern maßt sich dieser eine weitgehende Verfügungs-
gewalt über seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. 
Dabei macht er das Wohlwollen fähiger und engagierter 
Menschen ihm gegenüber unmöglich und treibt diese 
in eine Abwehrhaltung, die ihm letztlich teurer kommt 
als die Anerkennung der Begabungen und die positive 
Begegnung mit pflichtbewussten und engagierten Mit-
arbeitern. Der Arbeitgeber verkennt hier ganz, dass wir 
nicht dazu da sind, einander auszunutzen, sondern ei-
nander im Guten und im wertschätzenden Miteinander 
zu fördern.

Darin sitzt er – als Arbeitgeber – am längeren Hebel. 
Wenn es um ein gedeihliches Miteinander, um eine gute 
Atmosphäre und ein zukunftsorientiertes Betriebsklima 
geht, sollte er das nicht vergessen!

BEZIRKSKAMMERN  

Bezirkskammer Imst



71

BERATUNGSTÄTIGKEIT

Das Beratungs- und Serviceangebot der Bezirkskam-
mer Kitzbühel wurde auch im Berichtsjahr 2019 von 
vielen Menschen stark in Anspruch genommen und 
bestätigt die Notwendigkeit, der regional in den Bezir-
ken angebotenen Leistungen der AK Tirol. Der Löwen-
anteil der Anfragen betraf die Kernkompetenzen Ar-
beits- und Sozialrecht. Erwartungsgemäß war bei den 
arbeitsrechtlichen Beratungen der Andrang von Sai-
soniers aus dem Gastgewerbe mit den üblichen Pro-
blemstellungen wie ungerechtfertigte Entlassungen, 
nicht bezahlte Überstunden, Arbeitszeitüberschreitun-
gen und fehlende Ruhezeiten, groß. Verstärkt wurde 
dieser Trend durch einen Unterländer Hotelbetrieb und 
dessen beharrliche Weigerung, fällige Ansprüche an 
seine Dienstnehmer auszuzahlen. Dieser Umstand hat 
auch zu einem merklichen Anstieg der Klagen vor dem 
Arbeits- und Sozialgericht beigetragen. Ungeachtet 
dessen konnte auch in diesem Jahr der überwiegende 
Teil der arbeitsrechtlichen Interventionen außergericht-
lich bereinigt werden.

GUT BERATEN…

Eine Verkäuferin aus dem Bezirk war seit rund 20 
Jahren in einem Handelsbetrieb beschäftigt. Mit dem 
Wunsch nach einer beruflichen Veränderung hat sich 
das Mitglied vorab an die Bezirkskammer Kitzbühel 
gewandt und über die Möglichkeit einer abfertigungs-
schonenden Beendigung des Dienstverhältnisses 
bzw. Stundenreduktion informiert. Gut beraten hat die 
Dienstnehmerin das Gespräch mit dem Dienstgeber, 
unter anderem hinsichtlich einer einvernehmlichen Lö-
sung, gesucht. Dieser hat vorerst auf die Vorschläge 
seiner Mitarbeiterin nicht reagiert. Zur Verwunderung 
unseres Mitglieds wurde ihr jedoch im Nachhinein ein 
Schreiben vorgelegt, wonach sie bereits selbst das 
Dienstverhältnis aufgekündigt hätte! 

Mit Rechtsschutz der AK Tirol wurde Klage beim zu-
ständigen Arbeitsgericht eingebracht und der Dienst-
nehmerin in beiden Instanzen Recht gegeben. Lebens-
fremd und nicht glaubhaft waren für die Gerichte die 
Ausführungen des Dienstgebers, wonach die Dienst-
nehmerin – trotz vorheriger Beratung und Aufklärung 

durch die AK Tirol – selbst gekündigt und damit auf 
den gesetzlichen Abfertigungsanspruch verzichtet  
hätte. Damit konnte zu Gunsten unseres Mitglieds eine 
Nachzahlung von über € 30.000,- erstritten werden.

GREMIENARBEIT 

Die aktive Mitarbeit in den Bezirksgremien wie dem 
Regionalbeirat des AMS und dem Vorstand des LEA-
DER-Regionalmanagements Regio3 eröffnet uns die 
Möglichkeit, die regionalen Interessen der Mitglieder 
zu vertreten. Hier konnte im Berichtsjahr neben der 
gezielten Auswahl von Projekten das Ergebnis der 
mit Beteiligung der AK Tirol durchgeführten Studie 
“24-Stunden Personenbetreuung im lokalen Kontext“ 
präsentiert werden.

VERANSTALTUNGEN

Reges Publikumsinteresse herrschte bei den regelmä-
ßig durchgeführten Infoabenden zu den verschiedens-
ten Themen aus dem Rechts- und Gesundheitsbereich. 

Glanzpunkt der kulturellen Veranstaltungen war die ge-
meinsam mit der Künstlergilde Kitzbühel organisierte 
Themenausstellung „Kitzbühel – Land & Leute“ in den 
Ausstellungsräumen der Bezirkskammer. Gezeigt wur-
den aktuelle Werke in den unterschiedlichsten Techni-
ken, die sich thematisch mit der Stadt und den Bewoh-
nern auseinandersetzten.
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BERATUNGSTÄTIGKEIT

Nachdem die der Bezirkskammer Kufstein zugeord-
nete Außenstelle in Wörgl nunmehr das erste Jahr ab-
solviert hat, kann ein überaus positives Resümee über 
diesen Schritt der Regionalisierung gezogen werden. 
Die Anzahl der persönlichen Vorsprachen in den bei-
den Standorten Wörgl und Kufstein konnte auf über 
8.500 und somit um mehr als 60 % gesteigert werden. 
Dies verdeutlicht anschaulich die Notwendigkeit, für 
die Mitglieder vor Ort in den Bezirken präsent zu sein.

In der Arbeitsrechtsberatung war im Berichtsjahr ver-
stärkt festzustellen, dass sich die Unternehmen auch 
nicht scheuen, ältere Mitarbeiter, die bereits über Jahr-
zehnte für den Betrieb tagtäglich ihre Leistung erbracht 
haben, zu kündigen und damit auch langwierige Kündi-
gungsanfechtungsverfahren in Kauf zu nehmen. 

In einem besonderen Fall wurden 7 über fünfzigjährige 
Mitarbeiter gleichzeitig gekündigt, ohne vorher die 
gesetzlich vorgeschriebene Meldung an das Arbeits-
marktservice (Frühwarnsystem) zu erstatten. Nach 
gerichtlichem Einschreiten durch die AK Tirol wurden 
diese Kündigungen als rechtsunwirksam anerkannt, 
jedoch hat dieser Umstand den Arbeitgeber auch nicht 
davon abgehalten, einem Teil der Betroffenen die Kün-
digung unmittelbar vor Weihnachten erneut auszuspre-
chen. Daraufhin wurden seitens der Arbeiterkammer 
wiederum Klagen wegen Sozialwidrigkeit und Alters-
diskriminierung gegen das Unternehmen eingebracht. 
Die Verfahren sind derzeit noch anhängig.

Im Bereich des Konsumentenrechtes waren auch im 
Jahr 2019 die Themen breit gefächert und reichten 
von Internetabzocke (z.B. Abo-Fallen, Kreditvermitt-
lungen, Partnerbörsen etc.) über Garantie- und Ge-
währleistungsfälle bis hin zu Reisemängeln und den 
in zeitlichen Zyklen immer wieder auftretenden Fällen 
von unseriösen Schlüsseldiensten und Teppich- bzw. 
Pelzreinigungsfirmen, welche ihre Dienste, die sie zu-
dem meist sehr schlecht ausführen, zu astronomisch 
hohen Preisen anbieten. In vielen Fällen konnten die 
Berater der Bezirkskammer Kufstein und Wörgl für die 
Mitglieder Verträge stornieren, Rück- bzw. Entschädi-
gungszahlungen einbringlich machen oder zumindest 
akzeptable Kulanzlösungen herbeiführen.

VERANSTALTUNGEN

Auch im Jahr 2019 fanden wiederum zahlreiche Info-
abende in der Bezirkskammer Kufstein statt, wobei 
zu den Höhepunkten sicherlich der Themenabend 
„Gesund mit alten Hausmitteln“ mit Brigitte Staffner 
zu zählen ist, die durch ihre unkonventionelle Art, die 
Arzneien aus der Naturapotheke direkt am Zuhörer vor 
Ort auf ihre Wirksamkeit zu testen, großen Anklang ge-
funden hat. 

Auch die Veranstaltungen 
	■ „Fallen für Mieter und Vermieter“, 
	■ „leichter leben – gesund genießen“  

mit Mag. Karin Hofinger, 
	■ „Schenken oder Vererben“, 
	■ „Wichtiges für Grenzgänger“ 
	■ und auch der erstmals in der Bezirkskammer  

angebotene Vortrag „Patientenverfügung und  
Vorsorgevollmacht“ mit Notar Dr. Erwin Koller 

waren ausgezeichnet besucht und stießen auf große 
Resonanz beim Publikum.

Anlässlich der Musikshow „AK-Comedy“ konnten die 
Protagonisten Markus Linder und Hubsi Trenkwalder 
sogar den international bekannten Schlagerstar Semino  
Rossi unter den zahlreichen Gästen begrüßen.

BEZIRKSKAMMERN  
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Das Veranstaltungsprogramm der Bezirkskammer 
Landeck erfreute sich auch im Berichtsjahr eines re-
gen Zuspruches. Die Veranstaltungen zu den verschie-
densten Themen wie 

	■ „Tipps und Tricks zur Arbeitnehmerveranlagung“, 
	■ „Abnehmen – Wie es wirklich funktioniert“, 
	■ „Hausmittel aus der Küche“, 
	■ „Was Nachbarn wirklich dürfen“, 
	■ „informiert.Eltern.werden“ oder 
	■ „Macht Zucker süchtig oder krank“ 

waren durchwegs sehr gut besucht und erhielten ein 
sehr positives Feedback der Besucher.

Die Gremienarbeit der Bezirkskammer Landeck wur-
de im Berichtsjahr in bewährter Weise fortgesetzt und 
konnten die Interessen der Mitglieder durch die Teil-
nahme an Sitzungen des Regionalbeirates Landeck, 
des Vorstandes des Regionalmanagements Landeck 
regioL, des Leader-Entscheidungsgremiums für den 
Bezirk Landeck, des Entscheidungsgremiums des Re-
gionalwirtschaftlichen Entwicklungsprogrammes Obe-
res und Oberstes Gericht und des Vorstandes des Lan-
decker Sozialmarktes wahrgenommen werden.

Die Vortragstätigkeit der Bezirkskammer Landeck war 
wieder sehr stark nachgefragt. Schüler erhielten Ein- 
blicke in Aufgaben und Organisation der Arbeiter-
kammer Tirol bzw. wurden Rechte und Pflichten eines 
Lehrlings oder die rechtlichen Grundlagen des Pflicht-
praktikums im Hotel- und Gastgewerbe besprochen. In 
arbeitsrechtlichen Workshops erhielten Teilnehmer von 
Kursen des AMS oder des Vereines Frauen im Brenn-
punkt zahlreiche nützliche Tipps für ihren (Wieder-)Ein-
stieg in das Berufsleben.

Im Zentrum der vielfältigen Aufgaben der Bezirkskam-
mer Landeck stand jedoch die Beratung und Vertretung 
unserer Mitglieder. Der Schwerpunkt der Beratungstä-
tigkeit lag im Bereich des Arbeits- und Sozialrechtes, 
gefolgt von konsumentenschutz- und steuerrechtli-
chen Angelegenheiten. Die Beratungsleistungen der 
Bezirkskammer Landeck wurden im Berichtsjahr deut-
lich verstärkt nachgefragt.

Die meisten arbeitsrechtlichen Interventionen wurden 
außergerichtlich bereinigt. So zum Bespiel der Fall ei-
nes Lehrlings, der vom Arbeitgeber mit der seltenen 
Behauptung, er sei unfähig geworden, den Lehrberuf 
zu erlernen, entlassen wurde. Nach umfangreicher  
Korrespondenz konnte erreicht werden, dass der Be- 
trieb 6 Monate Kündigungsentschädigung bezahlt – für 
einen Lehrling viel Geld.

Nicht außergerichtlich erledigt werden konnte der 
Fall eines entlassenen Mitarbeiters im Gastgewerbe. 
Weil nach unserer Ansicht keine ausreichenden Ent-
lassungsgründe vorlagen, musste der Gerichtweg 
beschritten werden. Nach umfangreicher Beweisauf- 
nahme folgte das Gericht unserer Ansicht und gab 
dem Klagebegehren vollumfänglich statt. Obwohl das 
Urteil in Rechtskraft erwachsen ist, war der Dienstge-
ber bezeichnender Weise erst nach einer Exekutions-
führung bereit, die gesamte Hauptsache samt Zinsen 
und Kosten zu begleichen.

Auch sehr hartnäckig erwies sich eine konsumen-
tenschutzrechtliche Intervention, wo ein Schweizer  
Unternehmen trotz umfangreicher Korrespondenz auf 
der Bezahlung einer Forderung aus einem im Weg des 
Fernabsatzes geschlossenen Geschäftes beharrte. 
Das in weiterer Folge vom Unternehmen beauftragte 
Inkassounternehmen anerkannte für das Unternehmen 
erst nach wiederholtem Hinweis auf Artikel 40d des 
Schweizer Obligationenrechtes, dass der Vertrag man-
gels richtiger Rücktrittsbelehrung rechtzeitig durch die 
AK Tirol aufgelöst wurde und demnach die begehrten 
Ansprüche nicht zu Recht bestehen. 
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DER „SELBSTÄNDIGE“ FORSTARBEITER

Herr P. war etwas mehr als ein Jahr als Forstarbeiter 
beschäftigt. Nach Ende seines Beschäftigungsver-
hältnisses wollte er von der AK Tirol wissen, warum er 
denn keinen Urlaubsanspruch, keinen Anspruch auf 
Sonderzahlung und nur einen sehr geringen Monats-
lohn hatte. Es stellte sich heraus, dass der Dienstgeber 
ihn fälschlicherweise als „freien Dienstnehmer“ gemel-
det hatte.

Im Gespräch mit den Beratern der Bezirkskammer 
Osttirol / Lienz kam zu Tage, dass Herr P. sehr wohl in 
einem persönlichen Abhängigkeitsverhältnis zu seinem 
ehemaligen Dienstgeber stand, bei dem er an dessen 
Weisungen gebunden war, bei dem Arbeitszeit und 
Arbeitsort durch den Arbeitgeber bestimmt wurden. 
Zudem befand er sich in wirtschaftlicher Abhängigkeit 
und arbeitete mit den Produktionsmitteln des Arbeit-
gebers.

Im Ergebnis wurde also festgestellt, dass es sich um ein 
„echtes Dienstverhältnis“ gehandelt hat und auch ein 
Kollektivvertrag zur Anwendung zu kommen hat. Nach 
Intervention durch die AK Tirol wurde umgehend die 
korrekte Meldung vorgenommen sowie der Grundlohn 
auf Basis des Kollektivvertrages ebenso nachgezahlt 
wie offene Urlaubstage, Urlaubs- und Weihnachtsgeld. 
In Summe konnte sich der junge Arbeitnehmer über  
€ 5.400,- netto freuen.

KLEINE FEHLER, GROSSE WIRKUNG

Frau S. buchte für die dreiköpfige Familie eine Ägyp-
tenreise. Dabei gab sie versehentlich statt des Namens 
ihres Sohnes den eigenen Namen doppelt an.

Das Reisebüro informierte sie über den Fehler und teilte 
ihr mit, dass eine geringfügige Bearbeitungsgebühr 
für die Korrektur anfalle. Das nahm die Konsumentin 
in Kauf und erteilte den Auftrag zur Richtigstellung. 
Wenige Wochen später forderte man von ihr weitere  
€ 450,- für die Buchungskorrektur und ging ihr damit 
die Freude am bevorstehenden Urlaub verloren.

Die Bezirkskammer Osttirol / Lienz intervenierte und 
teilte mit, dass dies nicht vertragskonform sei, weil man 
vorab nur eine wesentlich geringere Gebühr vereinbart 
hatte. Nach Prüfung stimmte das Reisebüro dem zu 
und konnten der Konsumentin die Mehrkosten erspart 
werden. Somit freute sich Frau S. über das erzielte Er-
gebnis und bleibt mehr Budget für die Reisekasse.

FRAU HOLLE UND IHRE FOLGEN

Herr E. arbeitet seit Jahren verlässlich beim selben Ar-
beitgeber. Er nimmt dabei einen langen Arbeitsweg auf 
sich. Starke Schneefälle und die folgenden Straßen-
sperren haben es ihm aber unmöglich gemacht, an vier 
Tagen zur Arbeit zu kommen. Der Arbeitgeber hat ihm 
zunächst aber die Entgeltfortzahlung bei Dienstverhin-
derung zum Teil nicht gewährt. Zwei der vier Tage solle 
doch der Arbeitnehmer übernehmen. 

Nach dem rechtlichen Einschreiten durch die Bezirks-
kammer Osttirol / Lienz war das Unternehmen bereit, 
die volle Fortzahlung des Entgelts für vier Tage zu leisten.

Somit hatte für Herrn E. das Ungemach mit Frau  
Holle (und dem Arbeitgeber) doch noch ein angeneh-
mes Ende genommen.
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Für ein weiteres Jahr hatten die Berater der Bezirks-
kammer Reutte ein offenes Ohr für alle hilfesuchenden 
Personen. Bei Bedarf erhielten die Mitglieder kosten-
lose fachliche Beratungen zu diversen Themen. Falls 
nötig und von den Ratsuchenden gewünscht, wurde 
auch interveniert oder zusätzlich Klage vor den Gerich-
ten eingebracht. Die Schwerpunkte lagen vor allem im 
Arbeitsrecht und im Sozialrecht. Darüber hinaus stan-
den die Mitarbeiter der Bezirkskammer Reutte auch 
den Jugendlichen beratend zur Seite. Unser nächstes 
Beispiel veranschaulicht das eben Gesagte.

5-STELLIGEN BETRAG FÜR LEHRLING ERKÄMPFT

Im Frühjahr 2019 sprach ein hilfesuchender Lehrling 
in der Bezirkskammer Reutte vor. Von Berufsschul-
kollegen erfuhr er, dass angeblich seine Lehrlingsent-
schädigung zu gering war bzw. ist, da seine Kollegen 
weitaus mehr verdienten. Nach Prüfung der Unterla-
gen stellte der Berater fest, dass die abgerechnete und 
ausgezahlte Lehrlingsentschädigung nicht der Ver-
ordnung des Bundeseinigungsamtes entsprach. Des 
Weiteren war ihm aufgefallen, dass in den Monaten  
Februar 2016, März 2016, April 2017, Dezember 2017 
und Jänner 2018 die ausgewiesenen Beträge in den 
Gehaltsabrechnungen nicht überwiesen worden wa-
ren, da der Lehrling in diesen Monaten die Berufsschule 
besuchte und im Internat wohnte. Im Lehrvertrag wur-
de festgehalten, dass die vom Lehrling zu leistenden 
Internatskosten an den jeweiligen Internatsträger über-
wiesen werden. 

Sollte die Lehrlingsentschädigung höher sein als die 
vom Lehrling zu leistenden Internatskosten, wird der 
Differenzbetrag dem Lehrling ausbezahlt. Jedoch hatte 
der Lehrbetrieb die Gesetzesänderung bezüglich der 
Internatskosten nicht beachtet. Seit 01.01.2018 müs-
sen die Arbeitgeber die Internatskosten für ihre Lehr-
linge bezahlen. Aufgrund unserer Intervention konnte 
die Auszahlung der Entgeltdifferenz inklusive Sonder-
zahlung erwirkt werden, die insgesamt einen Betrag in 
Höhe von € 10.100,- betrug. Darüber hinaus erhielt der 
Lehrling auch einen Nachweis über die bezahlten In-
ternatskosten. 

GREMIENARBEIT

Neben den täglichen Beratertätigkeiten vertrat die 
Bezirkskammerleiterin die Interessen der Arbeitneh-
mer auch in verschiedenen regionalen Gremien. Dazu 
gehörten vor allem der Regionalbeirat des AMS, die  
Regionalentwicklung Außerfern sowie der Verein  
Reuttener Sozialmarkt.

VERANSTALTUNGEN IN DER  
BEZIRKSKAMMER REUTTE

Auch in diesem Jahr war das Veranstaltungsspektrum 
sehr vielfältig und umfangreich. In der Bezirkskammer 
Reutte wurden Infoabende zu diversen Themen ange-
boten: 

	■ „Alles zur Altersteilzeit“, 
	■ „Wichtiges für Grenzgänger“, 
	■ „Schenken oder vererben“, 
	■ „informiert.eltern.werden“ 

und viele andere. 

Zum ersten Mal konnten die Außerferner auch an den 
Veranstaltungen „Beruf und Freizeit – ein Balanceakt“ 
und „Für alles ist ein Kraut gewachsen“ teilnehmen.

Ein ganz besonderes Highlight war die diesjährige 
Kunstausstellung „SICHT-bar SEIN“. Dabei gaben 
Klienten der Lebenshilfe Reutte / Außerfern den Be-
suchern einen Einblick in ihre kreative Welt. Zu bestau-
nen gab es zahlreiche Werke, welche die bunte Vielfalt 
der verschiedenen Persönlichkeiten widerspiegelten.  
Acrylbilder auf Leinwand und Holz, Portraits, Recyc-
ling-Kunst, Kunstbilder aus Holzscheiben und vieles 
mehr konnten an diesem Abend besichtigt werden.

Darüber hinaus besuchten etliche Schüler des Bezirks 
Reutte die Bezirkskammer zu diversen Veranstaltun-
gen, dabei erhielten sie jeweils einen Überblick über 
die Tätigkeiten sowie Aufgaben der AK Tirol.
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Die Mitarbeiter der Bezirkskammer Schwaz bieten den 
vorsprechenden Mitgliedern ein umfangreiches Bera-
tungsangebot. In der überwiegenden Anzahl der Fälle 
geht es naturgemäß um arbeitsrechtliche und sozial-
rechtliche Anfragen und Themenstellungen. Stark zu-
genommen haben im vergangenen Jahr die Anfragen 
in konsumentenrechtlichen Angelegenheiten. Fragen 
zu überhöhten Handyrechnungen, angeblich im Inter-
net abgeschlossenen Verträgen und zu teilweise unbe-
rechtigten Forderungen von Inkassodiensten gehören 
zur Tagesordnung. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass viele Arbeitnehmer 
schon im Vorfeld der Beratung über einen guten Infor-
mationsstand verfügen. Dennoch scheuen sich viele, 
ihre Ansprüche im Wege einer Intervention durch die 
Arbeiterkammer bzw. gar im Gerichtswege geltend zu 
machen. Hintergrund ist natürlich, dass eine Angst um 
den drohenden Arbeitsplatzverlust besteht und viele 
Mitarbeiter Sorge haben, ihre Familie nach einer Kündi-
gung durch den Dienstgeber nicht mehr ernähren bzw. 
die laufenden Rechnungen bezahlen zu können. Diese 
Situation wird von Arbeitgeberseite teilweise ausge-
nützt und versuchen die Experten der Arbeiterkammer 
Schwaz entsprechend entgegen zu wirken. 

Durch Beratung im Vorfeld und natürlich auch durch 
entsprechende Vermittlung zwischen Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberseite in Streitfällen können von unse-
ren Experten immer wieder außergerichtliche und für 
unsere Mitglieder befriedigende Lösungen gefunden 
werden. 

DAUERTHEMA ÜBERSTUNDEN

Zahlreiche Mitglieder sprechen immer wieder in Be-
zug auf unbezahlte Überstunden in der Bezirkskam-
mer Schwaz vor. Diese Thematik zieht sich durch fast 
alle Branchen, tritt aber doch gehäuft im Bereich des 
Hotel- und Gastgewerbes auf. So ist es keine Selten-
heit, dass Mitarbeiter wöchentlich 15 bis 20 oder auch 
mehr Überstunden leisten. Völlig unabhängig von der 
Frage der gesetzlichen Zulässigkeit ist es natürlich in 
keinster Weise zu akzeptieren, dass diese geleisteten 
Überstunden dann gar nicht oder nur zum Teil bezahlt 
werden. So ist es keine Seltenheit, dass nach Ende des 
Arbeitsverhältnisses von der Arbeiterkammer Schwaz 
rückwirkend noch zahlreiche Überstunden geltend 
gemacht werden konnten und im vergangen Jahr teil-
weise sehr hohe Nachzahlungen durch die Dienstge-
ber erreicht wurden. 

NICHT AUSBEZAHLTE JUBILÄUMSGELDER 

Auch wenn es keinen grundsätzlichen Anspruch auf 
Jubiläumsgelder gibt, sehen doch zahlreiche Kollektiv-
verträge in den diversen Branchen vor, dass der Mit-
arbeiter nach einer bestimmten Betriebszugehörigkeit 
Anspruch auf Auszahlung eines Jubiläumsgeldes hat. 
Es stellt sich immer wieder erst im Zuge einer Beratung 
– teilweise zu ganz anderen Themen – heraus, dass der 
Mitarbeiter aufgrund seiner langjährigen Betriebszu-
gehörigkeit bereits Anspruch auf Ausbezahlung einer 
diesbezüglichen Treueprämie oder eines Jubiläumsgel-
des hat bzw. schon gehabt hätte. Es ist dann zu prü-
fen, inwieweit diese Ansprüche auch noch rückwirkend 
geltend gemacht werden können, wobei vorbehaltlich 
sonstiger Regelungen grundsätzlich eine Verjährungs-
frist von 3 Jahren ab Fälligkeit heranzuziehen ist. So 
konnten die Mitarbeiter der Bezirkskammer Schwaz 
auch im vergangenen Jahr mehrfach erreichen, dass 
durch außergerichtliche Interventionen Zahlung bzw. 
Nachzahlung von zustehenden Jubiläumsgeldern er-
reicht werden konnte. 
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Nachdem immer mehr Beratungen der Arbeiterkammer 
Tirol in den Bezirkskammern stattfinden (als wesentli-
cher Teil unserer Tätigkeit), steigt diese Zahl natürlich 
ebenso in Telfs. Die rat- und hilfesuchenden Mitglieder 
aus der Region nehmen offensichtlich dieses Service 
besonders gerne an, nachdem obendrein das gesamte 
Beratungsspektrum der Arbeiterkammer Tirol in Telfs 
abgedeckt wird. Diese Fachkompetenz, aber auch der 
Erfolg der Bezirkskammer Telfs ist mittlerweile weithin 
bekannt und deckt beinahe alle Lebensbereiche ab.

Neben den der Arbeiterkammer zugedachten klassi-
schen Beratungsbereichen, dem Arbeits- und Sozial-
recht, werden täglich auch unterschiedliche Fragen 
u.a. zu Konsumentenschutz und Steuerrecht beant-
wortet.

Dabei betreffen die häufigsten Anfragen im Arbeitsrecht 
die Kontrolle von Lohn- und Gehaltsabrechnungen, die 
Arbeitszeit (insbesondere zum Ausmaß und zur Ein-
teilung) samt Überstunden, diverse Informationen zur 
Auflösung von Arbeitsverhältnissen, zu Sonderzahlun-
gen (Anspruch, Höhe und Auszahlung), die Kontrolle 
bzw. gemeinsame Durchsicht von Arbeitsverträgen, 
Fragen zu Urlaubsanspruch bzw. -konsum, aber auch 
Hilfe bei Insolvenz des Arbeitgebers.

Leider nicht selten erfahren die Mitglieder in der Be-
ratung erstmals von gesetzlichen und kollektivvertrag-
lichen Ansprüchen, die ihnen der Arbeitgeber bislang 
nicht zukommen hat lassen. Im gemeinsamen Ge-
spräch werden diese entgangenen Zahlungen bzw. 
vorenthaltenen Rechte genau aufgezeigt und natürlich 
Möglichkeiten zu deren Geltendmachung erörtert. Es 
sind dann oft verschiedene Ängste vor dem Arbeitge-
ber und insbesondere die Gefahr des Arbeitsplatzver-
lustes, weshalb viele Mitglieder schlussendlich den-
noch keine Intervention wünschen, aber unterstreicht 
dies andererseits, wie wichtig unsere tägliche Bera-
tung ist.

Im Sozialrecht waren und sind besonders Erstberatun-
gen betreffend (Invaliditäts- bzw. Berufsunfähigkeits-) 
Pensionen und in diesem Zusammenhang vor allem 
Rechtsschutzgewährungen infolge Ablehnung durch 

die PVA anzuführen. Daneben betreffen Anfragen vor-
nehmlich Leistungen der Krankenkasse (z.B. Kranken-
geld, Wochengeld, Kinderbetreuungsgeld) und letztlich 
Beratungen zur Arbeitslosenversicherung.

Ein weiterer, besonders in Telfs stark nachgefragter Be-
ratungsbereich bildet das Steuerrecht. Die jährlich mög-
liche Arbeitnehmerveranlagung für das abgelaufene  
Kalenderjahr ist hier im Speziellen hervorzuheben. Im-
mer mehr Mitglieder aus der Region profitieren hier re-
gelmäßig, einfach und sicher von der Kompetenz der 
Bezirkskammer Telfs, um Geld vom Finanzamt zurück-
zuholen.

Aus den übrigen Beratungsbereichen ist explizit noch 
der Konsumentenschutz hervorzuheben; beraten und 
geholfen wird beispielsweise bei Themen wie Gewähr-
leistung und Garantie, Rücktrittsrechten, Internetbetrü-
gereien, dubiosen Gewinnmitteilungen, Einsprüchen 
gegen Telefonrechnungen und fragwürdigen Inkasso-
forderungen.

INFOVERANSTALTUNGEN UND GREMIENARBEIT

Von der Bezirkskammer Telfs werden für die Mitglieder 
ferner laufend kostenlose Infoveranstaltungen organi-
siert und im ganzen Bezirk angeboten. Diese erfreuten 
sich im abgelaufenen Jahr wieder großem Publikums-
interesses, beispielsweise zu Themen wie 

	■ „Fallen für Mieter und Vermieter“, 
	■ „Gesund bleiben in der Pflege“, 
	■ „Resilienz – Krisen erfolgreich bewältigen“ und
	■  „14 Jahre, was nun?“. 

Abgerundet wurde unser Veranstaltungsprogramm mit 
diversen Vorträgen für Schüler und einer Weihnachts-
ausstellung.

Zudem werden von der Bezirkskammer Telfs in meh-
reren regionalen Gremien die Interessen der AK Mit-
glieder vertreten, wobei besonders das Regionalma-
nagement Wipptal hervorzuheben ist, bei dem sowohl 
aktive Projektmitarbeit, als auch unsere Funktion als 
Vorstandsmitglied zu erwähnen ist.

BEZIRKSKAMMERN  

Bezirkskammer Telfs
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MEDIENARBEIT

9.772
telefonische Service-Kontakte 
zu Mitgliedern

2.000 216 1.446
Kontakte mit 
Medienvertretern

Presseaussendungen Berichte über die 
AK Tirol in den Medien

Ausgaben
Gesunde Arbeit 
Auflage je Ausgabe: 
4.500 Stück

Ausgaben
Tiroler Arbeiterzeitung 
Auflage je Ausgabe: 
370.000 Stück

Ausgaben
AK Konsument 
Auflage je Ausgabe: 
270.000 Stück

Ausgaben
Broschüren
Auflage gesamt:
117.550 Stück

363.386 
Besuche mit 973.324 Seitenansichten auf ak-tirol.com

7,8 Mio
Drucklegungen von 84 Einzeltiteln
Gesamtauflage: Mehr als ...

4 12 12 56

3.693 
ankommende Anrufe

6.079 
abgehende Anrufe
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Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist verantwortlich 
für die Medienarbeit, aber auch für das Organisieren 
von Veranstaltungen sowie das gesamte Marketing der 
AK Tirol.

AK WAHL 2019

Ein Schwerpunkt lag Anfang 2019 auf der AK Wahl 
vom 14. Jänner bis 7. Februar 2019. Dazu wurden zur 
Wahlmobilisierung ab Jänner u.a. tirolweit zuvor ent- 
wickelte Plakate affichiert und Inserate in verschie-
denen Medien geschaltet, mit denen die Leistun-
gen der AK vermittelt wurden, Anfragen beantwortet,  
Artikel verfasst, Sonderseiten und Grafiken gestaltet 
etc. Sowohl zur Bekanntgabe des vorläufigen Wahler-
gebnisses als auch zur Pressekonferenz, bei der das 
endgültige Wahlergebnis bekannt gegeben wurde, 
und zur konstituierenden Vollversammlung am 8. März 
wurden alle organisatorischen Vorarbeiten abgewickelt 
und Medienvertreter eingeladen.

TIROLER ARBEITERZEITUNG
Gesamtauflage 4,44 Millionen

Die zwölfseitige Tiroler Arbeiterzeitung wird von den 
Mitarbeitern der Pressestelle bis zur Druckreife pro-
duziert. 2019 erschienen 12 Ausgaben in einer Auf-
lage von je 370.000 Exemplaren mit insgesamt 441 
Artikeln: 125 zu AK Politik und Selbstverwaltung, 36 
zum Thema Konsument, 30 zu Jugend und Lehre, 52 
zu Arbeitsrecht, 37 zu Sozialpolitik, Eltern und Pflege,  
36 zu Bildungsfragen, 24 zu Wirtschaft, 17 zu Woh-
nen und 84 zu Sonstigem (u.a. zu Gewinnspielen). An 
Gewinnspielen nahmen rund 10.500 Leser teil. In der 
Februar-Ausgabe wurde der innere Bogen für das vier-
seitige Programm der AK Ferienaktion genutzt. 

INFORMATION & DIALOG

Daneben werden von den Mitarbeitern das AK Inter-
netportal sowie die Facebook- und Instagram-Auf-
tritte betreut und befüllt. Dafür wurden auch eigene 
Kurzfilme von Veranstaltungen und zu verschiede-
nen Themen gestaltet. Auf www.ak-tirol.com wurden 
363.386 direkte Aufrufe mit 973.327 Seitenansichten 

registriert. Gleichzeitig gab es 2.000 Kontakte mit Me-
dienvertretern. Die Medien wurden mit 216 Presse-
aussendungen informiert: 58 betrafen Themen der 
Selbstverwaltung, 33 Bildung, 22 Konsumentenschutz,  
20 Soziales etc. 169 Mal wurden Mutationen von Aus-
sendungen zu Veranstaltungen in den AK Bezirkskam-
mern verschickt. Für die Veranstaltungen wurden auch 
diverse Drucksorten wie Einladungen und Plakate so-
wie Inserate gestaltet. Für ein Textarchiv wurden sämtli-
che Berichte über die AK Tirol in allen Tiroler und öster-
reichischen Medien gesammelt. Insgesamt erschienen 
1.446 Beiträge, davon 343 zu den AK Wahlen, 572 be-
trafen die Selbstverwaltung, 187 die Bezirkskammern, 
105 Bildung, 75 Arbeitsrecht, 56 Konsumentenschutz, 
38 Soziales, 35 Wirtschaft, 27 Jugend und 8 Wohnen.

PR-ARBEIT

Für alle 12 Ausgaben des AK Konsument-Magazins 
wurden Texte fürs Cover geschrieben, und für die vier 
Tirol-Ausgaben des Fachmagazins „Gesunde Arbeit“ 
jeweils fünf Seiten zugeliefert. Zudem wurden Sonder-
seiten zu arbeits- und sozialrechtlichen, bildungspoliti-
schen und konsumentenrechtlichen Themen in Tiroler 
Medien geschaltet, um die Mitglieder auch auf diesem 
Weg über Leistungen und Angebote der AK Tirol zu in-
formieren, etwa in der Tiroler Tageszeitung, Krone, Ba-
sics, Weekend, Tirolerin etc. Texte und Bildauswahl, z.T. 
auch das Layout wurden in der Abteilung vorbereitet.

KINO, TV, RADIO

Je 12 Mal wurden Kinospots zum aktuellen AK Kon-
sument und zur aktuellen Ausgabe der Tiroler Arbei-
terzeitung produziert und zwei Wochen lang in den 
Premierenkinos in Tirol ausgestrahlt. Zu jeder der  
12 Ausgaben des AK Konsument wurden außerdem 
je drei Hörfunkspots produziert. Die Abteilung küm-
merte sich um die Aufbereitung der Texte und die Auf- 
nahme der Produktion, die Ausstrahlung erfolgte auf 
ORF Radio Tirol, Life Radio, Radio U1, Krone Hit Radio 
sowie Radio Osttirol. Für das monatliche AK Special 
„AK Tirol Tour“ auf Tirol TV besuchte AK Präsident Erwin  
Zangerl Betriebe und stellte Einrichtungen der AK Tirol 
vor. Zentrale Themen waren die Situation der Arbeit-
nehmer und die Schwerpunkte, die die AK Tirol setzt. 

MEDIENARBEIT 

Kollektive Interessenvertretungen
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Die Mitarbeiter der Pressestelle kümmern sich auch 
um spezielle Anliegen der Mitglieder, z.B. wenn es um 
Anfragen zu Broschüren, Adressänderungen, Aus-
stellen der Schutzkarte etc. geht oder um die Vergabe 
von Kundennummern für den Online-Zugang zum AK 
Konsument Magazin. 

Zu solchen und ähnlichen Anliegen wurden 3.693 
Anrufe entgegengenommen. Als Ankündigung wur-
den monatlich Newsletter für das jeweils aktuelle AK 
Konsument-Magazin und die aktuelle Arbeiterzeitung 
verschickt.

MAILINGS 
Auflage 628.609 Stück

Mit Mailings wurden bestimmte Gruppen von Mitglie-
dern informiert. Dazu wurden unterschiedlichste Beila-
gen gestaltet und produziert. Die Gesamtauflage 2019 
lag bei 628.609 Stück.

Anlässlich der AK Wahl im Jänner wurden über das 
Wahlbüro die Wahlunterlagen verschickt (Auflage 
215.000 Stück; Kuvert, Folder, Stimmzettel, blaues 
Wahlkuvert und Rücksendekuvert). Außerdem gab 
es Mailings an sonstige Wahlberechtigte (Auflage 
72.600 Stück), zum allgemeinen Wahlsprengel (Auflage 
211.870 Stück), für Betriebswähler und zum Antrag auf 
Ausstellung einer Wahlkarte (Auflage 47.600 Stück) so-
wie für Betriebswähler (Auflage 46.900 Stück).

Weiters wurden 2019 folgende Mailings produziert und 
verschickt: 

	■ Mein Kind in der Lehre –  
Einladung zum Infoabend (3.063 Empfänger) 

	■ Hol dir dein Geld zurück!  
Infos für Lehrlinge (10.570 Stück) 

	■ AK Workbrunch:  
Zerreißt’s die Lehre? (4.050 Stück) 

	■ AK Seminare für Betriebsräte –  
Zweites Halbjahr 2019 (Auflage: 2.500 Stück) 

	■ Dein Startpaket für die Lehrzeit!  
(3.756 Empfänger)

	■ Arbeitszeitkalender für 2020  
(10.700 Empfänger)

KOMMUNIKATION UND MITGLIEDERBETREUUNG

Telefonische Mitgliederbetreuung
AK Mitglieder werden zwischen 16 und 19 Uhr tele-
fonisch kontaktiert und zu ihrer Zufriedenheit befragt.

Mitgliederdatenbank – Adressänderungen
Adressen von AK Mitgliedern werden laufend aufgrund 
persönlicher Angaben per Telefon oder eMail aktuali-
siert.

IFES-ERHEBUNG UNTER BESCHÄFTIGTEN  
IN DEN GESUNDHEITSBERUFEN

Anfang 2019 lagen die Ergebnisse der Erhebung unter 
mehr als 26.000 Tiroler Arbeitnehmern in den Gesund-
heits- und Pflegeberufen vor. 5.761 (22 %) hatten den 
ausgefüllten Fragebogen retourniert und ermöglichten 
wichtige Einblicke in ihren Arbeitsalltag. So werden 
etwa die hohe Verantwortung und der Zeitdruck als 
besonders belastend empfunden und gesundheitliche 
Beschwerden damit in Verbindung gebracht.

IFES-ARBEITSKLIMA-INDEX

Die AK Tirol ist seit Oktober 2017 Partner des Arbeits-
klima-Index. Hier werden vierteljährlich aktuelle Fragen 
zu Arbeitnehmer-Themen eingeholt.

Das Ergebnis des Arbeitsklima-Index für das 4. Quar-
tal 2018 lag im März 2019 vor: Österreichweit wurden 
4.450 Interviews geführt, die Sonderauswertung für  
Tirol bezieht sich auf 482 Interviews. Demnach sind die 
Tiroler in den Betrieben überdurchschnittlich zufrieden, 
allerdings machen ihnen steigender Zeitdruck, Über-
stunden und höhere Belastungen, wie psychischer 
Stress, Zeitstress, Isolation am Arbeitsplatz, psychi-
sche Belastungen und Innovationsstress zu schaffen. 
Besonders dramatisch ist, dass nur 7 % angeben, 
dass sie von ihrem Einkommen sehr gut leben können. 
30 % kommen gerade über die Runden, für 6 % reicht 
das Einkommen nicht aus.
 

MEDIENARBEIT 

Individuelle Serviceleistungen
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MEDIENARBEIT 

Allgemeine Serviceleistungen

BROSCHÜREN
Auflage 117.543 Stück
Ob für Lehrlinge, Arbeitnehmer, Beschäftigte in den 
Gesundheitsberufen, für den Bildungsbereich, zur 
Arbeitnehmerveranlagung, zum Thema Wohnen oder 
für Konsumenten: 2019 erschienen 56 Broschüren 
zu unterschiedlichsten Schwerpunkten in einer Ge-
samtauflage von 117.543 Stück. Dafür mussten jeweils 
Korrekturen, Bildauswahl, Grafik, Ausschreibung und 
Drucküberwachung durchgeführt werden.

VERANSTALTUNGEN

Die Kontaktoffensive wurde 2019 fortgesetzt, und dazu 
wurden den Mitgliedern unterschiedlichste Veranstal-
tungen geboten. Bei allen Terminen war die AK Tirol mit 
einem Info-Stand vertreten, an dem sich Teilnehmer 
über die Leistungen und Angebote der AK informieren 
konnten. Dort wurden Info-Broschüren und nützliche 
Give-aways verteilt.

AK Comedy Musik-Show
Im März und April 2019 ging die AK Comedy Musik-
Show mit Markus Linder und Hubert Trenkwalder und 
deren Programm „Songcontest“ auf Tirol-Tour. Die 
13 Vorstellungen waren fast überall ausgebucht. Ins-
gesamt kamen 6.300 Besucher: 408 in Höfen, 498 in 
Mils bei Imst, 313 in St. Johann, 451 in Kufstein, 298 
in Landeck, 338 in Nußdorf-Debant, 501 in Rum, 758 
in Schwaz, 651 in Telfs, 541 in Wattens, 511 in Zirl 
sowie in Innsbruck bei zwei Vorstellungen 513 bzw.  
518 Personen. Die Abteilung kümmerte sich um sämt-
liche organisatorische Vorarbeiten, vom Engagement 
der Künstler und Besprechungen mit dem Caterer bis 
zum Buchen der Säle und zur Bewerbung. Vor Ort hal-
fen Mitarbeiter der Pressestelle bei den Vorbereitungen 
und bei der Betreuung mit.

Josefsmesse und Josefitreffen
Am Josefstag am 19. März lud die AK Tirol zur traditio-
nellen Josefsmesse in die Innsbrucker Jesuitenkirche. 
300 Besucher kamen. Der Gottesdienst wurde zele-
briert von em. Erzbischof Dr. Alois Kothgasser SDB. 
Gail Anderson, Markus Linder, Hubert Trenkwalder und 
Kurt Wackernell sorgten mit Gospels für die musikali-
sche Gestaltung. 

Mitarbeiter der Pressestelle kümmerten sich um sämt-
liche Vorbereitungen und das Engagement der Künst-
ler, organisierten Fastensuppe, Zelte, Podest für die 
Musiker, bereiteten diverse Drucksorten vor und halfen 
bei der Betreuung mit.

Bereits am Nachmittag traf sich die Josefigruppe in 
der AK Tirol. Zum Josefitreffen 2019 übermittelten AK 
Tirol, ÖGB, Diözese Innsbruck, Land Tirol, Stadt Inns-
bruck, Gemeindeverband und Tiroler Bündnis gegen 
Armut und Wohnungslosigkeit ihre Positionen, mit de-
nen sie sich für soziale Sicherheit einsetzen werden. 
Mitarbeiter der Presseabteilung erledigten die nötigen 
organisatorischen Vorbereitungen, wie Reservierung 
des Saales, Vorbereiten diverser Drucksorten und  
Unterlagen, Besprechungen mit Caterer etc.

AK Radltour 2019
Die AK Radltour wurde in Kooperation mit AlpEvents 
und AK-ÖGB-Betriebssport 2019 fortgesetzt: Insge-
samt 700 Interessierte nahmen an den Veranstaltun-
gen in Imst, Westendorf, Trins, Radfeld, Kufstein und 
Breitenwang teil. Mitarbeiter der Pressestelle betreuten 
die einzelnen Termine.

TT-Wandercup
Außerdem beteiligen sich AK Tirol und AK-ÖGB-Be-
triebssport wieder am TT-Wandercup in Navis mit rund 
2.000 Teilnehmern.

TT eSport Cup
Im Herbst 2019 startete mit dem TT eSport Cup ein 
neues Projekt, bei dem die AK Tirol Partner ist. Turniere 
fanden in Schwaz, Zams, Reutte, Innsbruck, Imst, Telfs, 
Kufstein, Matrei i. O., Westendorf, Axams und das Fi-
nale in Innsbruck statt. Rund 500 Interessierte kamen. 
Die Termine wurden alternierend von Mitarbeitern der 
Jugendabteilung bzw. der Pressestelle betreut.
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TIROLER
ARBEITERZEITUNG

JETZT VORMERKEN: AK-WAHL VON 14. JÄNNER BIS 7. FEBRUAR!

M it dem Start ins neue 
Jahr wird auch in der 
AK Tirol Bilanz ge-
zogen: Rund 321.000 

Mal wurden Mitglieder 2018 be-
raten. Zugleich konnten die AK 
Experten mehr als 48 Millionen 
Euro für Betroffene erkämpfen, 
viel Geld, das diese sonst nie er-
halten hätten. Entweder, weil sie 
sich juristische Hilfe nicht leisten 
könnten, oder weil sie erst in der 
AK Tirol über ihre Ansprüche in-
formiert wurden.

1,59 Mio. Beratungen. Nach 
Ablauf der fünfjährigen Periode, 
kurz vor der Tiroler AK Wahl ab 
Mitte Jänner, ist auch der richtige 
Zeitpunkt für einen Fünf-Jahres-
Rückblick. Der offenbart gigan-
tische Zahlen: 1,59 Millionen 
Mal suchten die Mitglieder Rat 
und Hilfe bei den AK Experten. 
Bedenkt man, dass es in Tirol 
derzeit rund 359.000 AK Mitglie-
der gibt (80.650 von ihnen sind 
vom Beitrag befreit), wiegt diese 
Zahl noch um vieles schwerer. 
Dann benötigte jedes Mitglied im 
Schnitt 4,4 mal die AK!

Fall um Fall. 927.540 Bera-
tungen betrafen das Arbeits- und 
Sozialrecht sowie Insolvenzen. 
Hier zeigt sich eindrucksvoll, wie 
dringend die Arbeitnehmer-Fa-
milien die AK brauchen, die für 
sie Partei ergreift, wenn etwa die 
Gehaltsabrechnung nicht korrekt 
ist, wenn Pensionsanträge abge-
lehnt werden oder die Einstufung 
des Pfl egegeldes überprüft wer-
den muss. 415.690 Mal war die 

Hilfe der Konsumentenschützer 
gefragt. 109.500 Anfragen gab es 
zum Steuerrecht.

211,4 Mio. Euro erkämpft. 
Beeindruckend sind auch die fi -
nanziellen Erfolge. In 5 Jahren 
konnten die AK Juristen für die 
von ihnen vertretenen Beschäf-
tigten insgesamt 211,4 Mio. 
Euro erkämpfen: Mehr als 133 
Mio. im Sozialrecht, 36,4 Mio. 
im Arbeitsrecht, 22 Mio. im 
Insolvenzrecht, 11,3 Mio. bei 
Steuern und 8,5 Mio. Euro im 
Konsumentenschutz.

8 Mio. Euro für Bildung. 
132.120 Mal wandten sich 
Mitglieder mit Fragen zu  
Aus- und Weiterbildung an 
die AK, viele profi tierten von 
den Unterstützungen. So er-
hielten Arbeitnehmer-Fami-
lien in den letzten fünf Jahren 
13.337 Förderungen in Höhe 
von insgesamt 8 Mio. Euro. 
Weitere 1,4 Mio. Euro zahlte 
die AK Tirol über den Un-
terstützungsfonds an Mit-
glieder aus, die in eine Not-
lage geraten waren. Dass 
dies auch die Beschäftigten 
zu schätzen wissen, zeigt 
sich in der aktuellen Um-
frage: Ihr Vertrauen in AK 
und Sozialpartnerschaft ist 
ungebrochen. Dies ist auch 
der klare Auftrag an die 
AK, ihr Angebot weiter 
auszubauen. 

Mehr dazu lesen Sie auf 
den Seiten 3, 6 und 7.

Rückblick. Die AK Tirol ist für Beschäftigte 
unverzichtbar. Das belegen Umfragen und 
Leistungsbilanz: Seit 2014 ermöglichte die 
AK 1,59 Mio. Beratungen und erkämpfte 

211,4 Mio. Euro für Betroffene.

AK: Immer 
für Sie da

STARKE FÜNF-JAHRES-BILANZ
 Liebe AK Mitglieder!

Ab 14. Jänner beginnt die Tiroler AK-Wahl. Die AK Mitglieder sind aufgerufen, ihre Stimme abzugeben und damit ihre Interessenvertretung zu stärken. Der überwiegende Teil der Wahlbe-rechtigten kann bequem per Brief wählen. Sie erhalten zwischen 14. und 18. Jänner ihre Wahlunterlagen per Post und können dann sofort ihre Stimme abgeben und die Wahlkarte kostenlos zurückschicken.
Die Arbeiterkammer Tirol ist ein starkes Schutzhaus für die Beschäftigten. Wir helfen Ihnen bei Ihren Sorgen und Anliegen – ob im Berufs- oder im Familienleben – so gut wie möglich und können vieles positiv lösen.
Die Arbeiterkammer ist aber auch eine starke Stimme gegenüber der Politik. Das hat manche Neider aus Politik, Wirtschaft und Industrie auf den Plan gerufen. Sie wollen keine starke AK, weil sie auch weniger Schutz für die Beschäftigten wollen. Deshalb reden sie von Beitragssenkung oder von der Abschaffung der gesetzlichen Mitgliedschaft.

Doch wenn jeder für sich ist, bleibt er allein. Mit der AK gibt es Schutz, Hilfe und Solidarität. Das wissen die Arbeitnehmer zu schätzen. Die AK ist dank der solidarischen Beiträge unabhängig von Staat und Politik. Nur dadurch können die Arbeitnehmer-Interessen bestmöglich vertreten werden. 
Dazu kommt noch die positive Zusammenarbeit aller Fraktionen im Kampf gegen arbeitnehmerfeindliche Maßnahmen der Regierung, gegen das teure Wohnen, die hohen Lebenshaltungskosten und die niedrigen Einkommen. Wogegen wir jedoch auftreten ist, wenn politische Mitbewerber verunglimpft werden und Hetze betrieben wird. Gesunder Patriotismus darf nicht durch dumpfen Nationalismus ersetzt werden. Das ist Gift für unsere Gesellschaft.

Wir brauchen eine Politik des Zusammenhalts. Dazu gehört auch in Zukunft eine starke Arbeiterkammer, die drauf schaut, dass es gerecht zugeht. Eine Standesvertretung, in der jeder Einzelne zählt. Eine Gemeinschaft, in der jeder seinen Beitrag leistet und dafür auch beste Leistung bekommt. Eine Arbeiterkammer die unabhängig auftritt, nur den Beschäftigtenverpfl ichtet ist, und auf die man sich verlassen kann.
Ihre Stimme für eine starke AK. Nie war sie so wichtig wie heute.

Liebe AK Mitglieder!
Ab 14. Jänner beginnt die Tiroler AK-Wahl.Die AK Mitglieder sind aufgerufen, ihre Stimme abzugeben und damit ihre Interessenvertretung zu stärken. Der überwiegende Teil der Wahlbe-rechtigten kann bequem per Brief wählen. Sie 

AK Präsident Erwin Zangerl
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T euer, befristet und dann noch 
die Maklergebühren und die 
Kaution, darunter stöhnen 
die Wohnungssuchenden. 

Dabei trifft es nicht nur die Jun-
gen, die den Markt verzweifelt 
nach einer eigenen günstigen Blei-
be abklappern und sich immer län-
ger mit WG-Varianten zufrieden-
geben müssen. Noch schwieriger 
wird es für Familien mit Kindern 
und Alleinerzieherinnen. Denn 
bei geförderten Varianten heißt es 
meist, bitte warten!

„Das Leben in Tirol ist teuer, die 
Einkommen sind niedrig. Umso 

wichtiger ist es, dass das Grund-
recht Wohnen billiger wird. Und 
wir sind auf dem richtigen Weg 
dazu“, ist AK Präsident Erwin Zan-
gerl überzeugt. Denn das Land hat 
jetzt die richtigen Weichen gestellt. 
Viele Vorschläge der AK und der 
Sozialpartner werden umgesetzt 
wie etwa die Zweckbindung des 
Wohnbauförderungsbeitrages. Der 
soziale Wohnbau wird forciert samt 
Einführung entsprechender Vor-
behaltsfl ächen, die Mietzins- und 
Annuitätenbeihilfe wird mit ein-
heitlichen Anwartschaftszeiträu-
men in ganz Tirol verbessert. Mit 

der Befristung von Bauland-Neu-
widmungen auf zehn Jahre und der 
Einführung von Mindestanteilen in 
ausgewiesenen Vorbehaltsfl ächen 
für den geförderten Wohnraum 
kommt die Regierung der AK For-
derung nach Eindämmung der Spe-
kulation mit Wohnraum nach. 

Zangerl: „Wir brauchen mehr 
geförderte neue Wohnungen und 
weniger Spekulanten-Bauten vor 
allem im Großraum Innsbruck, 
sonst galoppieren die Wohnkos-
ten weiter davon und werden für 
Arbeitnehmer-Familien uner-
schwinglich. Mit dem verpfl ich-

tenden Mindestanteil, der in den 
örtlichen Raumordnungskonzep-
ten umgesetzt wird, werden wir 
es schaffen, die Tirolerinnen und 
Tiroler fi nanziell zu entlasten.

Aber es gibt noch viel zu tun: 
Ein neues Mietrecht mit taug-
lichen Obergrenzen soll Befris-
tungen nur noch in Ausnahmefäl-
len zulassen, die Maklerprovision 
für Mieter innen und Mieter soll 
nach dem Auftragsprinzip fallen, 
wirksame Maßnahmen gegen Bo-
denspekulanten und Sanktionen 
gegen Mietwucher sollen einge-
führt werden. 

Das Grundbedürfnis Wohnen 
stellt für viele Familien eine ge-

waltige fi nanzielle Belastung dar. Ti-
rol ist Schlusslicht bei den Einkom-
men, aber die Mietwohnungen sind 
bei uns mit am teuersten. Wohnen 
ist zum Spekulationsobjekt verkom-
men, unter dem viele leiden, damit 
wenige viel verdienen. Wir brauchen 
dringend ein neues Mietrecht mit 
wirksamen Mietzinsobergrenzen und 
klar defi nierten und begrenzten Zu- 
und Abschlägen. Das dafür nötige 
Gesetz wird seit Jahren im Natio-
nalrat verschleppt. Die Egoismen 
einiger Besitzstandswahrer behin-
dern eine längst überfällige Reform. 
Die Befristungen stellen ein weiteres 
Problem dar, weil sie die Mieten 
sprunghaft verteuern. Sie gehören 
abgeschafft, außer bei Eigenbedarf. 
Bei den Maklergebühren sollte nur 
derjenige die Provision bezahlen, 
der die Leistung bestellt hat – in 
der Regel der Eigentümer. Wo bleibt 
der Reformeifer der türkis-blauen 
Bundesregierung, mit einem neuen 
Mietrecht für erschwingliches Woh-
nen zu sorgen? Der Beifall zehntau-
sender betroffener Familien wäre ihr 
gewiss. Also endlich ans Werk!

AK Präsident Erwin Zangerl

Viele leiden, damit
wenige verdienen

KOMMENTIERT

Die Wiener Autorin und Kolumnistin, 
bekannt durch ihre profi l-Kolumne, 

erzählt in ihrem Buch „Alte Geschich-
ten“ u. a. von Angepassten, die aus 
ihrer Rolle ausbrechen. Anlässlich 
des Internationalen Frauentages liest 
Elfriede Hammerl daraus am Montag, 
11. März, ab 19 Uhr in der AK Tirol in 
Innsbruck, Maximilianstraße 7. Ein-
gangs informiert AK Expertin Dr. Martina 
Agreiter über Zahlen und Fakten zum 
Frauentag und präsentiert Biographien 
bedeutender Tiroler Frauen. 

Lesung mit
Elfriede Hammerl

ARBEITERZEITUNG

INT. FRAUENTAG ZUM MITFEIERNWENN EIN BABY KOMMT

mit extra-beilage zur grossen ak ferienaktion 2019

Für Tirolerinnen 
und Tiroler ist 

der Heilige Josef 
gleich in zweierlei 

Hinsicht von 
besonderer 
Bedeutung: 
Wir feiern und 

verehren ihn 
am 19. März als 
Schutzpatron der 
Arbeiterinnen 
und Arbeiter und 
gleichzeitig auch 
als Landes-

Wichtige Infos für werdende Eltern        

Mit einer Schwangerschaft be-
ginnt ein neuer Lebensabschnitt 

und es ergeben sich viele Fragen. 
Antworten erhalten angehende Mütter 
und Väter beim kostenlosen AK 
Infoabend „informiert.eltern.werden“ 
am Di. 26. Februar, 19 Uhr, in der 
AK Lienz, Beda-Weber-Gasse 22. 
Expertinnen und Experten beleuch-
ten in Kurzvorträgen verschiedenste 
Gesichtspunkte: „Ein Kind verändert 
vieles“, erklärt Psychologin und Psy-
chotherapeutin Mag. Gerlinde Burger. 
Über „Schwangerschaftsbegleitung“ 
informiert Hebamme Angelika Heich-

© lassedesignen/stock.adobe.com
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Schluss mit 
explodierenden

Mietkosten!
Miete. Wohnen muss jeder, aber langfristig eine leistbare 
Unterkunft zu fi nden, wird immer schwieriger. Im Schnitt 
42 Prozent des Nettoeinkommens müssen für das Wohnen 

aufgebracht werden. Vor allem Junge und Familien können sich 
das mittlerweile kaum noch leisten. Gibt es bald Besserung?

linger. Danach erläutert 
Mag. Daniel Hainzer 
(AK Tirol) „Das Recht 
der Eltern am Arbeits-
platz“ und an-
schließend referiert 
Martin Schrempf 
(TGKK) zu „Kinder-
betreuungsgeld und 
Finanziellem rund 
um Schwangerschaft 
und Geburt“. Anmelden 
unter 0800/22 55 
22 – 3550 oder lienz@
ak-tirol.com

patron. Deshalb laden AK Tirol und 
Diözese Innsbruck am Dienstag, 19. 
März, um 19 Uhr zur traditionellen 
Josefsmesse in die Jesuitenkirche 
in Innsbruck, Karl-Rahner-Platz 1, 
ein. Den Gottesdienst zelebriert em. 
Erzbischof Dr. Alois Kothgasser SDB. 
Für die musikalische Gestaltung der 
Gospelmesse sorgen Gail Anderson, 
Markus Linder, Hubert Trenkwalder 
und Kurt Wackernell. 

Im Anschluss an den Gottesdienst 
sind alle Messebesucher vor der 
Kirche zur Agape mit Fastensuppe 
eingeladen.

Gospelmesse zum Josefstag

© Renáta Sedmáková/stock.adobe.com
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Das Problem ist seit Langem be-
kannt: Während eines aufrechten 

Arbeitsverhältnisses fordern viele 
Beschäftigte vergeblich die Bezahlung 
offener Überstunden ein. Andere 
trauen sich das schon aus Angst um 
ihren Arbeitsplatz nicht. Erst wenn das 
Arbeitsverhältnis zu Ende ist, werden 
offene Mehr- und Überstunden einge-
klagt. In der AK Arbeitsrechtberatung 
kommt dann oft die böse Überra-
schung: Im Arbeits- oder Kollektiv-
vertrag steht eine Verfallsfrist für alle 
Ansprüche von teilweise nur drei 
Monaten. Überstunden, über Jahre 
angehäuft, wurden damit gratis gelei-
stet. Leider ist eine solche Verfallsklau-
sel derzeit zulässig. Die AK fordert 
daher ein gesetzliches Verbot solcher 
Verfallsfristen für Überstundenzuschlä-
ge. Aber selbst wenn der Arbeitnehmer 
alle offenen Ansprüche erhält, kommt 
der Arbeitgeber völlig straffrei davon: 
Er muss außer Zinsen nur das zahlen, 
was er sowieso schuldig geblieben ist. 
Wer Überstunden mutwillig vorenthält, 
sollte das Doppelte zahlen müssen. 
Wie brisant diese Forderung ist, 
zeigen die neusten Daten der Statistik 
Austria: 2018 wurden 43 Millionen 
Mehr- und Überstunden weder bezahlt 
noch mit Zeitausgleich abgegolten. 
Insgesamt wurde jede 6. Mehr- und 
Überstunde nicht bezahlt. Das ent-
spricht der „Gratis-Arbeit“ von rund 
25.000 Vollzeitbeschäftigten.

AK Präsident Erwin Zangerl

43 Millionen gratis 
Überstunden!

KOMMENTIERT

Radl-Fans sollten sich Sonn-
tag, den 19. Mai ab 9 Uhr im 

Kalender dick anstreichen: Da startet 
die diesjährige AK Radl-Tour in Imst. 
Ein Riesenspaß für Jung und Alt, 
bei dem neben der Fahrt auf einer 
wunderschönen Rundstrecke auch die 
Unterhaltung nicht zu kurz kommt. Die 
Trenkwalder spielen beim Sattel-Fest 
ab 11 Uhr auf, für alle Teilnehmer gibts 
die AK Radl-Nadl und tolle Give-aways. 
Die Teilnahme ist kostenlos. Mehr Infos 
auf Seite 12 und auf ak-tirol.com

Mit der AK zu den 
schönsten Routen
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RADL-TOUR ZUM MITFAHREN

S eit 1. September 2018 ist das neue Ar-
beitszeitgesetz zum 12-Stunden-Tag 
in Kraft. Von der türkis-blauen Bun-
desregierung durchgepeitscht ohne die 

Sozialpartner miteinzubinden, wurde es den 
Arbeitnehmerfamilien mit der Freiwilligkeit 
schmackhaft gemacht und eine 4-Tage-Woche 
in Aussicht gestellt. „Doch seither war von 
der Regierung, die sich sonst immer damit 
rühmt, ihre Ankündigungen auch umzuset-

zen, diesbezüglich nichts mehr zu hören“, 
nimmt AK Präsident Erwin Zangerl Türkis-
Blau in die Pflicht. „Deshalb fordert die Ar-
beiterkammer das gesetzliche Recht auf die 
4-Tage-Woche für österreichweit mehr als  
3 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ein.“

4-Tage-Woche im Handel. Einen Teiler-
folg konnten die Sozialpartner mittlerwei-
le verbuchen: „Vor Weihnachten haben sich 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer geeinigt, ei-
nen Rechtsanspruch auf die 4-Tage-Woche 
im Kollektivvertrag für die österreichweit 
400.000 Handelsangestellten zu verankern“, 
so Zangerl. „Etliche Chefs, vor allem in klei-
nen Betrieben, sträuben sich gegen die 4-Ta-
ge-Woche. Teils würden auch Informationen 
zum neuen Angebot zurückgehalten, erzählen 
Betriebsräte. Unabhängig von diesen Anlauf-
problemen wird sich die AK dafür einsetzen, 
dass die 4-Tage-Woche für alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer möglich ge-
macht wird.“

70 % fordern 4-Tage-Woche. Die Forde-
rung der AK nach einer 4-Tage-Woche als 
Ausgleich zum 12-Stunden-Arbeitstag 
findet bei den Tirolerinnen und Tirolern 
starke Unterstützung. Dies zeigt eine re-
präsentative market-Umfrage, bei der die 

Beschäftigten telefonisch auch zu diesem 
Thema interviewt wurden: 70 % halten die 

Forderung nach der 4-Tage-Woche für eine 
sehr gute bzw. gute Idee, nur 8 % lehnen sie 
komplett ab.

Tiroler sind gut informiert. In der Umfrage 
zeigte sich auch, dass die Beschäftigten über 
das neue Arbeitszeitgesetz mit 12-Stunden-
Tag bzw. 60-Stunden-Woche informiert sind: 

94 % gaben an, von der neuen Regelung 
gehört zu haben. Mehr als die Hälfte von 

ihnen hält die neue Arbeitszeitregelung 
jedoch für eine schlechte bis sehr 

schlechte Idee. Nur 14 % halten sie 
für sehr gut. 

Ja zur Sozialpartnerschaft. Be-
sonders sauer stößt den Tirole-
rinnen und Tirolern auf, dass das 
neue Gesetz ohne Einbindung 
der Sozialpartner beschlossen 
wurde. 71 % der Befragten hal-
ten das für eine schlechte bzw. 

sehr schlechte Idee. Auch die Plä-
ne der Regierung, die Sozialpartner 

stärker zurückzudrängen, werden 
von 69 % der Befragten nega-

tiv beurteilt. Für die Umfrage 
wurden von market 800 Tele-
fon-Interviews in ganz Tirol 
durchgeführt.

70 % Zustimmung zur 
4-Tage-Arbeitswoche

Klare Haltung. 70 % der Tirolerinnen und Tiroler möchten die 4-Tage-Woche als Ausgleich  
zu dem von der Regierung überfallsartig beschlossenen 12-Stunden-Arbeitstag, wie eine 

Umfrage zeigt. Große Verärgerung herrscht, weil die Sozialpartner nicht eingebunden wurden.

70 % fordern 4-Tage-Woche. Die 
Forderung der AK nach einer 4-Tage-
Woche als Ausgleich zum 12-Stunden-
Arbeitstag findet bei den Tiroler Beschäf-
tigten starke Unterstützung. Große Verärgerung 
über die Regierung herrscht in der Bevölkerung, 
weil die Sozialpartner beim 12-Stunden-Arbeitszeit-
gesetz nicht eingebunden wurden. 

© Luis Louro/stock.adobe.com
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Niemand weiß, wie die Regierung 
nach den Neu-Wahlen aussehen 

wird. Nicht wenige befürchten einen 
schmutzigen Wahlkampf, der die Kluft 
zwischen den Parteien noch weiter 
vergrößert und zu einer noch stärkeren 
Lagerbildung führen wird. Umso wich-
tiger ist die Rolle der Sozialpartner. Sie 
stehen für Vertrauen, Verlässlichkeit 
und Stabilität seit mehr als 70 Jahren. 
Durch das positive Zusammenwirken 
von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
schaft hat sich Österreich zu einem 
der wohlhabendsten Länder entwi-
ckelt. Und zwar nicht durch Streit, 
sondern durch Dialog und Verstehen. 
Das erwarten sich die Menschen auch 
von einer künftigen Regierung: Mehr 
Zusammenarbeit und einen vernünf-
tigen Interessenausgleich gegen jede 
Spaltung unserer Zivilgesellschaft. Wir 
werden die Regierung daran messen, 
wie sie mit den Sozialpartnern, vor 
allem mit der AK, zusammenarbeitet.

AK Präsident Erwin Zangerl

Gestalten ist 
besser als spalten

KOMMENTIERT S echzig Stunden Arbeitszeit 
pro Woche, Null Tage Ur-
laub, keine Interessenver-
tretung:  Die Situation der 

Arbeitnehmer ist mehr als trist, 
als Karl Renner und der Metaller-
gewerkschafter Franz Domes in 
den Wirren des Ersten Weltkriegs 
den ersten Entwurf eines Arbeiter-
kammergesetzes einbringen. Das 
war 1917. Drei Jahre später, im 
Februar 1920, werden die Arbei-
terkammern gegründet. Sie gehen 
einer unsicheren Zukunft entge-
gen, ebenso wie Millionen von 
Menschen, die ein maschineller 
Vernichtungskrieg entwurzelt hat.

Der Schock über das Erlittene 
sitzt tief und so werden  die Ar-
beiterkammern auch als „Schutz-
schild“ für soziale Errungenschaf-
ten gesehen. Und die Arbeit der 
Arbeiterkammern wird rasch kon-
kret. Die Arbeitszeit wird auf 48 
Stunden wöchentlich gesenkt, die 
Arbeitnehmer erhalten eine Woche 
Urlaub, eine allgemeine Kranken- 
und Unfallversicherung wird ein-
geführt, ebenso eine Arbeitslosen-
versicherung und eine fi nanzielle 
„Entschädigung“ für Lehrlinge: 
Viele wichtige Neuerungen die-
ser Zeit tragen die Handschrift der 
AK.

Anfang vom Ende. Auf der Asche 
des Ersten Weltkrieges wird jedoch 
schon der nächste vorbereitet. 
Weltwirtschaftskrise, Ständestaat, 
Aufstieg des Nationalsozialismus: 
Bereits 1933 werden die Arbeiter-

kammern mit Hilfe von „Notver-
ordnungen“ ausgeschaltet, 1938 
werden sie aufgelöst. Erst 1945, 
nach Ende des nationalsozialis-
tischen Terrorregimes, treten die 
Arbeiterkammern wieder auf den 
Plan. Und sie setzen dort fort, wo 
1933 ihre freie Arbeit gewaltsam 
beendet wurde. In den folgenden 
Jahrzehnten veränderte ihr Einsatz 
das Arbeits- und Gesellschaftsle-
ben grundlegend. 

Gemeinsam in die Zukunft. 
Kooperation statt Konfrontati-
on heißt die Zauberformel: 1946 
kommt es zur Zusammenarbeit 
aller Interessensgruppen – die So-
zialpartnerschaft ist geboren. Sie 
wird zu einem Meilenstein, der 
uns bis heute Frieden und Wohl-
stand gebracht hat. 1947 werden 
das Sozialversicherungs-, Kollek-
tivvertrags-, Betriebsräte- und Ar-
beitsinspektionsgesetz verabschie-
det, die Pensionsversicherung für 
alle wird eingeführt, in den 1950er 
Jahren kommen das Mutterschutz-
gesetz und die 45-Stunden-Woche 
für alle, in den 1960ern die Ver-
längerung des Mindesturlaubs 
auf drei Wochen, in den 1970ern 
die 40-Stunden-Woche und das 
Gleichbehandlungsgesetz, in den 
1980ern werden fünf Wochen 
Mindesturlaub für alle eingeführt. 
Die 1990er bringen die Väter-
karenz und die Lehrlingsfreifahrt, 
die 2000er Jahre u. a. die Erhö-
hung der Bemessungsgrundlage 
für Zeiten der Kindererziehung: 

Aus keinem Lebensbereich ist 
die AK wegzudenken. Im Zuge 
der Sozialpartnerschaft gestaltete 
sie Österreich nach solidarischen 
Grundsätzen neu und verhalf dem 
Land zu Aufschwung und Wohl-
stand. Obwohl diese Leistungen 
nicht angezweifelt werden, wird 
ständig versucht, die Interessen-
vertretung der Arbeitnehmer zu 
schwächen.  
 
Solidarität in der Krise. „Was 
wir derzeit erleben ist eine Krise 
der Solidarität. Einzel- und Partei-
interessen werden über das Wohl 
der Bevölkerung gestellt“, urteilt 
AK Präsident Erwin Zangerl. Es 
gehe nur mehr darum, einen Keil 
in die Gesellschaft zu treiben. 
„Ohne Dialog, ohne Zusammenar-
beit und ohne gemeinsame Werte 
wird aber alles in Frage gestellt, 
was die Generationen vor uns hart 
erarbeitet und erkämpft haben. 
Wenn die Sozialpartner ausein-
anderdividiert und die Arbeiter-
kammern und Gewerkschaften 
zurückgedrängt werden, wird ein 
wichtiges Stück Solidarität ver-
loren gehen. Und damit, das dür-
fen wir nicht vergessen, auch die 
Sicherheit: auf einen ordentlichen 
Arbeitsplatz, auf ansprechende 
Gesundheitsversorgung, auf Aus-
bildung und auf Hilfe, wenn das 
Tempo zu hoch geworden ist. Wir 
müssen die Solidarität wieder aus 
der Krise führen, in die sie, ohne 
jede Not, gedrängt wurde“, so der 
AK Präsident.    

SOLIDARITÄT

© vextrofusionart/stock.adobe.com

GESUNDHEITSBERUFE

Endspurt für 
Registrierung

D ie Beschäftigung in einem 
Gesundheitsberuf (DGKP, 

Pfl egefachassistenz, Pfl egeassistenz, 
MTD-Berufe) ist ab 1. Juli 2019, nur 
mit einer Eintragung in das Gesund-
heitsberuferegister erlaubt. Melden 
Sie sich daher rechtzeitig! 
Diese Dokumente brauchen Sie 
für die Registrierung, wenn Sie 
über den 1. Juli 2018 in einem 
aufrechten Dienstverhältnis ge-
standen sind: 

      Pass oder Personalausweis
      Passfoto
      Zeugnisse oder Diplom
      Antrag
      Heiratsurkunde

✓

✓
✓

✓
✓
✓
✓

KONTAKT: AK Tirol
Tel.: 0800/225522–1650
eMail: gbr@ak-tirol.com

Mehr auf tirol.arbeiterkammer.at/gbr

Das öffentliche Register fi nden Sie 
unter https://gbr-public.ehealth.gv.at

Wenn Sie eine neue Beschäfti-
gung annehmen oder neu in einen 
registrierungspfl ichtigen Beruf 
einsteigen, dann zusätzlich:

      Strafregisterauszug
      Gesundheitszeugnis

AK: Stabiler 
Partner auch in 
Krisenzeiten
Hintergrund. Seit fast 100 Jahren begleitet die Arbeiterkammer 
die Beschäftigten, stellte sich gegen Krisen und verhalf als wichtiger 
Sozialpartner dem Land zu Aufschwung und Wohlstand. Und dabei 
setzt sie vor allem auf eines: den solidarischen Zusammenhalt. 
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Von den Leistungen unseres 
Sozialstaats profitieren wir alle. 

Ob Krankheit, Pflege, Pension oder 
Arbeitslosigkeit: Alle leisten solida-
risch ihren Beitrag, damit werden 
diese Risiken abgefedert. Finanziert 
wird das vor allem über die Lohn-
Nebenkosten. Generell sind darunter 
die Sozialversicherungsbeiträge zu 
verstehen. Anders als oft dargestellt, 
werden diese Mittel mitsamt dem 
Dienstgeber-Beitrag faktisch von den 
Arbeitenden getragen, wie eine WIFO-
Studie feststellt.

Die Leistungen kommen allen zugu-
te: Arbeitnehmern, Unternehmern und 
Bauern. Alle Gruppen müssten also 
höchstes Interesse haben, unseren 
Sozialstaat zu sichern und auszubau-
en. Mitnichten. Kreise aus Großkapital 
und Industrie wollen weniger Solidar-
beitrag leisten und lieber noch mehr 
Gewinn erzielen. Also wird der Sozial-
staat als Belastung hingestellt. Wer so 
etwas noch politisch unterstützt, der 
spaltet bewusst unsere Gesellschaft 
und gefährdet den sozialen Frieden.

AK Präsident Erwin Zangerl

Der Sozialstaat
hilft uns allen

Z usätzlich zum Bruttolohn 
zahlen Arbeitgeber nur 
etwa 27 Prozent an Sozi-
albeiträgen. Damit betei-

ligen sie sich an der Finanzierung 
unseres Gesundheitssystems, der 
Pensionen, des Arbeitslosengeldes, 
der Unfallversicherung etc. Zu 
den Lohn-Nebenkosten zählen 
aber auch der Lohn während des 
Urlaubs, der Feiertage und der 
Krankenstände, Weihnachts- und 
Urlaubsgeld und Abfertigungen. 
Geld also, das direkt an die Be-
schäftigten bezahlt wird! Das wird 
von wirtschaftsliberalen Politikern 
und der Wirtschaft aber gerne ver-
schwiegen.

Wenig Aussagekraft. Ihr Argu-
ment lautet: Hohe Lohn-Nebenkos-
ten gefährden die Wettbewerbsfä-
higkeit der heimischen Wirtschaft. 
Stimmt das? Faktum ist, dass hin-
sichtlich der Wettbewerbsfähig-
keit die Lohn-Nebenkosten allein 
keine Aussagekraft haben. Wich-
tiger sind, neben der Qualität der 
Produkte, der Marktnähe etc., die 
Lohn-Stückkosten. Das sind die pro 
Kopf (oder Stunde) bezahlten Löh-
ne im Verhältnis zu den pro Kopf 
(oder Stunde) neu geschaffenen 
Werten. Vereinfacht gesagt ist das 
der Lohnanteil je Wertschöpfungs-
einheit. Bei den Lohn-Stückkosten 
in der österreichischen Industrie gab 
es in den letzten 6 Jahren Auf- und 
Abbewegungen – per Saldo sind sie 
2017 nur um etwa 3,2 % höher als 
im Jahr 2010! Die Lohnsteuer ist 
demzufolge natürlich nicht Teil der 

Fakten. Neben den Steuern werden mit den Lohn-
Nebenkosten unser soziales Netz, aber auch wesentliche 
Leistungen für die Beschäftigten finanziert. Mittel, die 
helfen, die wichtigsten Risiko-Bereiche unseres 
Erwerbslebens abzusichern. Eine Senkung wäre fatal.

© Fotomanufaktur JL/stock.adobe.com

Gesamte Kosten einer  
Arbeitsstunde 2017 in Österreich

darin enthalten  
sogenannte Lohn-Nebenkosten

35,0 €
9,1 €

Was sind Lohn-Nebenkosten?

Damit liegt Österreich europaweit an 8. Stelle

in % der gesamten Arbeitskosten sind das 26,7 %

eigentlichen Lohn-Nebenkosten, da 
der Arbeitgeber diese nur vom Brut-
to berechnet und für den Arbeit-
nehmer an das Finanzamt abführt. 
Steuerschuldner der Lohnsteuer ist 
alleine der jeweilige Beschäftigte. 
Deshalb ist es irreführend, wenn 
eine Senkung der Lohnsteuer mit 
einer Senkung der Lohn-Nebenkos-
ten vermischt wird. 

Irreführend. Der echte Steuer-
anteil bei den Lohn-Nebenkosten 
ergibt sich nur durch die Kommu-
nalsteuer. Die Kommunalsteuer 
ist eine lohnabhängige Gemeinde-
abgabe, die allerdings bundesge-
setzlich geregelt ist. Im Falle der 
Beschäftigung einer Person mit 
einem Behinderungsgrad von über 

50 % entfällt für diese Person die 
Kommunalsteuerpflicht. Der An-
teil der Kommunalsteuer am ge-
samten Steueraufkommen betrug 
im letzten Jahr knapp 3,3 Milliar-
den Euro.  
 
Massive Nachteile für alle. Wenn 
also von einer Senkung der Lohn-
Nebenkosten geredet wird, müssen 
bei uns allen die Alarmglocken 
schrillen. Denn das würde für jeden 
Einzelnen dramatische Verschlech-
terungen bedeuten. Und zwar kon-
kret:
•  Weniger Einkommen: Weni-

ger Urlaubsgeld, weniger Weih-
nachtsgeld, weniger Abfertigung.

•  Weniger bezahlte Freizeit: We-
niger Urlaub, weniger Feiertage, 

Arztbesuche und Behördengän-
ge nicht mehr in der Dienstzeit, 
Abzug von Krankenstandstagen 
vom Urlaub.

•  Weniger soziale Sicherheit: 
Selbstbehalte beim Arztbesuch, 
weniger Krankengeld, weniger 
Pension (unsichere Eigenvorsor-
ge!), schlechtere Unfallversor-
gung, weniger Arbeitslosengeld.

Die negativen Auswirkungen zei-
gen sich an den bereits erfolgten 
Schritten zur Lohn-Nebenkosten-
Senkung:
•  Urlaubskürzung (Aliquotierung) 

bei Selbstkündigung und 
•  Streichung des Postensuchtags 

bei Selbstkündigung. 
•  Auflösung des Entgeltfortzah-

lungsfonds: Bis zu dessen Ab-
schaffung wurden die Löhne kran-
ker Arbeiterinnen und Arbeiter 
weiterbezahlt. Seither nutzen viele 
Unternehmen dies, indem sie 
kranke Arbeiterinnen und Arbeiter 
einfach kündigen! 

•  Senkung der Arbeitgeberbeiträge 
bei älteren Arbeitnehmern sowie 
bei Lehrlingen: Zur Verbesserung 
der Situation auf dem Arbeits-
markt hat diese Vergünstigung 
nicht geführt. 

•  Senkung der Unfallversiche-
rungsbeiträge: Mit Beginn 2019 
wurden die Unfallversicherungs-
beiträge für Arbeitgeber gesenkt. 
Eine Begünstigung für Unterneh-
men auf die Gefahr hin, dass Ge-
sundheitsleistungen für Arbeiter 
und Angestellte nicht mehr adä-
quat finanziert werden können.

Falsches Spiel
mit Lohn-
Nebenkosten

SOZIALE SICHERHEIT

KOMMENTIERT

Zu den Lohn-Nebenkosten zählen: 

•  Dienstgeberbeiträge zur Sozialversicherung, die unsere soziale Sicher-
heit finanzieren (siehe dazu auch Seite 2)

• Freiwillige Sozialleistungen
• Bezahlte Ausfallszeiten (Urlaub, Feiertage, Krankenstand etc.)
• Abfertigungen

Weihnachts- und Urlaubsgeld sind eigentlich keine „Nebenkosten“,  
daher ist der Anteil der Lohn-„Nebenkosten“ noch geringer!
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B is zu 45 % des Nettoein-
kommens müssen für das 
Wohnen aufgebracht wer-
den. Vor allem Junge und 

Familien können sich das kaum 
noch leisten. Die AK fordert von 
der Politik ehrliche Verbesserungs-
maßnahmen. AK Präsident Erwin 
Zangerl: „Wohnen war in Vorwahl-
zeiten das Thema Nummer eins: 
Die Politik überschlägt sich mit 
Vorschlägen zur Verbesserung  der 
Lage. Wenn es aber um die kon-
kreten Umsetzungsschritte geht, 
dann schieben sich Bund, Länder, 
Städte und Gemeinden je nach In-
teressenslage und nach parteipoli-
tischer Farbe die Schuld zu. Und es 
geschieht wieder zu wenig“.

Wie besorgniserregend die Situ-
ation geworden ist, zeigt sich am 
monatlichen Infl ationsindex. Zum 
Preistreiber Nummer eins haben 
sich die Miet- und Wohnungs-
preise entwickelt, die geradezu 

explodieren. Dramatisch an dieser 
Entwicklung ist, dass Tirols Wohn-
preise viel stärker steigen als die 
Familien-Einkommen. Ein Blick 
auf den Großraum Innsbruck und 
Innsbruck-Land zeigt diese gefähr-
liche Dynamik. Es wird zwar an al-
len Ecken und Enden neu gebaut, 
saniert und erweitert. Gewaltige 
Wohnlandschaften werden in Re-
kordtempo errichtet, doch unter 
diesen zahlreichen Neubauten wird 
ein Großteil privat errichtet und 
auch privat verwertet. Hier diktiert 
die Nachfrage den Preis und nicht 
die Bedürftigkeit. So verwundert 
es kaum, dass Wohnraum zum be-
liebten Spekulationsobjekt in- und 
ausländischer Investoren gewor-
den ist. Die Renditen sind enorm, 
die Politik gebietet diesem Treiben 
kaum Einhalt.

Diese Flucht ins Betongeld hat 
in vielen Ländern bereits zu dra-
matischen Situationen geführt. In 

Regionen, in denen der soziale 
Wohnbau unterdurchschnittlich 
entwickelt ist, sind die Wohnungs-
preise noch stärker explodiert. So 
beträgt die private Durchschnitts-
miete in London bereits 1.800 
Euro! Da ist Wien mit 640 Euro 
Durchschnittsmiete noch gerade-
zu günstig. „Das Leben in Tirol 
ist teuer, die Einkommen niedrig. 
Umso wichtiger, dass das Grund-
recht Wohnen billiger wird. Und 
wir wären auf dem richtigen Weg 
dazu“, ist AK Präsident Erwin Zan-
gerl überzeugt. „Das Land hätte 
die richtigen Weichen gestellt. Die 
Parteien und vor allem Teile der 
Wirtschaft und der Bauern müs-
sen sich aber jetzt auch dazu be-
kennen. Viele Vorschläge der AK 
und der Sozialpartner hat das Land 
in diesem Paket übernommen: 
u.a. Zweckbindung der Wohn-
bauförderung, Forcierung des so-
zialen Wohnbaus, Einführung von 

Vorbehaltsfl ächen, Zweitwohnsitz-
abgabe, Befristung von Bauland-
neuwidmungen auf zehn Jahre...
Zangerl: „Wir brauchen in Tirol 
mehr soziale Wohn- und weniger 
Spekulanten-Bauten, sonst galop-
pieren die Preise weiter davon. 
Vom Bund verlangen wir dringend 
ein neues Mietrecht mit wirksamen 
Mietzinsobergrenzen und klar de-
fi nierten und begrenzten Zu- und 
Abschlägen. Die Befristungen stel-
len ein weiteres Problem dar, weil 
sie die Mieten sprunghaft verteu-
ern. Sie gehören abgeschafft, außer 
bei Eigenbedarf. Bei den Makler-
gebühren sollte derjenige die Pro-
vision bezahlen, der die Leistung 
bestellt hat. Das dafür nötige Ge-
setz wird seit Jahren verschleppt. 
Einige Besitzstandswahrer behin-
dern eine längst überfällige Re-
form. Zu guter Letzt braucht es im 
Großraum Innsbruck den von uns 
geforderten Studenten-Campus.“ 

ARBEITERZEITUNG

MIT GROSSEM EXTRA: DAS KOMPLETTE  BETRIEBSSPORT-PROGRAMM 20.20

TIROLER

Die Beschäftigten verdienen eine 
Vertretung, die sich glaubwürdig 

und unabhängig für ihre Interessen 
einsetzt. Wie glaubwürdig die AK 

ist, unterstreicht die aktuelle 
Vertrauensumfrage: 

Auf Platz 1 ran-
giert die Polizei mit plus 46 Ver-
trauensindex-Punkten, gefolgt vom 
Verfassungsgerichtshof, dem Bun-
despräsidenten und fast gleichauf 
– der Arbeiterkammer mit plus 43 
Punkten! Dieser enorme Vertrauens-
beweis für die Arbeit der Arbeiter-
kammer bestätigt einmal mehr: Die 
Funktionäre und Mitarbeiter der AK 
kämpfen täglich für eine gerechtere 
Arbeitswelt, und das wissen die 
Menschen zu schätzen. Das Ergeb-
nis beweist aber auch, dass die AK 
in der Bevölkerung hoch angese-
hen ist. Deshalb darf sie in ihren 
wichtigen Aufgaben für unser Land 
und für die Arbeitnehmer-Familien 
nicht beschnitten werden, etwa 
durch Kürzung des solidarischen 
AK Beitrags. Denn von politischer 
Seite wird der AK immer wieder 
ausgerichtet, sie sollte sparsamer 
und effi zienter werden. Bezeichnend, 
dass diese Forderungen justament 
aus Parteikreisen kommen, die 
ihrerseits jährlich mit zig Steuermil-
lionen unterstützt werden. Da macht 
der Vergleich dann sicher: Denn das 
„Vertrauen“ in die Regierung beträgt 
minus 12 Punkte.“

AK Präsident Erwin Zangerl

Trau, schau, der
Arbeiterkammer

KOMMENTIERT

Vorbehaltsfl ächen, Zweitwohnsitz-

Die Beschäftigten verdienen eine 
Vertretung, die sich glaubwürdig 

und unabhängig für ihre Interessen 
einsetzt. Wie glaubwürdig die AK 

ist, unterstreicht die aktuelle 
Vertrauensumfrage: 

Auf Platz 1 ran-
giert die Polizei mit plus 46 Ver-
trauensindex-Punkten, gefolgt vom 

AK Präsident Erwin Zangerl

WOHNPREISE STEIGEN STÄRKER ALS EINKOMMEN

Spekulanten lassen 
Mieten explodieren

Wohnen. In Tirol eine leistbare Bleibe zu fi nden, wird immer schwieriger. Bis zu 45 % des 
Nettoeinkommens müssen oft aufgebracht werden. Der freie Markt fördert das Spekulieren mit 
Wohnraum. So wundert es kaum, dass die Wohnpreise viel stärker steigen als die Einkommen.
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AK-WAHL 2019: AB JETZT WÄHLEN BIS ZUM 7. FEBRUAR!

 Liebe Tiroler AK Mitglieder!

Seit 14. Jänner fi ndet die AK-Wahl statt, die für Tirols Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer von großer Bedeutung ist.

Die Arbeiterkammer als größte gesetzliche Interessenvertretung ist ein 
wesentlicher Faktor für eine gut funktionierende Sozialpartnerschaft in 
unserem Land. Die AK steht für Schutz und Hilfe, und sie ist die 
unabhängige Standesvertretung für die Arbeitnehmer-Familien.

Das positive Wirken der Sozialpartnerschaft sorgt für Ausgleich, Sicherheit,
Wohlstand und sozialen Frieden in unserem Land.  

Wir bekennen uns zur Sozialpartnerschaft und zur gesetzlichen
Mitgliedschaft in den Kammern.

Unsere Gesellschaft basiert auf Solidarität, demokratischen Grundrechten 
und gegenseitiger Wertschätzung. Deshalb braucht es eine Politik des 
Zusammenhalts.

Stärken Sie die Kraft unserer Demokratie, das hohe Gut der 
Sozialpartnerschaft, die Unabhängigkeit der Arbeiterkammer als Anwalt der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und nehmen Sie an der AK-Wahl teil.

Für eine gemeinsame und gute Zukunft in unserem Land. 

Philip Wohlgemuth, 
Vorsitzender ÖGB Tirol

Erwin Zangerl, 
AK Präsident Tirol

Günther Platter,
Landeshauptmann Tirol

Start zur 
AK-Wahl

JETZT GEHTS IN TIROL LOS

D ie AK Tirol kämpft mit 
vollem Einsatz für die 
Anliegen der Beschäf-
tigten und hat in den letz-

ten Jahren viel Positives für die 
Arbeitnehmer-Familien erreicht. 
Nur eine starke und unabhängige 
AK garantiert den so nötigen 
Schutz und die Sicherheit für 
die Beschäftigten. Wer jetzt sei-
ne Stimme bei der Wahl abgibt, 
sagt Ja zum Fortbestand einer 
starken und unabhängigen AK. 

Millionen für Familien. In den 
vergangenen fünf Jahren wurden 
in der AK Tirol knapp 1,6 Mio. 
Beratungen geleistet, allein rund 
927.500 im Arbeits- und Sozial-
recht. Tausende Mitglieder wur-
den vor Gericht vertreten und 
mehr als 211 Mio. Euro im Ar-
beits-, Sozial-, Steuer- und Kon-
sumentenrecht erstritten.

Gestürmt wurden die Steu-
ertage sowie die hunderten 
Info-Veranstaltungen in allen 
Regionen. Mehr als 132.000 
Mitglieder nahmen die Bildungs-
beratung in Anspruch, knapp 8 
Mio. Euro wurden an Beihilfen 
ausbezahlt.

Zukunftsprogramm. Die AK 
passt ihre Angebote ständig an 
die Bedürfnisse ihrer Mitglieder 
an. Das Zukunftsprogramm soll 
die Tiroler Arbeitnehmerschaft 
auf dem Weg der berufl ichen 
Veränderung begleiten. Mit ei-
ner Digitalisierungsoffensive 
werden Projekte zur Verbesse-
rung von Arbeitsbedingungen 
erstellt. Einen Schwerpunkt wird 
ein Frauenförderungsprogramm 
darstellen (siehe Seite 8).

Für sozialen Ausgleich. Wofür 
stehen die Funktionäre in der 
AK Tirol? Sie stehen für Ver-
teilungsgerechtigkeit und für 
sozialen Ausgleich. Für echte 
Wertschätzung gegenüber den 
Leistungen der Arbeitnehmer-
Familien und für ein faires Mit-
einander zwischen Arbeitgebern 
und Mitarbeitern.

Jetzt wählen. Wie wich-
tig diesmal die AK-Wahl für 
Tirol ist, entnehmen Sie ne-
benstehendem offenen Brief.
Lesen Sie im Innenteil weitere 
Argumente, warum Sie an der 
AK-Wahl teilnehmen sollten. 

Ankreuzen. Gleich Stimme abgeben und 
damit die Stärke und Unabhängigkeit der AK 
sichern! Für Tirols AK Mitglieder bringt das 
neue Zukunftsprogramm Extra-Leistungen. 

Philip Wohlgemuth, 
Vorsitzender ÖGB Tirol

Erwin Zangerl, 
AK Präsident Tirol

Günther Platter,
Landeshauptmann Tirol
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Die Haltung der Beschäftigten 
zur Digitalisierung ist kritisch. 

Das zeigt die aktuelle Erhebung 
zum Arbeitsklima-Index. Vor allem in 
Branchen, in denen Änderungen beim 
eigenen Arbeitsplatz zu beobachten 
sind: Banken, Versicherungen, Verwal-
tung, Unterrichtswesen, Verkehr und 
Transport sowie Industrie und Gewer-
be. Aber auch im Handel, Bauwesen 
und Tourismus stehen gravierende 
Umbrüche bevor. Die Beschäftigten 
spüren hautnah, dass durch neue 
Technologien die Arbeitsdichte steigt, 
die Grenze zwischen Arbeit und 
Freizeit verschwindet und digitale 
Technologien Berufsbilder ändern und 
gar Stellen abbauen. Ein Viertel der 
Arbeitnehmerschaft erledigt Firmen-
aufgaben in der Freizeit, 16 % arbei-
ten im Urlaub und jeder Vierte gar 
im Krankenstand. Österreichweit geht 
es einer Million Beschäftigten durch 
die Digitalisierung nicht gut. Das AK 
Zukunftsprogramm ist die Antwort auf 
diese Veränderungen und hilft den 
AK Mitgliedern, sich mit qualifi zierten 
Kursen und Angeboten für die digitale 
Arbeitswelt der kommenden Jahre zu 
rüsten. Dafür bleibt Bildung für alle 
die beste Schutzimpfung. Gerade in 
Zeiten wie diesen.

AK Präsident Erwin Zangerl

Digital, schon lange 
nicht mehr egal

KOMMENTIERT
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D ie Richtung stimmt, aber 
es gibt noch viel Luft 
nach oben“, sagt AK Prä-
sident Erwin Zangerl über 

die Tiroler Ergebnisse aus dem 
aktuellen Arbeitsklima-Index. 
Dieser zeigt: Die Zufriedenheit 
in den Tiroler Betrieben ist groß. 
Sie liegt sogar über dem Österrei-
chschnitt. Doch steigender Zeit-
druck und Überstunden sorgen 
für höhere Belastungen – sowohl 
in physischer als auch in psychi-
scher Hinsicht. Dazu untermau-
ern die 2018er-Daten beim Ein-
kommen die Forderung nach dem 
1.700-Euro-Mindestlohn in allen 
Kollektivverträgen. Seit 11 Jah-
ren liefert der vom IFES-Institut 
erhobene Arbeitsklima-Index ge-
naue Daten über die Arbeitswelt 
und dient der Arbeiterkammer als 
wichtiger Kompass. Tirol liegt 

mit 72 In dexpunkten zwei Punkte 
über dem Zufriedenheitsniveau 
von Gesamt-Öster reich. Vor allem 
gestiegen sind der generelle Wirt-
schaftsoptimismus und die indivi-
duellen Zukunftsperspektiven.

Beim Teilindex Arbeit zeigt 
sich, dass steigende Belastungen, 
psychischer Stress, Zeitstress, Iso-
lation am Arbeitsplatz, physische 
Belastungen und Innovationsstress 
den Beschäftigten zu schaffen ma-
chen. Gerade bei Letzteren ist ein 
starker Anstieg zu verzeichnen. 
Darauf reagiert die AK mit ihrem 
Zukunftsprogramm. Technische 
Veränderungen oder auch Innova-
tionen bei Abläufen und Organisa-
tion stellen viele Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer vor große 
Herausforderungen. Hier wird 
die AK helfen. Das Zukunftspro-
gramm soll den Mitgliedern das 

Rüstzeug geben, für diese lau-
fenden Veränderungen gewappnet 
zu sein. Tirols Beschäftigte sollen 
durch die Unterstützung der Arbei-
terkammer zu „Digitalisierungs-
gewinnern“ werden, sei es mit 
Workshops, Kursen oder Lehrgän-
gen zum Thema Digitalisierung.

Zwar schlägt sich die gute Kon-
junktur auch in den Zufrieden-

heitswerten beim Einkommen und 
der Frage nach dem Auskommen 
nieder. Trotzdem profi tieren nicht 
alle Arbeitnehmer gleichermaßen 
von den positiven Entwicklungen. 
Die Zufriedenheit am Arbeitsplatz 
hängt eng mit dem Einkommen 
zusammen. Wer mehr verdient, ist 
zufriedener. 

Selbst wenn die Tiroler Be-
schäftigten mit ihren Arbeitsplät-
zen großteils zufrieden sind – mit 
dem Einkommen ist man es weni-
ger. Denn fragt man genauer nach, 
ergibt sich ein differenzierteres 
Bild. So geben nur 7 % an, von 
ihrem Einkommen sehr gut leben 
zu können, 30 % kommen gerade 
über die Runden, für 6 % reicht 
das Einkommen nicht aus. 

Mehr als ein Drittel der Tiroler 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer kämpft sich somit Monat 

für Monat weiter, in der Hoffnung, 
keine unnötigen Extra-Ausgaben 
tätigen zu müssen. AK Präsident 
Zangerl: „Das ist ein deutliches 
Indiz dafür, dass von der gegen-
wärtigen Konjunktur nicht alle im 
gleichen Ausmaß profi tieren. Ar-
beit hat Respekt verdient, und die-
ser Respekt muss sich auch in der 
Geldtasche bemerkbar machen. 
Tirol ist ein Hochpreisland mit ho-
hen Lebenshaltungs- und Wohn-
kosten. Hier halten die Einkom-
men nicht mit. Die Tirolerinnen 
und Tiroler sind es gewohnt, hart 
und fl eißig zu arbeiten. Aber ihre 
Arbeit muss auch etwas gelten. 
Mindestens 1.700 Euro brutto, 14 
mal im Jahr, entsprechen etwa 10 
Euro netto pro Stunde. Das sollte 
die Arbeit der Beschäftigten zu-
mindest wert sein.“

 Lesen Sie mehr auf Seite10

Höhere Löhne. Die Zufriedenheit der 
Beschäftigten in Tirols Betrieben ist groß. 

Sie liegt über dem Österreichschnitt. Doch zu 
viele Überstunden und steigender Zeitdruck 

sorgen für höhere Belastungen. Bei den 
Einkommen gibt es viel Luft nach oben. Das 

zeigt der aktuelle Arbeitsklima-Index für Tirol.

„Mindestens 1.700 
Euro brutto, 14 mal im 
Jahr, sind etwa 10 Euro 

netto pro Stunde. 
Das sollte die Arbeit 

wert sein.“
Erwin Zangerl, AK Präsident

1.700 Euro monatlich 
sind das Mindeste!
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Die Würde des Kapitals ist 
unantastbar.“ So steht es in 

gesprühten Lettern auf einer Inns-
brucker Hausfassade, an der ich 
unlängst vorbeiging. Eine Aussage, die 
mich betroffen macht. Wahrheit oder 
Provokation? Sind wir schon so weit, 
dass dieser Satz der Realität ent-
spricht? Statt der Würde des Kapitals: 
Gibt es sie noch – die Würde jedes 
Einzelnen in unserer Gesellschaft? 
„Menschenwürde bedeutet: Der Wert 
aller Menschen ist gleich, und alle 
Menschen haben bestimmte Rechte, 
die ihnen niemand wegnehmen kann 
und darf. Dies gilt unabhängig von 
der Herkunft eines Menschen, unab-
hängig von Geschlecht, Alter, Religion, 
Sprache, sozialer Stellung, sexueller 
Orientierung, Staatsbürgerschaft, poli-
tischen und sonstigen Anschauungen.“ 
Keine Utopie! So steht es in der 
Lernunterlage des Innenministeriums 
im Online-Kurs zur Erwerbung unserer 
Staatsbürgerschaft...

AK Präsident Erwin Zangerl

Von der Würde 
des Menschen

KOMMENTIERT

Obwohl sie im Praktikum nicht 
selten systemerhaltend tätig 

sind, haben Schülerinnen und 
Schüler in Pflege- und Sozialbetreu-
ungsberufen noch immer keinen 
Rechtsanspruch auf ein adäquates 
Ausbildungsentgelt. Gleichzeitig 
werden in diesem Bereich immer 
mehr gut qualifizierte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
gesucht. Deshalb fordert die AK 
umgehend Maßnahmen ein. „Um 
die Ausbildung attraktiver zu gestal-
ten, muss für die Schüler in den 
Pflegeassistenz- und Medizinischen 
Assistenzberufen eine bundesweit 
einheitliche adäquate Ausbildungs-
entschädigung geschaffen werden, 
für die auch ein Rechtsanspruch zu 
verankern ist¸ etwa nach dem Vor-
bild der Polizeischüler“, betont AK 
Präsident Erwin Zangerl. Dasselbe 
gilt auf Landesebene für die Sozi-
albetreuungsberufe: Hier soll das 
Land Tirol mit einer Regelung für ein 
faires Ausbildungsentgelt inklusive 
Rechtsanspruch dafür sorgen. 

Schüler adäquat 
entschädigen

E s gibt viele Ungerechtig-
keiten, mit denen Mann 
und Frau in Österreich zu 
kämpfen haben. Die größ-

ten finden sich wohl in der noch 
immer äußerst unterschiedlichen 
Behandlung der Geschlechter 
selbst. Denn nicht nur die Vermö-
gen sind höchst ungleich verteilt 
(siehe Seite 9), auch die Arbeits-
aufteilung entspricht meist noch 
immer althergebrachten Vorstel-
lungen. Und was reaktionäre 
Kreise freuen mag, ist für viele 
ein Ärgernis: Frauen gelten wei-
terhin als diejenigen, die Herd und 
Heim am Laufen halten müssen 
und die als „Zuverdienerinnen“ 
das Familienbudget aufbessern. 
Teilzeit lautet dabei das Schlag-
wort, das das Arbeitsleben hun-
derttausender Frauen in Österrei-
ch dominiert. So waren 2018 fast 
1,1 Millionen Menschen teilzeit-
beschäftigt, davon rund 885.000 
Frauen (80,4 %). Neben ihrer 
Teilzeitbeschäftigung kümmern 
sich Frauen um Haushalt, Kinder 
und pflegebedürftige Angehörige. 
Insbesondere nach der Geburt des 
ersten Kindes verfestigt sich die 
traditionelle Rollenverteilung: 
Während Frauen ihre Arbeitszeit 
zugunsten familiärer Verpflich-
tungen reduzieren, leisten Männer 
in ihren Vollzeitjobs sogar ver-
mehrt Überstunden.
 
Nachteile überwiegen. Auch 
wenn viele Frauen die Möglich-
keit schätzen, sich die Arbeitszeit 
(meist zugunsten der Familie) 

besser einteilen zu können, über-
wiegen die Nachteile. So ist ein 
großer Teil der Teilzeitbeschäf-
tigten mit dem Einkommen mittel 
bis gar nicht zufrieden, fast zwei 
Drittel kommen kaum oder gar 
nicht damit aus. Auch die eigene 
soziale Position und die Rechte 
als Arbeitnehmerinnen werden 
etwas negativer gesehen als bei 
Vollzeitbeschäftigung. Mit ein 
Grund, warum ein Viertel der teil-
zeitbeschäftigten Frauen mehr ar-
beiten möchte. Problematisch ist 
die Situation auch bei Alleinerzie-
herinnen. 

„Wer einen 20-Stunden-Job 
hat, bei dem 10 Euro pro Stunde 
verdient wird, kann davon nicht 
leben, schon gar nicht als Allein-
erzieherin“, sagt AK Präsident 
Erwin Zangerl und fordert mehr 
Vollzeitjobs für Frauen und ein 
Rückkehrrecht auf Vollzeit nach 
der Babypause. 

Familien im Brennpunkt. Auch 
Beruf und Familie unter einen Hut 
zu bringen ist nach wie vor eine 
Herausforderung. In erster Linie 
sind es finanzielle und arbeits-
rechtliche Nachteile, die mit der 
Geburt eines Kindes verbunden 
sind. Deshalb drängt die AK Ti-
rol seit langem auf dringend not-
wendige Gesetzesänderungen. So 
sollen arbeitsrechtliche Nachteile 
ausgeglichen werden, wie etwa die 
mangelnde Berücksichtigung der 
Karenzzeiten nach dem Mutter-
schutz- bzw. Väterkarenzgesetz. 
Derzeit wird nur die erste Eltern-

Karenz im Dienstverhältnis für die 
Bemessung der Kündigungsfrist, 
die Dauer der Entgeltfortzahlung 
im Krankheits- bzw. Unglücksfall 
und das Urlaubsausmaß bis zum 
Höchstausmaß von insgesamt 10 
Monaten angerechnet. Nur weni-
ge Kollektivverträge beinhalten 
günstigere Regelungen. Deshalb 
fordert die AK, Karenzzeiten nach 
dem Mutterschutz- bzw. Väter-
karenzgesetz auf alle dienstzeitab-
hängigen Ansprüche anzurechnen.

Zudem soll auch die Väter-
karenz besser etabliert werden 
und eine gemeinsame Karenz – 
zumindest für zwei Monate beim 
erstmaligen Wechsel – ein Stan-
dardangebot von familienfreund-
lichen Unternehmen werden. 
Diesbezüglich will die AK nicht 
nur eine rasche Umsetzung der 
EU-Richtlinie zum Thema Papa-
monat und die gesetzliche Veran-
kerung des Rechtsanspruchs auf 
den Papamonat, sondern auch, 
dass eine gemeinsame Karenz von 
zwei Monaten ermöglicht wird. 

Zangerl: „Die Politik muss stär-
ker auf die Bedürfnisse junger 
Familien eingehen. Der Arbeits-
klima-Index unterstreicht, dass in 
Partnerschaften der große Wunsch 
nach ausgewogenerer Verteilung 
der Familien- und Erwerbsarbeit 
besteht. Es braucht praktikable 
Modelle. Auch im Hinblick auf 
die Pension, die nur das Spiegel-
bild des Arbeitslebens ist. Nicht 
umsonst haben Frauen oft dra-
matisch niedrige Pensionen, die 
kaum zum Leben reichen.

PFLEGE & SOZIALBETREUUNG

Teilzeitarbeit: 
Frauen stehen 

unter Druck
Fakten. Noch immer dominiert in Österreich das 

klassische Rollenbild: Er arbeitet voll, sie kümmert  
sich um die Familie und ist „Zuverdienerin“. 

Dabei ist Teilzeitarbeit oft nicht freiwillig, auch möchten 
viele Frauen mehr arbeiten. Die AK kämpft daher um 

bessere Bedingungen für Arbeitnehmer-Familien.
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TIROLER
ARBEITERZEITUNG

Laut Gesetz muss in Betrieben 
mit mehr als fünf Beschäftigten 

ein Betriebsrat errichtet sein. Die 
Aufforderung richtet sich aber direkt 
an die Belegschaft. Diese muss selbst 
die Initiative ergreifen. Die Realität 
zeigt, dass dazu der gemeinsame 
Wille vorhanden sein sollte. Bei vielen 
Arbeitgebern bestehen oft völlig un-
begründete Bedenken vor zu viel Mit-
sprache. Dabei spielt der Betriebsrat 
eine konstruktive Rolle in der Zusam-
menarbeit zwischen Belegschaft und 
Arbeitgeber und hat einen günstigen 
Einfluss auf das Arbeitsklima. Und 
seien wir uns ehrlich: Es geht um ein 
gutes Miteinander und um Demo-
kratie am Arbeitsplatz. Denn sind die 
äußeren Umstände positiv, wirkt sich 
das auch auf die Arbeitsleis tung aus. 
Zeit also, sich auch in der eigenen 
Firma für Solidarität einzusetzen, um 
im Betrieb gemeinsam das Beste zu 
erreichen. 

AK Präsident Erwin Zangerl

Demokratie am
Arbeitsplatz

KOMMENTIERT D ie Gewerkschaften, die 
Betriebsräte und die Ar-
beiterkammer sind die 
drei Säulen, die Öster-

reich zu einem der wirtschaftlich 
stärksten Länder in Europa und 
in der Welt gemacht haben. Die-
se Stärke ist ganz entscheidend, 
wenn wir die Herausforderungen 
der Zukunft für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer fair 
gestalten wollen.

In Tirol gibt es mehr als 4.500 
Betriebsrätinnen und Betriebsräte. 
Leider ist noch immer in zahl-
reichen – auch großen – Tiroler 
Firmen die betriebliche demokra-
tische Mitbestimmung der Be-
legschaft nicht erwünscht. Unter 
dem Motto: „Was die Mitarbeiter 
wollen und brauchen, weiß der 
Chef ohnehin am besten“, wird 
die Neugründung eines Betriebs-
rats von manchen Arbeitgebern 
bereits im Vorfeld behindert, etwa 
durch Drohungen oder Einschüch-
terungsversuche. So geraten ganze 
Belegschaften derart unter Druck, 
dass sie das Vorhaben wieder auf-
geben.

Doch diejenigen Firmen, die 
einen Betriebsrat haben, wissen 
das Miteinander von Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerschaft zu 
schätzen. Betriebsräte stehen heu-
te vor großen Herausforderungen: 
Neue Beschäftigungsformen, neue 
Technologien und die Haltung 
so mancher Arbeitgeber, die die 
Verhandlungen mit der Mitarbei-
terschaft als Zeitverschwendung 

betrachten, fordern die Betriebs-
rätinnen und Betriebsräte immer 
wieder heraus. Hinzu kamen die 
Attacken der alten türkis-blauen 
Regierung auf alle, die sich für 
die Interessen der Beschäftigten 
einsetzen. „Unsere Kraft liegt im 
Miteinander“, sagen AK Präsident 
Erwin Zangerl und ÖGB Vorsit-
zender Philip Wohlgemuth.

Umso bedeutsamer ist die Tat-
sache, dass es seit nunmehr 100 
Jahren das österreichische Be-
triebsrätegesetz gibt. Es ist ein Er-
folgsmodell der Mitbestimmung 
der Beschäftigten in den Betrieben. 
„Maßnahmen wie der 12-Stunden-
Tag und die 60-Stunden-Woche, 
die Streichung des freien Karfrei-
tags oder die Zentralisierung der 
Krankenkassen sind der falsche 
Weg: Wir wollen kürzere Arbeits-
zeiten und mehr Planbarkeit für 
die Beschäftigten. Wir wollen 
die Arbeitnehmerschaft gesell-
schafts- und sozialpolitisch nach 
vorne bringen und nicht zurück in 
dunkle Zeiten“, stellt Erwin Zan-
gerl klar. Auch die Digitalisierung 

bringt kein besseres Leben auf 
Knopfdruck und wird nicht die 
Interessengegensätze zwischen 
Arbeitgebern und Beschäftigten 
zum Verschwinden bringen. „Des-
halb müssen und werden wir die 
Digitalisierung aktiv mitgestalten. 
Und dazu muss auch die Mitbe-
stimmung im Betrieb ausgebaut 
werden“, verlangt Zangerl. Und 
Wohlgemuth ergänzt: „So wie vor 
hundert Jahren gilt auch heute: 
Gute Arbeitsbedingungen, faire 
Einkommen und ein Umgang auf 
Augenhöhe kommen nicht von al-
leine. Die Arbeitnehmerschaft und 
ihre Vertreter sind es, die diese 
Rechte immer wieder aufs Neue 
erkämpfen müssen.“

Große Leistung. Vor hundert 
Jahren, im Mai 1919 wurde das 
Betriebsrätegesetz verabschiedet 
und die Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer verankert. Für drän-
gende Sozialmaßnahmen war es 
hoch an der Zeit. Österreich litt 
unter den Kriegsfolgen. Es galt, 
Soldaten und Flüchtlinge wieder 
in die Wirtschaft zu integrieren. 
Die Herausforderungen für die Ar-
beitnehmer waren ungleich härter 
als heute. Im ersten Schritt wur-
den die Arbeitszeit verkürzt und 
die Arbeitslosenversicherung ein-
geführt. Maßnahmen, die damals 
noch mit Arbeitskampf und Kon-
frontationen verbunden waren. 

Auch nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs war das Klima zwi-
schen Betriebsräten und Arbeit-

gebern anfangs noch von Aus-
einandersetzungen geprägt. Erst 
Anfang der 1950er Jahre etablierte 
sich die Sozialpartnerschaft. Das 
Wirtschaftswunder ist losgegan-
gen. Den Menschen ging es bes-
ser. Die sozialen Gegensätze mä-
ßigten sich. Durch die Einrichtung 
von Betriebsräten konnten viele 
Verbesserungen erreicht werden, 

um die Arbeit körperlich leichter 
zu machen. Heute sind die Beleg-
schaftsvertreter mit ganz anderen 
Themen konfrontiert: Ein Dau-
erbrenner in der täglichen Arbeit 
ist die richtige Einstufung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Besonders gefragt ist bei den 
Betriebsräten betriebswirtschaft-
liches Wissen. Sie müssen global 
denken. Es geht um Produkti-
onskonzentrationen und Verlage-
rungen. „Betriebsräte können für 
ihre Kollegen viel erreichen und 
auch verhindern“, so Zangerl. „Es 
zahlen die drauf, die in Betrieben 
ohne Betriebsrat arbeiten. Dort 
wird meist einfach angeordnet.“ 
 Mehr dazu auf Seite 4

„Betriebsräte,  
Gewerkschaften und 
Arbeiterkammer sind 
die drei Säulen des 
Wirtschaftserfolgs.“

Erwin Zangerl, AK Präsident

„Aktiv im Betrieb, 
 gemeinsam zum  

Erfolg. Seid dabei und 
setzt euch ein als 
neuer Betriebsrat.“

Philip Wohlgemuth, ÖGB Vorsitzender

Unsere Kraft 
liegt im 

Miteinander
Fakten. Seit 100 Jahren gibt es das Betriebsrätegesetz. 
Es ist ein Erfolgsmodell für demokratische Mitsprache 

der Beschäftigten in den Betrieben. Diese  
Mitbestimmung muss aber weiter ausgebaut werden, 

vor allem im Hinblick auf die rasante Digitalisierung. 
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TIROLER
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Die AK ist die unabhängige Interes-
senvertretung für die Arbeitneh-

merschaft. Gesetzliche Einrichtungen 
wie die Kammern, eine selbstver-
waltete Sozialversicherung, freie und 
unabhängige Medien, Rechnungshof, 
Nationalbank, Statistik Austria oder 
NGOs und zivilgesellschaftliche 
Organisationen sind zentrale Elemente 
unserer Gesellschaft. Richtig verstan-
dene Regierungspolitik bedeutet, den 
Dialog mit all diesen demokratischen 
Einrichtungen zu suchen. Das heißt, 
sich mit den Meinungen anderer Orga-
nisationen und den Expertinnen und 
Experten auseinanderzusetzen. Nur so 
findet man vernünftige und nachhal-
tige Lösungen. Die AK ist die Anwältin 
von knapp vier Millionen (!) arbeiten-
den Menschen – und dieses Mandat 
nehmen wir sehr ernst. Wir sind täglich 
in Kontakt mit unseren Mitgliedern 
und wissen daher ganz genau, wie 
der Alltag der arbeitenden Menschen 
aussieht und mit welchen Problemen 
sie konfrontiert sind. Umso konkreter 
sind unsere politischen Forderungen 
für eine lebenswerte Zukunft.

AK Präsident Erwin Zangerl

Demokratie
beginnt beim Dialog

D ie nächste Bundesregie-
rung muss sich wieder 
verstärkt um die Anlie-
gen der Beschäftigten 

kümmern. Die Menschen spüren, 
dass der Druck auf sie immer grö-
ßer wird. Die Arbeitsverdichtung 
nimmt zu, die beruflichen Anfor-
derungen steigen, die Arbeitszeit 
wird entgrenzt. Damit steigt na-
türlich auch der Druck im Privat- 
und Familienleben. Für die Arbei-
terkammer ist deshalb klar: Die 
Beschäftigten haben Respekt und 
Anerkennung für ihre Leistungen 
verdient.

Das heißt: Die Beschäftigten 
und ihre Interessenvertretungen 
wieder auf Augenhöhe miteinzu-
beziehen, für gute Arbeitsbedin-
gungen und hohe Lebensqualität 
für alle zu sorgen, aber auch, die 
Beschäftigten bei der Bewältigung 
der Klimakrise mitzunehmen.

Auf Erfolgsspur. Bestens ausgebildete Fachkräfte, weltweit anerkannte Produkte und  
Dienstleistungen, die soziale Sicherheit ein Vorbild: Diese Erfolge sind Ergebnis des 
rot-weiß-roten Wegs des sozialen Zusammenhalts, des Ausgleichs und des Dialogs.
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Qualifizierungsgeld. Viele Men-
schen müssen oder wollen beruflich 
neu starten, um ihre Chancen in der 
Arbeitswelt zu verbessern. Dafür 
brauchen sie die passende Ausbil-
dung. Die derzeitigen öffentlichen 
Angebote reichen nicht aus. Die 
AK spricht sich daher für ein Recht 
auf Weiterbildung in Form des 
Qualifizierungsgeldes aus. Für Be-
schäftigte, Selbstständige und Ar-
beitslose muss es die Möglichkeit 
geben, eine selbstgewählte Ausbil-
dung von maximal 36 Monaten zu 
absolvieren. In dieser Zeit sollen sie 
ausreichend finanziell unterstützt 
werden. Voraussetzungen sind eine 
fünfjährige Beschäftigung und eine 
spezielle Bildungsberatung.

Solidarische Steuern. Die kom-
mende Bundesregierung muss 
eine sozial gerechte Steuerstruk-
turreform in Angriff nehmen. Es 

geht nicht darum, wieviel Steuern 
insgesamt bezahlt werden, son-
dern wer wieviel bezahlt. Darum 
fordert die AK, dass die Steuer-
struktur reformiert wird. Große 
Vermögen müssen stärker besteu-
ert werden als Arbeit. Eine solche 
Reform, wie sie auch die OECD 
und die EU-Kommission empfeh-
len, wäre gerecht, würde Arbeits-
plätze schaffen und die Wirtschaft 
ankurbeln. Während die extrem 
Vermögenden kaum Steuern zah-
len, schlägt bei den Beschäftigten 
die kalte Progression zu. Neben ei-
ner Lohnsteuersenkung braucht es 
daher auch Überlegungen zu einer 
Abschaffung der kalten Progres-
sion. In diesem Zusammenhang  
fordert die AK, dass die künftige 
Regierung gerechte Finanzie-
rungsmodelle zur Zukunftssiche-
rung vorlegt. Noch immer gibt es 
Schlupflöcher für Konzerne und 

Steuerdumping. Der Wettbewerb 
um möglichst niedrige Konzern-
steuern und die vielen Steuersümp-
fe nützen nur Großkonzernen. 
 
Impulse setzen. Das rasante Wirt-
schaftswachstum soll sich laut Pro-
gnosen einbremsen, was sich auch 
negativ auf die Arbeitslosigkeit 
auswirken wird. Die Menschen 
verlieren ihre Arbeit oder verdie-
nen weniger, das bedeutet auch 
weniger Konsum und dadurch eine 
zusätzliche Schwächung der Wirt-
schaft. Neben den persönlichen 
Schicksalen ist eine hohe Arbeits-
losigkeit auch ein Problem für je-
den Staatshaushalt. Die AK fordert 
daher von der nächsten Regierung 
ein Beschäftigungspaket, das die 
negativen Folgen einer Wirtschafts-
flaute für die Arbeitnehmerschaft 
abschwächt.  
 Lesen Sie mehr dazu auf Seite 2

Richtige Reformen für 
lebenswerte Zukunft

KOMMENTIERT
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Selten wird so oft über Armut und 
Einsamkeit gesprochen wie zur 

Weihnachtszeit. Und trotzdem gilt 
es genau hinzuhören, wenn es um 
Krankheit, Not und soziale Ausgren-
zung geht. Denn die Betroffenen 
haben keine fi nanzkräftige Lobby, die 
sich für sie einsetzt. Und sie melden 
sich meist auch nicht lautstark zu 
Wort. So gehen ihre Probleme im 
allgemeinen Trubel oftmals unter.
Ein plötzlicher Verlust des Arbeits-
platzes oder eine schwere Erkran-
kung, und schon droht eine Familie, 
in die Armut abzurutschen. Weil die 
AK Tirol ihren Mitgliedern auch in Not-
lagen zur Seite steht, wurde vor mehr 
als zehn Jahren der Unterstützungs-
fonds ins Leben gerufen. Mit mehr 
als 3,4 Millionen Euro konnte die AK 
inzwischen mehr als 12.000 betrof-
fenen Familien zur Seite stehen. Viel 
Geld, aufgebracht von unseren Mit-
gliedern, die durch ihre solidarischen 
Beiträge viel Gutes an ihren Nächsten 
tun. Eine wundersame Weihnachtsge-
schichte, wenn dank Solidarität aller 
so viel Gutes für unschuldig in Not 
Geratene erreicht werden kann.

Parallel zum Unterstützungsfonds 
hat sich vor zehn Jahren der Josefi -
kreis (siehe rechts) zusammengefun-
den. Basierend auf dem Gedanken 
einer Vernetzung aller Hilfseinrich-
tungen, um Betroffenen möglichst 
kompetent und umfassend zur Seite 
zu stehen und ein Sprachrohr für die-
jenigen zu sein, die sich nicht mehr 
selbst helfen können. Im Josefi kreis 
will dieses Netzwerk die Armut besie-
gen. Ein gewaltiges Hoffnungszeichen 
für Tirol und für die Weihnachtszeit: 
Das Wissen, dass niemand allein 
gelassen wird. 

AK Präsident Erwin Zangerl

Niemand soll in 
Tirol allein bleiben

KOMMENTIERT

E ine der vielen Weihnachts-
metten, die ich bisher 
miterlebt habe und nie 
vergessen werde: mit Woh-

nungslosen. Der junge Priester 
meint es gut und erzählt von Gott, 
der jeden Menschen das Leben lang 
begleitet. Nach den ersten Sätzen 
schon die ersten Zwischenrufe: 
„Bei mir war er jedenfalls nicht. Ich 
habe von Gott nichts bemerkt, als es 
mir so schlecht gegangen ist.“ Die 
Zustimmung war breit, die Mette 
wurde kurzzeitig zur liturgischen 
Katastrophe. Ja, diese Männer ha-
ben in der Krise von Gott nichts be-
merkt. Weil ihnen damals oft auch 
kein Mensch zur Seite gestanden 
ist. Den Abgestürzten – Job weg, 
Familie weg, Alkohol und Schulden 
– standen vor allem Unverständnis 
und Verachtung „zur Seite“. Was 
jeder, neben geduldigen Freunden, 

damals gebraucht hätte: eine profes-
sionelle Sozialarbeit. Aber die war 
nur punktuell da.

Mir geht dieses Erlebnis immer 
durch den Kopf – besonders wenn 
ich die Weihnachtsgeschichte ins-
gesamt höre. Das ist nicht nur eine 
Geschichte von Engels-Chören, 
von einem „holden Knaben“ – es 
ist auch die ewige Geschichte von 
Armut und Obdachlosigkeit, Ver-
folgung und Flucht.

Jetzt zurück in unsere Zeit! Die 
Zwischenrufer der damaligen 
Weihnachtsmette stehen für „extre-
men Absturz“. Ich hoffe sehr, dass 
es dem einen oder anderen gelun-
gen ist, wieder „herauszukommen“.

Aber: Wir müssen schon daran 
denken, dass sich auch in Tirol 
viele existenziell und fi nanziell am 
Rande befi nden! Mehr als 100.000 
Menschen sind arm oder armuts-
gefährdet – mit tausenden Kindern, 
Jugendlichen. Ein Gutteil davon 

arbeitet „ganz normal“, kann aber 
vom Einkommen nicht leben (Wor-
king Poor). Die Armut betrifft alle 
berufl ichen Bereiche bis hin zum 
Selbstständigen. Ebenso Pensionis-
tinnen und Pensionisten, Menschen 
mit Behinderung, Junge, Alte, Ge-
fl üchtete.

Ich weiß, dass die Politik in Ti-
rol alles Mögliche zur Reduktion 
der Armut unternimmt. Und auch, 
dass der Spruch meines Freundes 
Reinhold Stecher von der Woge der 
Hilfsbereitschaft stimmt. Worauf 
ich aber immer mehr draufkomme: 
Wir müssen dafür sorgen, dass die 
Erfahrung und das Wissen der prak-
tischen Sozialarbeit direkt in die 
Entscheidungen von Politik und 
Verwaltung einfl ießen. So wie dies 
bei der Landwirtschaft, der Arbeit-
nehmerschaft, der Wirtschaft ist. 
Auch die Pensionistinnen und Pen-
sionisten verfügen über eine eigene 
Vertretung.

Genau das brauchen wir zur Be-
kämpfung der Armut. Mit großer 
Unterstützung der Arbeiterkammer 
Tirol wurde vor gut zehn Jahren 
der „Josefi kreis“ mit etwa 80 So-
zialeinrichtungen gegründet. Aus 
ihm und dem Kampf gegen das un-
erträgliche „Sozialhilfegesetz“ mit 
vielen Kürzungen ist eine Bündnis-
initiative entstanden. Mit mehr als 
300 Mitgliedern. Und würden alle 
Betroffenen und ihre Sozialvereine 
eine Partei wählen – diese Partei 
wäre die Zweitstärkste im Landtag! 
Der Weihnachtswunsch 2019: Dass 
dieses große und idealistische so-
zialarbeiterische Potenzial zur Be-
kämpfung der Armut erkannt und 
eingesetzt wird.

Danke und Vergelts Gott für Eure 
Unterstützung dieses Weihnachts-
wunsches!

Von der 
Arbeit leben 
können
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TIROLER
ARBEITERZEITUNG

Arm trotz Arbeit. Wir müssen daran denken, 
dass sich in Tirol viele Familien existenziell 
und fi nanziell am Rande befi nden! Mehr als 
100.000 Menschen sind arm oder armutsgefährdet – 
darunter tausende Kinder und Jugendliche. Gemeinsam 
können wir die Armut in Tirol jedoch besiegen.

von Dr. Lothar Müller

© zolga/stock.adobe.com

Dr. Lothar Müller ist Sozialethiker 
und Koordinator des AK Unterstützungs-
fonds und des Josefi kreises

WEIHNACHTSWUNSCH:

TIROLER ARBEITERZEITUNG
Ausgaben 2019
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Stefan Scherl
Vorsitzender, Kammerrat 
AAB-FCG�

LAbg. Heinrich Kirchmair
Kammerrat 
AAB-FCG�

Thomas Lintner
Kammerrat 
AAB-FCG�

Leonhard Klocker
Kammerrat 
AAB-FCG�

Helmut Deutinger
Kammerrat 
GRÜNE-UG�

Gottfried Kostenzer
Kammerrat 
AAB-FCG�  

Dr. Stephan Bertel
Kammerrat 
FSG�  

Markus Obojes
Kammerrat 
AAB-FCG�

INTERESSENSPOLITIK

Ausschuss Interessenpolitik

Bernhard Höfler
Kammerrat 
FSG�

LAbg. Patrick Haslwanter
Kammerrat 
FPÖ�



DAS LEISTET
DEINE

Sie haben Rechte. 
Wir helfen, dass Sie auch  
zu Ihrem Recht kommen!  GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

DATEN & ZAHLEN 2019 ZU DEN LEISTUNGEN & ERFOLGEN

tirol.arbeiterkammer.at
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 ARBEITER- 
 KAMMER 

Rechts-
schutz

 

45,3 Millionen € für die AK Mitglieder
... nach Pleiten (Insolvenzrecht), 
bei Problemen am Arbeitsplatz, 
in Pensions fragen (Sozialrecht), 
in Steuerfragen und für 
Konsumenten herausgeholt.

Steuern
Arbeitsrecht

Insolvenz-
recht

Konsumenten-
schutz

Berechnung auf Basis Rechnungsabschluss 2019

AK Tirol Beiträge

44.109.800 €

30,0%
19,1%

13,4%

9,5%

7,0%

15,1%

Vorsorge
Information

Unterstützung

1,7% Selbstverwaltung

2,8%
Leistungen 
an die BAK

1,4%
Einhebung des 

AK Beitrages

Konsumenten-
schutz

Ausbildung,
Beihilfen

2019

Diese wurden eingesetzt für:

Bildungs-
förderungen

Ausbezahlt: 1,984.200 €

3.086

368.727

303.904
zahlen Mitgliedsbeitrag*

MITGLIEDER vertreten wir Tag für Tag!

64.823
sind vom Beitrag 
befreit

AK-BEITRAG

* Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag 
beträgt netto weniger als 7 Euro im Monat,

der Höchstbeitrag netto 14,44 Euro im Monat
(Österreich-Durchschnitt).

 Begut- 
 achtungen
von Verordnungen und Gesetzen
380

VerordnungenBundes-
gesetze

Landesgesetze

EU &
Inter - 
nationales

160
35

81

104

stehen mit Rat und Tat zur Seite. 
335 Mitarbeiter

Das entspricht ca.
1.101 Mitgliedern pro 
AK Mitarbeiter.

gab es im Jahr 2019 von den Experten für unsere Mitglieder. Hier die wichtigsten Themen & Beratungsarten:
326.430 Beratungen

Arbeit, Soziales 
& Insolvenz
Konsumenten-
schutz

Steuerrecht

Bildung & Unter-
stützungen

202.450 Beratungen

74.320

29.060

20.600

WORÜBER

telefonisch

persönlich

schriftlich,  
per E-Mail

225.600 Beratungen

85.520

15.310 WIE

100.000 100.000 200.000

Stand der 
AK Tirol Mitglieder 

per 31.12.2019

82,4%

17,6%

27,9 
Sozialgerichts-

verfahren

9,3 1,33,33,5
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Arbeiterkammer Tirol 

Maximilianstraße 7, 6020 Innsbruck

www.ak-tirol.com

ak@tirol.com

AK Tirol in den Bezirken:

Imst, Rathausstraße 1, 6460 Imst
Kitzbühel, Rennfeld 13, 6370 Kitzbühel
Kufstein, Arkadenplatz 2, 6330 Kufstein
und Wörgl, Bahnhofplatz 6, 6300 Wörgl 
Landeck, Malserstraße 11, 6500 Landeck 
Osttirol / Lienz, Beda-Weber-Gasse 22, 9900 Lienz
Reutte, Mühler Straße 22, 6600 Reutte
Schwaz, Münchner Straße 20, 6130 Schwaz
Telfs, Moritzenstraße 1, 6410 Telfs

kostenlose AK Servicenummer: 
Tel. 0800/22 55 22


